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Thema der Woche 


Ernst Thälmann - der 
Kommunist 

Vor 70 Jahren wurdeThälmann im KZ 
Buchenwald ermordet. Am 14. August 
1944 erklärte Hitler bei einem Vortrag 
von Himmlerdiesem sein Einverständ¬ 
nis,Thälmann zu liquidieren, was ein 
SS-Kommando am 18. August im Kre¬ 
matorium in Buchenwald vollzog. 

Der Mord an Ernst Thälmann blieb un- 
gesühnt.So wie viele Millionen andere 
Nazi-Morde.... 

Seiten 9 und 10 


„Die Schuld“ der Russen 


F ür Nato-Generalsekretär Rasmus- 
sen ist alles klar. Im „Konflikt mit 
Russland“ stellte er in der vergan¬ 
genen Woche bei einem Treffen mit 
Präsident Poroschenko Hilfe in Aus¬ 
sicht. Die Nato stehe bereit, die Ukra¬ 
ine zu unterstützen. Gedacht sei an Be¬ 
rater, logistische Unterstützung, Waf¬ 
fen. Rasmussen warf Russland vor, die 
Ukraine weiter zu destabilisieren und 
die „prorussischen Separatisten“ zu 
unterstützen. Durch den Konflikt im 
Osten des Landes seien Freiheit und 
Zukunft der Ukraine bedroht. Ein 
Russland weiter provozierendes NA- 
TO-Manöver - „Rapid Trident“ - soll 
vom 11. bis 28. September im Westen 
der Ukraine stattfinden. 

Durch wechselnden Einsatz von 
Kriegsschiffen im Schwarzen Meer 
wollen die USA zudem offenbar die 
Montreux-Konvention unterlaufen, 
nach der sich Einheiten von Nicht- 
Schwarzmeer-Staaten höchstens 
21 Tage dort aufhalten dürfen. Die 
russische Nordflotte berichtete am 
Sonntag von einer Provokation durch 
ein U-Boot - offenbar der US-Mari- 
ne - in grenznahem Gewässer. 

Die Zahl der „Grenzüberschrei¬ 
tungen“ wächst. Der „Nervenkrieg“ 
und die Versuche der Destabilisierung 
an den Grenzen Russlands und in der 
russischen Gesellschaft gehen weiter. 
Vor allem die USA haben an der De¬ 
stabilisierung der Region und der Ein¬ 
schränkung des russischen Einflusses 
ein Interesse um die eigene Stellung 
zu stärken und Positionen gegenüber 
Bündnispartnern „zurückzugewinnen“. 
Wollen die USA, die NATO und EU 
aber auch einen Krieg gegen Russ¬ 
land? Sie sind jedenfalls derzeit nicht 
bereit, zur Deeskalation in der Ostuk¬ 
raine beizutragen. Die Toten des Flugs 
MH 17 werden missbraucht um den 
Konflikt zu schüren. Behauptet wird, 
die Russen stünden kurz vor der Inva¬ 
sion. Beweise? Keine. 

Die deutschen Medien überschla¬ 
gen sich regelrecht in ihrer Kriegsre- 
thorik: Der Tagesspiegel schrieb „Ge¬ 
nug gesprochen!“, die FAZ forderte 
„Stärke zeigen“, die Süddeutsche „Jetzt 
oder nie“, der Spiegel rief zum „Ende 
der Feigheit“ auf: „Putins Gespinst aus 
Lügen, Propaganda und Täuschung ist 
aufgeflogen. Die Trümmer von MH 17 
sind auch die Trümmer der Diploma¬ 
tie.“ 


Nur im Handelsblatt gab es durch 
Herausgeber Gabor Steingart - offen¬ 
bar Sprachrohr eines bedeutenden Kli¬ 
enteis der deutschen Wirtschaft - vor 
allem in Auseinandersetzung mit der 
FAZ - deutlichen Widerspruch: „Jeder 


lungen. Im russischen Interesse liegt, 
seine inneren Verhältnisse stabil zu 
gestalten. Das wäre ein Anknüpfungs¬ 
punkt für fruchtbare Verhandlungen. - 
Wenn die USA, die EU und NATO 
denn wollten ... 


US-Finanzquellen und zu Technolo¬ 
gie für die Ölförderung in der Tiefsee 
und Arktis verwehrt werden. Das al¬ 
les soll Russland zwingen, im Konflikt 
um die Ukraine „einzulenken“. 

Ob die derzeitige russische Re¬ 



Markt in Moskau 


Fehler beginnt mit einem Denkfehler. 
Und um einen solchen handelt es sich, 
wenn man glaubt, dass nur der ande¬ 
re von Wirtschaftsbeziehungen profi¬ 
tiert und also unter ihrem Entzug lei¬ 
det. Wenn die Wirtschaftsbeziehungen 
vorher zum beiderseitigen Vorteil un¬ 
terhalten wurden, produziert ihre Kap- 
pung unweigerlich den beiderseitigen 
Nachteil.... Auch der Gedanke, durch 
wirtschaftlichen Druck und politische 
Isolation werde man Russland in die 
Knie zwingen, ist keiner, der zu Ende 
gedacht wurde. Selbst wenn dieses An¬ 
sinnen gelänge: Was soll Russland da 
unten? Wie will man im europäischen 
Haus zusammen leben mit einem er¬ 
niedrigten Volk, dessen gewählte Füh¬ 
rung man als Paria behandelt und des¬ 
sen Bürger man womöglich im kom¬ 
menden Winter den Suppenküchen 
überstellt.“ 

Russlands Vorschläge und Ange¬ 
bote - auch in der UNO - setzten be¬ 
kanntlich auf Deeskalation, Verhand- 


Zum „Nervenkrieg“ mit erhebli¬ 
chen ökonomischen Folgen für Russ¬ 
land sowie für EU-Staaten gehören 
die vergangene Woche in Kraft ge¬ 
tretenen Sanktionen. Zu ihnen ge¬ 
hört eine Erschwerung des Zugangs 
zu den EU-Finanzmärkten für russi¬ 
sche Banken. EU-Bürgern und -Fir¬ 
men ist es untersagt, Anleihen, Ak¬ 
tien oder Finanzprodukte mit einer 
längeren Laufzeit als 90 Tage zu kau¬ 
fen oder zu verkaufen. Auch „künfti¬ 
ge Rüstungslieferungen“ sollen ver¬ 
boten werden. 

Ausfuhrverbote nach Russland 
bzw. wichtige Einschränkungen gibt 
es für Spezialtechnik zur Ölförde¬ 
rung. Rohre und Pumpen bedürfen 
einer gesonderten Ausfuhrgenehmi¬ 
gung. Dennoch werden Rosneft und 
der US-Konzern Exxon-Mobil dem¬ 
nächst gemeinsame Probebohrungen 
in der Karasee (einem Randmeer des 
Nordpolarmeers) durchführen. Al¬ 
lerdings soll Rosneft der Zugang zu 


aktion auf die Wirtschaftssanktionen 
wirksam ist, ist eine ganz andere Fra¬ 
ge. Das Land will aber seinen Handel 
mit Lateinamerika und vor allem den 
anderen BRICS-Staaten verstärken. 

Auf der Verbotsliste für die Ein¬ 
fuhr aus der EU, den USA, Kana¬ 
da und Norwegen stehen unter an¬ 
derem Rindfleisch, Schweinefleisch, 
Obst, Geflügel, Käse und Milcher¬ 
zeugnisse sowie Nüsse und sonstige 
Produkte. Das trifft die kleinen Pro¬ 
duzenten in der EU und in Nordame¬ 
rika, weniger den russischen Mittel¬ 
stand, dessen Angehörige nun für 
einige Zeit auf den geliebten Parme¬ 
san aus Italien oder die favorisierte 
Käsesorte aus Frankreich verzichten 
müssen. Die Sanktionen treffen vor 
allem die Armen bzw. die am Rande 
der russischen kapitalistischen Ge¬ 
sellschaft Lebenden. Denen wird es 
noch schlechter gehen, wenn in der 
Folge die Preise weiter steigen ... 

Nina Hager 


Der Kraftprotz vom Bosporus 

Erdogan wechselt ins Präsidentenamt 


Das ist das Schöne an der bürgerli¬ 
chen Demokratie: Jeder, der es sich 
leisten kann, bekommt seine Chance. 
Auch wenn er für einen angesehenen 
bürgerlichen Beruf zu viel Dreck am 
Stecken hat. 

Nun hat es Ministerpräsident Re- 
cep Tayyip Erdogan schon im ersten 
Wahlgang mit stolzen 51,8 Prozent 
der abgegebenen Wählerstimmen ge¬ 
schafft, Präsident der Türkei zu wer¬ 
den - trotz Korruptionsaffären, „Säu¬ 
berung“ von Justiz, Verwaltung und 
Polizei, Gängelung der Presse bis zur 
Verhaftung kritischer Journalisten, 
brutaler Niederschlagung von Pro¬ 
testen. Eine Wählerschaft aus religi¬ 
ös-konservativer Landbevölkerung, 
Ultranationalisten und von Schich¬ 


ten der städtischen Bevölkerung, die 
in den elf Aufschwungjahren seit der 
Regierungsübernahme der Erdogan- 
Partei AKP zu Geld gekommen sind, 
bescherte ihm den Sieg und öffnete 
den Weg. 

„Unsere Mission hat gerade erst 
begonnen.“ Mit diesem Schlachtruf 
beendete Erdogan seine Wahlkampf¬ 
auftritte. Die „neue Türkei“, die er 
verspricht, ist eine autoritär geführte 
Gesellschaft mit der Ideologie eines 
kapitalismuskompatiblen Islamis¬ 
mus - plus „Berlusconisierung“ zur 
Bereicherung der einflussreichsten 
Cliquen. 

Dieses Konzept muss die Polari¬ 
sierung unter der Bevölkerung noch 
weiter vorantreiben. Der Kandidat 


der beiden größten Oppositionspar¬ 
teien CHP und MHP, Ekmeleddin 
Ihsanoglu, war trotz seiner 38,5 Pro¬ 
zent keine wirkliche Alternative. 
Das war eher der junge Selahattin 
Demirtas, der für die prokurdische, 
nach ihrem Selbstverständnis lin¬ 
ke „Demokratische Partei der Völ¬ 
ker“ (HDP) antrat und 9,7 Prozent 
der Stimmen einsammeln konnte. 
Weit über das kurdische Lager hin¬ 
aus konnte er offenbar linksliberale 
und linke Wähler hinter sich bringen. 
Hier liegt das Potential, das den Wi¬ 
derstand gegen Erdogans „Führerde¬ 
mokratie“ entwickeln muss. Das wird 
ein schwerer Kampf, denn Erdogan 
hat schon als Premier seine Skrupel¬ 
losigkeit bewiesen. Lässt er sich nun 


im Präsidentenamt mit noch mehr 
Machtmitteln ausstatten, so wird er 
unberechenbar. 

Das gilt - und damit wird Erdo¬ 
gan auch zum Risiko für die Herr¬ 
schenden in der EU und in den 
USA - auch für die Außenpolitik. 
Denn die neoosmanische Propagan¬ 
da vom „Unabhängigkeitskrieg der 
Türkei“, den der starke Mann vom 
Bosporus in seinen Wahlkampfre¬ 
den beschwor, richtet sich, bisher nur 
verbal, nicht nur gegen unmittelba¬ 
re Nachbarstaaten, sondern auch im 
Maghreb und auf dem Balkan. Und 
selbstverständlich unterstützt die 
Türkei die sunnitischen Rebellen im 
Irak und in Syrien. 

Manfred Idler 


++letzte meldung+++letzte 
meldung+++letzte meldun 
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Neues zur Rechtschreibreform 

Die deutsche Rechtschreibkommis¬ 
sion hat für den deutschen Sprach¬ 
schatz folgende neue Redewendung 
amtlich zugelassen: Wenn Bundes¬ 
präsidenten künftig gebetsmühlenar¬ 
tig begründen, warum Angriffskrie¬ 
ge wichtig sein sollen, darf berechtigt 
von „vorgaucken lassen“gesprochen 
werden. 

Gesundheitsreform: Neuregelung 

Die Regierung will für Kranken versi¬ 
cherte die Terminvergabe bei Arztbe¬ 
suchen neu regeln. 

Jeder soll spätestens nach vier Wochen 
einen Arzttermin erhalten. - Für Kas¬ 
senpatienten findet - wie der Name 
schon sagt - die Gesundheitsuntersu¬ 
chung in der Buchhaltung der Praxis 
statt, und zwar in Form einer ordent¬ 
lichen Kassenrevision mit Überprü¬ 
fung der Handkasse. An Stelle der 
Gesundheitskarte sind die letzten 
Sparbücher mitzubringen und die 
Barbestände vollständig abzugeben. 

BND-Umzug 

Der geplante Umzug des Bundes¬ 
nachrichtendienstes verzögert sich. 
Unklar ist nämlich wohin. 

Um Synergieeffekte mit seinem gro¬ 
ßen Partner NSA zu erzielen, wäre es 
ohnehin am besten, wenn der BND 
für immer in die USA zieht. Die Krite¬ 
rien, daß er zur unerwünschten Orga¬ 
nisation in Deutschland zählt, erfüllt 
er schon lange. 

Soli 

Wahr ist, daß wieder einmal über ei¬ 
nen neuen Verwendungszweck des 
Solidaritätszuschlages nachgedacht 
wird. Die schwächeren Vorschlä¬ 
ge sind „Neues Banken-Scherflein“ 
„ Ursulas Drohnen-Topf“ oder „ Un- 
entdeckte Diäten-Aufstockung“. 
Unwahr ist, daß Regierungen wegen 
Diebstahls angezeigt werden können, 
wenn sie sich fortgesetzt und willkür¬ 
lich am Eigentum der Bürger mittels 
Steuerfestsetzungen vergreifen. 

Werner Lutz 
(Deutscher Einheit(z) - Textdienst) 


70. Jahrestag der 
Ermordung 
Ernst Thälmanns 

23. August 2014 in Berlin 


10 Uhr bis 12 Uhr, 

Konferenz, Karl-Liebknecht- 
Haus (Kleine Alexanderstr. 28), 
Rosa-Luxem burg-Saal 

12 Uhr bis 13 Uhr, 

Kranzniederlegung an der 
Gedenktafel für Ernst Thäl¬ 
mann, Karl-Liebknecht-Haus 

13 Uhr bis 14 Uhr, 

Demonstration zum 
Ernst-Thälmann-Park 

14 Uhr bis 16 Uhr, 

Kundgebung vor dem 
Ernst-Thälmann-Denkmal, 
Greifswalder Straße. Berlin- 
Prenzlauer Berg 



















Freitag, 15. August 2014 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Auch Überlebensfrage für die Demokratie 

Interview mit Volker Metzroth zur Arbeitszeitverkürzung 



Streiks der Nordredaktionen 
gegen Tarifdumping 


Vor der nächsten Verhandlungsrunde 
für die Zeitungsverlage in Schleswig- 
Holstein und Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern machen die Redakteurinnen 
und Redakteure Druck: Bereits seit 
vergangenen Freitag sind die Redak¬ 
tionen der Ostsee-Zeitung, der Lübe¬ 
cker Nachrichten, der Kieler Nachrich¬ 
ten und der Dithmarscher Landeszei¬ 
tung dem Streikaufruf der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 
und des Deutschen Journalisten-Ver¬ 
bandes (DJV) gefolgt. 

Der Verband der Nordverleger 
(VZN) war von einem vorher mitver- 


Der Volkswagenkonzern ist in den 
letzten Jahren enorm gewachsen. Der 
Konzern beschäftigt weltweit über 
575000 Menschen an mehr als 100 
Standorten. Durch die Übernahmen 
von Porsche und MAN arbeiten allein 
in Deutschland über 250 000 Beschäf¬ 
tigte für den Konzern. 20 000 neue Ar¬ 
beitsplätze wurden geschaffen und seit 
2012 allein 9 000 Kolleginnen aus der 
Zeitarbeit übernommen. 

Die Phase des starken Wachstums 
ist vorbei. An den ehrgeizigen Zielen 
des Konzerns bis 2018 hält der Vor¬ 
stand fest, um das Unternehmen an 
die Weltspitze zu führen. Volkswagen 
werde an den selbstgesteckten Zielen 
festhalten und alles Notwendige dafür 
tun, das Renditeziel von sechs Prozent 
zu erreichen, betonte der Vorstands¬ 
vorsitzende Martin Winterkorn in sei¬ 
ner Rede auf einer außerordentlichen 
Betriebsversammlung am 23. Juli in 
Wolfsburg. Dieser Aussage waren Me¬ 
dienmeldungen vorangegangen, denen 
zufolge Volkswagen ein riesiges Spar¬ 
programm plane. Insbesondere die 
Renditeerwartungen der Marke Volks¬ 
wagen seien in Gefahr und erforderten 


handelten Tarifergebnis auf Bundes¬ 
ebene überraschend zurückgetreten 
und hatte am 29. Juli angekündigt, das 
Bundes-Ergebnis unterlaufen zu wol¬ 
len. 

„Über 150 streikende Kolleginnen 
und Kollegen in den letzten drei Ta¬ 
gen und deren Teilnahme auf der heu¬ 
tigen Demonstration in Lübeck ma¬ 
chen deutlich, dass das Verhalten der 
Verleger in Kiel, Heide, Lübeck und 
Rostock inakzeptabel ist“, erklärte der 
ver.di-Verhandlungsführer Matthias 
von Fintel. 


eine grundlegende Weichenstellung für 
die Zukunft. 

Diese Berichterstattung und die 
Sorge um den Arbeitsplatz führten zu 
großem Interesse an der Versammlung, 
die mit über 20 000 Kolleginnen und 
Kollegen besonders gut besucht war. 
Gleichzeitig bekannte er sich zum Pro¬ 
duktionsstandort Deutschland und da¬ 
mit zu den 250 000 Beschäftigten. 

Bernd Osterloh, Vorsitzender des 
Gesamt- und Konzernbetriebsrats von 
Volkswagen hat in seiner Rede die Un¬ 
terstützung des Betriebsrates zum Effizi¬ 
enzsicherungsprogramm des Vorstands 
zugesagt. Er betonte aber gleichzeitig, 
dass keine der Maßnahmen zu Lasten 
der Beschäftigung gehen dürfe und Ein¬ 
schnitte bei tarifvertraglichen Leistun¬ 
gen ausgeschlossen seien. Der Betriebs¬ 
rat unterstützt das Anliegen, sofern es 
darum geht, die hausgemachten Proble¬ 
me endlich in den Griff zu bekommen. 
Insbesondere bei den Prozessen und 
Abläufen bestehe Handlungsbedarf. 
Bei Volkswagen muss auch weiterhin 
der Grundsatz des Gleichklangs von 
Wirtschaftlichkeit und Beschäftigung 
gelten, betonte er. W. S. 


UZ: Man könnte den Eindruck gewin¬ 
nen, dass die Forderung nach einer ra¬ 
dikalen Verkürzung der Wochenarbeits¬ 
zeit in den Gewerkschaften derzeit bes¬ 
tenfalls eine untergeordnete Rolle spielt. 
Entspricht das auch deiner Wahrneh¬ 
mung? 

Volker Metzroth: Nach der Nieder¬ 
lage im Kampf um die 35-Stunden- 
Woche in der Ostdeutschen Metallin¬ 
dustrie war es lange Zeit wirklich so. 
Aber die Diskussion hat längst wieder 
begonnen. Anträge dazu beim ver.di- 
Bundeskongress 2011 forderten neue 
diesbezügliche Initiativen. Seither be¬ 
fasst sich u. a. eine Arbeitsgruppe beim 
Bundesvorstand mit dem Thema, in 
der Vertreterinnen der Antragsstel¬ 
lenden mitarbeiten. 

Beim DGB-Bundeskongress war 
sie wieder ein Thema. Anträge aus 
Baden-Württemberg, Hessen und 
Thüringen verlangten entsprechende 
Aktivitäten der Gewerkschaften. Die 
Forderung nach einer 30-Stunden-Wo- 
che bei vollem Lohn- und Personalaus¬ 
gleich tauchte aber noch nicht auf. Sie 
wird derzeit z. B. in Anträgen bei ver. 
di-Konferenzen erhoben. 

Der DGB-Bundeskongress ver¬ 
langte im Leitantrag „Für eine Neue 
Ordnung der Arbeit“ u.a. Maßnah¬ 
men gegen die Entgrenzung von Ar- 
beits- und Freizeit, benannte Zusam¬ 
menhänge von Arbeitszeitregelungen 
und Gesundheitsschutz und forderte 
die Einschränkung der Ausnahmere¬ 
gelungen im Arbeitszeitgesetz. Das ist 
ein Katalog sinnvoller Anregungen für 
die betriebliche und gewerkschaftspo¬ 
litische Arbeit, wo doch die reale Ar¬ 
beitszeit Vollzeitbeschäftigter trotz ta¬ 
riflicher Arbeitszeiten von 35 bis 38,5 
mittlerweile fast 42 Stunden beträgt. 
Es kommt hinzu, dass zusätzliches 
Arbeiten via Internet im Urlaub, am 
freien Wochenende, nicht registrierte 
Überstunden und ständige Erreich¬ 
barkeit nicht nur Familien- und gesell¬ 
schaftliches Leben zerrütten, sondern 
auch die Gesundheit von Millionen ab¬ 
hängig Beschäftigten. 

Dass mancher sagt: „30 Stunden? 
Ich wäre schon zufrieden, wenn es nur 
40 wären!“ ist nachvollziehbar. Der 
richtige Ansatz, an den konkreten 
Problemen anzuknüpfen, rechtfertigt 
m. E. aber nicht den Verzicht darauf, 
ein konkretes Ziel wie die „30“ zu be¬ 
nennen. 

UZ: Wo siehst du die Widerstände in 
den eigenen Reihen gegen Arbeitszeit¬ 
verkürzungen? Gibt es Kolleginnen 
und Kollegen, die sich mit dem Thema 
schwertun? 

Volker Metzroth: Das ist m.E. kein 
„Oben-Unten-Problem“. Ich erlebte 
jüngst bei einer Fachbereichsmitglie¬ 
derversammlung, dass es nicht die 
Hauptamtlichen und die Freigestell¬ 



ten waren, sondern aktive Ehrenamt¬ 
liche, die ihre Zweifel bezüglich der 
30-Stunden-Woche formulierten. Das 
ging von der falschen Wahrnehmung, 
dass infolge früherer Arbeitszeitver¬ 
kürzungen die Arbeitsdichte erhöht 
worden sei, bis hin zum Fachkräf¬ 
temangel im Pflegebereich. Ich hat¬ 
te selbst mal die 34-Stunden-Woche, 
musste aber nach einer Ausgliederung 
wie Zehntausende andere Betroffene 
trotz erheblichen Widerstands eine 
Erhöhung auf 38 ohne Lohnausgleich 
schlucken. Die „Lehre“ der meisten 
Kolleginnen und Kollegen daraus 
war nicht etwa die, dass im Kapitalis¬ 
mus kein einmal errungener Erfolg 
sicher ist und wir deshalb über Alter¬ 
nativen nachdenken müssen, sondern 
dass Arbeitszeitverkürzungen nichts 
brächten. 

Dabei hat das die Praxis nicht nur 
bei VW (28,8-Stunden-Modell in der 
90er Jahren) widerlegt. Die massenhaf¬ 
te Kurzarbeit in den Jahren 2009 und 
2010 war doch nichts anderes als Ar¬ 
beitszeitverkürzung zur Sicherung von 
Arbeitsplätzen. „Geht doch“, möchte 
ich da sagen. Ihr Fehler war, dass sie im 
Wesentlichen nicht zulasten der Pro¬ 
fite, sondern durch Steuer- und Bei¬ 
tragsgelder sowie Lohnverzicht finan¬ 
ziert wurde. 

1975 betrug der Anteil der Löhne 
am Volkseinkommen 75 Prozent, der¬ 
zeit nur noch knapp über 60%. Hier¬ 
in liegt auch die Antwort auf die von 
vielen Gewerkschaftsmitgliedern ge¬ 
stellte Frage nach der Finanzierbar¬ 
keit. Auch heute müsste kein Kapitalist 
betteln gehen, wenn diese Umvertei¬ 
lung von unten nach oben durch Ar¬ 
beitszeitverkürzungen mit Lohn- und 
Personalausgleich rückgängig gemacht 
würden. Die „30“ ist zumindest rechne¬ 
risch kein zu ambitioniertes Ziel, liegt 
doch die durchschnittliche Arbeitszeit 
bei 27,7 Stunden. Nur eben halt für die 
einen bei über 50 und die anderen bei 
Null. 

Eine weitere Erfahrung ist, dass 
nicht wenige vor allem ältere Beschäf¬ 
tigte ihre Arbeitszeit individuell redu¬ 


zieren, so dass sie z.B. nur noch vier 
Tage in der Woche arbeiten müssen. 
All jene, die ich kenne, reden davon, 
wie gut das ihrer Gesundheit täte. Aber 
das kann sich nur ein kleiner Teil der 
Kolleginnen und Kollegen leisten, für 
Mindest- und Niedriglöhner ist das 
kein gangbarer Weg. 

UZ: Die Forderung nach Arbeitszeit¬ 
verkürzung ist rechnerisch richtig und 
logisch. Damit allein setzt sie sich aber 
nicht durch. Was ist zu tun? 

Volker Metzroth: Es gilt, alle Mög¬ 
lichkeiten zu nutzen, in Betrieben und 
Gewerkschaften die Frage zu disku¬ 
tieren. Den großen Kämpfen um die 
35-Stunden-Woche der 80er Jahre ging 
eine langjährige Diskussion nicht nur 
in den Gewerkschaften voraus. Wäh¬ 
rend der Streiks der IG Metall und der 
Gewerkschaft Medien gab es vielfälti¬ 
ge Solidaritätsaktionen, natürlich auch 
von der DKP. Das war auch bitter nötig 
und wird es auch künftig sein; denn das 
Unternehmerlager wird jeder Regung 
in Richtung Arbeitszeitverkürzung 
mit massiven Propagandakampagnen 
entgegentreten. So wie Kohl damals 
die 35-Stunden-Woche „dumm und 
töricht“ nannte, würden auch Merkel 
und Co. tönen. 

Es ist deshalb gut, dass es Unter¬ 
stützung von außerhalb der Gewerk¬ 
schaften für die „30“ gibt, von attac bis 
zur Katholischen Arbeitnehmerbe¬ 
wegung. Nicht zuletzt sei auch unse¬ 
re Partei genannt, die die Arbeitszeit¬ 
frage als zentralen Bestandteil ihrer 
Arbeit benannt hat. Auch die Partei 
„Die Linke“ fordert die „30“. Mit Ta¬ 
rifpolitik alleine, ohne den politischen 
Kampf um entsprechende Gesetze, 
wird ein neues NormalarbeitsVerhält¬ 
nis flächendeckend kaum durchsetz¬ 
bar sein. 

Für die Gewerkschaften stellt sich 
hier aber auch eine existenzielle Frage. 
Wenn sie als Gegenmacht, als kämpfe¬ 
rische Interessenvertretung der Arbei¬ 
tenden weiter bestehen wollen, dann 
müssen sie um die Verteilung der Ar¬ 
beitszeit auf alle, die arbeiten wollen, 
kämpfen und hierfür Verbündete su¬ 
chen. Wenn in der Automobilindustrie 
2020 mit der Hälfte der Belegschaft die 
gleiche Anzahl Fahrzeuge produziert 
werden wird wie heute, lässt das erken¬ 
nen, welche Sprünge in der Produktiv¬ 
kraftentwicklung auf uns nicht nur in 
dieser Schlüsselindustrie zukommen. 
Doppelt so viele Autos zu bauen kann 
die Lösung wohl nicht sein. Erwerbs¬ 
losenzahlen von 30 Prozent und mehr 
würden nicht nur fast alles bisher Er¬ 
kämpfte in Frage stellen, sondern auch 
rechten und faschistischen Kräften den 
Weg ebnen. Arbeitszeitverkürzung ist 
auch eine Überlebensfrage für die bür¬ 
gerliche Demokratie und für jeden ge¬ 
sellschaftlichen Fortschritt. 

Die Fragen stellte Gerhard Ziegler 


Sechs Prozent Rendite 
bei Volkswagen 

Tarifvertragliche Einschnitte ausgeschlossen? 


NORMA 


Traumhaft klingt das Ausbildungsan¬ 
gebot, das NORMA auf seiner Inter¬ 
netseite anbietet. NORMA verspricht 
eine „abwechslungsreiche und viel¬ 
seitige Ausbildungszeit“, eine „sehr 
gute Ausbildungsvergütung“ und 
eine „hervorragende fachliche Aus¬ 
bildung“. 

Ein schlechter Witz, fragt man die 
Auszubildenden bei NORMA per¬ 
sönlich. Offiziell wirbt NORMA mit 
dem Spruch „Mehr fürs Geld“; und 
das darf man auch bitter ernst neh¬ 
men. Für die Azubis heißt das näm¬ 
lich: mehr Arbeitsstunden, mehr Zeit¬ 
druck und mehr Stress. 

Diese Ausbildungsbedingungen 
und Arbeitsverhältnisse hat die SDAJ 
München am 2. August öffentlich mit 
einer sogenannten Outing- Aktion an¬ 
geprangert. Mit Schildern und Flyern 
wurde kurzerhand eine NORMA-Fili- 
ale am Rosenheimer Platz angesteuert 


- mehr Arbeitsstunden, mehr Zeitdruck, mehr Stress 

Outingaktion der SDAJ München 


und in mehreren Redebeiträgen die 
dortigen miserablen Zustände thema¬ 
tisiert. 

So stehen unbezahlte Überstun¬ 
den bei NORMA auf der Tagesord¬ 
nung. Die Zeit nach Ladenschluss, in 
der für gewöhnlich aufgeräumt wird, 
wird weder in der Arbeitsplanung 
berücksichtigt, geschweige denn be¬ 
zahlt - sie wird schlichtweg nicht auf¬ 
geschrieben. Zwei Stunden unbezahlt 
länger arbeiten ist keine Seltenheit. 
„Das ist auch nicht verwunderlich: 
Die Filialleitung plant schon mit ei¬ 
ner Unterbesetzung, um Kosten zu 
sparen, damit an anderen Tagen mehr 
Personal genutzt werden kann, ohne 
extra Zahlungen leisten zu müssen 
oder gar über Neueinstellungen nach¬ 
zudenken.“ erklärte eine Genossin in 
einem Redebeitrag. „Mein Chef will 
von den Überstunden gar nichts wis¬ 
sen. Öfter habe ich ihn darauf ange¬ 
sprochen, doch er sagt, das wäre ganz 


normal.“ berichtete zum Beispiel eine 
Auszubildende im Vorfeld der Akti¬ 
on. 

Auszubildende bei NORMA ar¬ 
beiten oft ganz regulär in 10-Stun- 
den-Schichten. In den Berichtsheften 
darf das natürlich nicht auftauchen. 
Berichtshefte zu fälschen, weil die Fi¬ 
lialleitung auf die unbezahlten Über¬ 
stunden der Azubis nicht verzichten 
will, wird bei NORMA allgemein er¬ 
wartet. 

„Super Aktion, endlich mal macht 
jemand was“. Diese und ähnliche Re¬ 
aktionen kamen von nahezu allen Pas¬ 
santen und Kunden. Einige Anwohner 
aus den umliegenden Häusern kamen 
extra herunter, um sich ein Flugblatt 
zu holen. Auch die Beschäftigten der 
Filiale zeigten großes Interesse an der 
Aktion. Einzig die Filialleiterin be¬ 
stritt die Vorwürfe und versuchte die 
SDAJ aus dem Bereich vor der NOR- 
MA-Filiale zu vertreiben. 


Aber die SDAJ-Aktion 
richtet sich nicht nur gegen 
eine einzelne Filiale oder 
nur gegen NORMA. Die¬ 
ser Konzern ist nur eines 
von vielen Beispielen für 
Ausbeutung und schlechte 
Arbeitsbedingungen. Und 
die haben System: Im Ka¬ 
pitalismus werden unsere 
Ausbildungs- und Arbeits¬ 
bedingungen ständig von 
den Banken und Konzer¬ 
nen verschlechtert, um den 
Profit zu steigern. Deswe¬ 
gen fordert die SDAJ bun¬ 
desweit ein Ausbildungsge¬ 
setz, das zum Beispiel das 
Verbot von unbezahlten 
Überstunden beinhaltet. 

Mehr Infos zur bundes¬ 
weiten SDAJ-Kampagne 
unter www.zukunft.sdaj- 
netz.de SDAJ München/UZ 
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Neubau, Ausbau, Umbau? 

Das Tarifsystem bei der Deutschen Bahn wird neu verhandelt 



D ie Gewerkschaft der Lokführer 
(GDL) hat ihre Vorstellungen 
für die anstehenden Tarifver¬ 
handlungen mit der Deutschen Bahn 
bereits präsentiert. Mit „Fünf für Fünf“ 
hat die GDL sowohl ihre Forderungen 
als auch den angestrebten Geltungsbe¬ 
reich bezeichnet: Neben Lokführern 
will sie auch für Zugbegleiter, Bord¬ 
gastronomen, Instrukteure/Trainer und 
Disponenten verhandeln. Die GDL 
will in der aktuellen Tarifrunde u.a. 
fünf Prozent mehr Gehalt, eine zwei¬ 
stündige Arbeitszeitverkürzung auf 37 
Stunden pro Woche, eine Begrenzung 
von Überstunden sowie eine Gewinn¬ 
beteiligung herausholen. 

GDL-Chef Weselsky nennt die an¬ 
gestrebte Ausweitung der Verhand¬ 
lungsmacht einen „gemeinsamen 
Hausbau für das Zugpersonal in al¬ 
len Eisenbahnverkehrsunternehmen“, 
während die zum DGB gehörige EVG 
(Eisenbahn und Verkehrsgewerk¬ 
schaft) sich die Wiedereingliederung 
der Lokführer in die Eisenbahnerfa¬ 
milie als tarifpolitischen Schwerpunkt 
gesetzt hat. Sie führt derzeit eine Mit¬ 
gliederbefragung durch, um eine mög¬ 
lichst breite und transparente Aufstel¬ 
lung der Tarifforderungen zu ermög¬ 
lichen. 

Ob die Tarifverhandlungen mit der 
Deutschen Bahn in einem Neubau en¬ 
den oder vielleicht ein Ausbau des al¬ 
ten Tarifsystems vorgenommen wird, 
hängt nicht nur von der Bereitschaft 
beider Gewerkschaften ab, miteinan¬ 
der zu verhandeln, sondern auch von 
der jeweiligen gefühlten und tatsächli¬ 
chen Organisationskraft. 

Zuletzt hat die GDL - in der die 
Mehrheit der Lokführer organisiert 
ist - keinen Tarifvertrag unterschrie¬ 
ben, den sie nicht selbst und führend 


verhandelt hat. Die EVG ihrerseits 
organisiert etwa 20 Prozent der Lok¬ 
führer und möchte in diesem Bereich 
entsprechend mitverhandeln. Darüber 
hinaus strebt die EVG eine Eingliede¬ 
rung der bisher unter den Lokführer¬ 
tarifvertrag fallenden Beschäftigten in 
das komplexe und nach Funktionsgrup¬ 
pen gegliederte Tarifsystem der 450 
Bahngesellschaften der DB AG. 

Dass die GDL wiederum für den 
Bereich der Zugbegleiter mitverhan- 
deln möchte, in dem sie nach eigenen 
Angaben 30 Prozent der Beschäftigten 
organisiert, könnte, muss aber kein Tür¬ 


öffner für gemeinsame Verhandlungen 
in allen Bereichen sein. 

Die Geschäftsführung der Deut¬ 
schen Bahn kann sich bisher zurückleh¬ 
nen und hat bereits angekündigt, erst 
einmal abwarten zu wollen, bis EVG 
und GDL mit ihr ein Kooperationsab¬ 
kommen geschlossen haben, welches 
u. a. die Tarifzuständigkeiten regelt. Auf 
dieser Ebene dürfen sich die Verhand¬ 
lungsführer der DB auch wohl fühlen, 
denn EVG und GDL werden um ihre 
Einflusssphären kämpfen. 

Bei den eigentlichen Tarifver¬ 
handlungen dürfte es für die Deut¬ 


sche Bahn auch dann schwierig wer¬ 
den, wenn EVG und GDL sich nicht 
einigen können. Angesichts der ein¬ 
gefahrenen Gewinne ist eine Dis¬ 
kussion um die Verteilung zwischen 
den sogenannten Funktionsgruppen 
von Seiten der Gewerkschaftsspitzen 
nicht zu erwarten. Gerade die EVG 
hat in dieser Tarifauseinandersetzung 
ein Interesse daran, dass ihre Mitglie¬ 
der nicht auf den Verdienst der hö¬ 
heren Gehaltsgruppen, sondern auf 
die Verteilung zwischen Beschäftig- 
tengehältern und Konzerngewinnen 
schauen. UZ 


Gostenhof ist gefragt 

ln Nürnberg organisieren Initiativen den Kampf gegen Verdrängung von Mietern 
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eine Umfrage rindet statt 

Oelne Meinung ist gefragt • Mach mit und ausser d\cti~. 




Einst verrufen, wird der Nürnberger 
Stadtteil Gostenhof von Vermietern 
und Investoren heutzutage als „In- 
Viertel“ angepriesen. Die Gentrifizie- 
rung hinterlässt überall ihre Spuren 
und dennoch beharrt die Stadtverwal¬ 
tung darauf, dass negative Folgen wie 
Verdrängung nicht belegbar sind. Die 
in Gostenhof traditionell verankerte 
Organisierte Autonomie (OA) wollte 
es endlich genau wissen. Unter dem 
zweideutigen Titel „Gostenhof ist ge¬ 
fragt -Antworten müssen her“ machte 
sich die OA zusammen mit der Initia¬ 
tive „Mietenwahnsinn stoppen“ daran, 
die Meinungen der Gostenhofer zu der 
Problematik einzuholen. 

In einem neunwöchigen Marathon¬ 
akt organisierten OA und „Mieten¬ 
wahnsinn stoppen“ die Befragung der 
rund 11 000 Gostenhofer Haushalte. 
Neben der Präsenz auf Stadteilfesten 
und an Infoständen erfolgte der Groß¬ 
teil der Befragungen über den direkten 
Besuch an der Wohnungstüre. Die Mü¬ 
hen haben sich nach Ansicht der Ver¬ 
anstalter am Ende jedoch gelohnt. Am 
5. August wurden die Antworten von 
über 1 000 Gostenhofer präsentiert. 
Neben Vertretern der Presse lockte die 
Auswertung knapp 90 Interessenten. 

Das erklärte Ziel der Umfrage, die 
Diskussion im Stadtteil voranzutrei¬ 
ben, sehen die Organisatoren dabei 
als erfüllt. Die Resonanz von Seiten 
der Befragten wurde dabei als „um¬ 
werfend“ bezeichnet. Das Interesse an 
den aufgeworfenen Fragen war groß 
und die Möglichkeit, seine Meinung zu 
dem Thema einzubringen wurde häufig 
auch gezielt gesucht. 

Es wurden insgesamt acht Fra¬ 
gen gestellt. Die Ergebnisse mancher 
Fragen können dabei wenig überra¬ 
schen. So sehen sich bereits 53 Pro¬ 
zent der Befragten durch die aktuel¬ 
len Entwicklungen bedroht. Dass ein 
Verdrängungsprozess zu Lasten der 
Ärmeren und Alteingesessenen statt¬ 


findet, erkennt mit 84 Prozent eine be¬ 
reits deutliche Mehrheit. Am meisten 
kontrovers gestaltete sich hingegen die 
Diskussion um die Frage, ob eine Ver¬ 
gesellschaftung des Wohnungsmarkts 
eine Lösung wäre. Soweit die Meinun¬ 
gen in der Frage um den Erhalt von 
Privateigentum bzw. Ausgestaltung ei¬ 
nes gesellschaftlich verwalteten Woh¬ 
nungsmarktes auseinandergingen, be¬ 
fanden satte 75 Prozent der Befragten 
den Vorschlag der Vergesellschaftung 
als gut. Dass 55 Prozent der Befragten 
„Finde ich gut“ und 43 Prozent sogar 
„Bin dabei“ auf die Frage „Sollen wir 
uns das einfach gefallen lassen oder 
wehren wir uns gemeinsam, stellen 


Forderungen und setzen diese durch?“ 
ankreuzten, werten die Veranstalter 
als Befürwortung der derzeitigen und 
starken Vertrauensvorschuss für die 
kommende Arbeit. 

Die Befragung brachte nebenbei 
auch ganz andere Themen ans Tages¬ 
licht. So berichteten Mieter von teil¬ 
weise eklatanten und - so zu vermu¬ 
ten - teils rechtswidrigen Mietsteige¬ 
rungen. Die Frageteams erfuhren von 
unglaublichen Verhältnissen: Schim¬ 
mel, Ungezieferbefall in ganzen Blö¬ 
cken und anderweitig maroden Woh¬ 
nungen. Eines der ersten Ziele der OA 
und der Initiative „Mietenwahnsinn 
stoppen“ ist es daher, den Betroffenen 


Informationen zu ihren Rechten zur 
Verfügung zu stellen. 

Die Ergebnisse der Befragung wer¬ 
den in den nächsten Tagen in Form ei¬ 
nes Flyers verarbeitet und an die Gos¬ 
tenhofer Haushalte verteilt. Sie sollen 
in Kürze auch online über die Seite 
der Initiative „Mietwahnsinn stoppen“ 
(mietenwahnsinnstoppen.blogsport. 
eu) verfügbar gemacht werden. 

Die Fragestellung um das weitere 
Vorgehen wurde bereits in der Befra¬ 
gung selbst formuliert. Jetzt heißt es, 
die Forderungen des Stadtteils zu for¬ 
mulieren, um auf dieser Grundlage den 
Kampf gegen die Gentrifizierung in die 
nächste Runde zu bringen. Fabian Moser 


Ehrgeizige Ziele in der 
AWO-Tarifrunde 

Am 4. September beginnt die Tarif¬ 
runde für die Beschäftigten - bei der 
Arbeiterwohlfahrt (AWO) in NRW. 
Die in ver.di organisierten Kollegin¬ 
nen fordern: 

- Erhöhung der Monatstabellenent¬ 
gelte um zunächst 100 Euro und zu¬ 
sätzlich 3,5 Prozent auf die erhöhten 
Entgelte, 

- 30 Tage Urlaub pro Jahr für alle, 

- Zahlung einer monatlichen Zulage 
in Höhe von 150 Euro für alle pädago¬ 
gischen Fachkräfte, die in der Entgelt¬ 
gruppe 6 eingruppiert sind, 

- Erhöhung der Auszubildenden Vergü¬ 
tung um 100 Euro monatlich, 

- Übernahme nach der Ausbildung so¬ 
wie 

- drei freie Tage für ver.di-Mitglieder. 

Unfälle am Arbeitsplatz 

Eine Welt ohne schwere Arbeitsun¬ 
fälle - diese Vision diskutieren Poli¬ 
tiker, Wissenschaftler und Fachleute 
aus aller Welt beim „XX. Weltkon¬ 
gress für Sicherheit und Gesund¬ 
heit bei der Arbeit“, der vom 24. bis 
27. August 2014 in Frankfurt am Main 
stattfindet. Im Vordergrund stehen 
Themen wie Innovationen für mehr 
Arbeitssicherheit und Gesundheits¬ 
schutz, betriebliche Gesundheitsför¬ 
derung, Umweltschutz und Arbeits¬ 
schutz sowie Diversity und Inklusion. 
Unternehmen und Organisationen 
präsentieren neue Entwicklungen 
und Erkenntnisse zur Unfallpräven¬ 
tion. Beim gleichzeitig stattfindenden 
Internationalen Medienfestival für 
Prävention werden Filme und Infor¬ 
mationsprodukte zum Arbeitsschutz 
vorgestellt. Erwartet werden 4 000 
Repräsentanten und Teilnehmer aus 
mehr als 130 Ländern. 

Regelungen gegen Missbrauch 
von Werkverträgen gefordert 

Nachdem die skandalösen Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen von grie¬ 
chischen Arbeitern in Mecklenburg- 
Vorpommern bekannt geworden sind, 
fordert die IG Metall Küste Unterneh¬ 
men und Politik erneut zum Handeln 
auf. „Auch die Betriebe der Metall- 
und Elektroindustrie, in denen die 
Arbeiter eingesetzt waren, tragen für 
diese unerträgliche Situation eine Mit¬ 
verantwortung. Sie dürfen nicht län¬ 
ger weggucken“, sagte Daniel Fried¬ 
rich, Tarifsekretär der IG Metall Küs¬ 
te. „Wir brauchen endlich verbindliche 
Regelungen und soziale Mindeststan¬ 
dards für Beschäftigte mit Werkver¬ 
trag, damit solche unhaltbaren Zu¬ 
stände wie jetzt in Groß Stieten und 
Lubmin gestoppt werden“, so Friedrich 
weiter. „Die Unternehmen müssen die 
Verträge offenlegen: Es muss deutlich 
werden, wie solche katastrophalen 
Zustände und ein solcher Wildwuchs 
möglich sind.“ 

Wichtig ist der Gewerkschaft dabei, 
dass die Betriebsräte mehr Mitsprache 
und damit eine Möglichkeit bekom¬ 
men, gegen den Missbrauch von Werk¬ 
verträgen in den Betrieben Vorgehen 
zu können. „Einen entsprechenden 
Haustarifvertrag haben wir jetzt auch 
bei der Neptun-Werft in Rostock-War¬ 
nemünde“, sagte Peter Hlawaty, Erster 
Bevollmächtigter der IG Metall Ros¬ 
tock und Schwerin. 

Verhandlungsauftakt für 
Lehrerentgeltordnung 

Am 7. Oktober haben die GEW und 
die Tarifgemeinschaft deutscher Län¬ 
der (TdL) vereinbart, die Verhandlun¬ 
gen zur Entgeltordnung für Lehrkräfte 
am 22. und 23. September 2014 zu be¬ 
ginnen. Noch bis Ende des Jahres soll 
eine Einigung erzielt werden. 

Der Entscheidung vorausgegangen 
war eine Bestandsaufnahme zu den be¬ 
stehenden Eingruppierungsmerkma¬ 
len für Lehrkräfte. Sowohl die GEW 
als auch die TdL haben ihr Interesse 
an zügigen und intensiven Verhand¬ 
lungen bekundet, um sich nach Mög¬ 
lichkeit noch bis Ende des Jahres über 
Teile und Struktur der Entgeltordnung 
für Lehrkräfte zu einigen. Dessen un¬ 
geachtet geht die GEW davon aus, dass 
zu kostenwirksamen Bestandteilen der 
Entgeltordnung für Lehrkräfte eine 
Einigung erst in der Tarifrunde 2015 
möglich sein wird. 
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Klimacamp in der Lausitz 

3 ooo Gäste für Menschenkette erwartet 



Blockade des Kraftwerks Jänschwalde vor zwei Jahren. 


Wasserturmfest der 
DKP Elmshorn 

Am Samstag, dem 23. August beginnt 
um 15 Uhr auf dem Gelände des Rein¬ 
hold - Jürgensen - Zentrums Elmshorn, 
Jahnstraße. 2a das Wasserturmfest der 
DKP. Dieses traditionelle Fest ist eine 
bunte Mischung aus Musik, politischer 
Diskussion, Kinderfest, Tombola, Floh¬ 
markt, und Informationsständen unter¬ 
schiedlicher Organisationen. Speisen und 
Getränke gibt es zu niedrigen Preisen. 
Der Eintritt ist wie immer frei. Es treffen 
sich Freunde, Bekannte, Nachbarn und 
Aktive aus verschiedenen Bewegungen, 
um zwanglos zu klönen, zu feiern und das 
vielfältige Programm zu genießen. Das 
Kinderfest startet um 15.00 Uhr, Höhe¬ 
punkt wird die Aufführung des Stückes 
„Brüderchen und Schwesterchen“ durch 
die Märchenerzählerin und Puppenspie¬ 
lerin Catharina Lentes sein Ab 15.30 Uhr 
findet eine Diskussions- und Talkrunde 
statt zum Thema „Kriege beenden - Frie¬ 
den schaffen!“. An ihr nehmen der bun¬ 
desweit bekannte Sprecher des Kasseler 
Friedensratschlages Dr. Peter Strutynski, 
die Friedensaktivistin Irmgard Jasker 
von der Friedenswerkstatt Kreis Pinne¬ 
berg und das Mitglied im Parteivorstand 
der DKP, Bettina Jürgensen teil. 

Wie immer hält das Wasserturmfest 
zahlreiche Essensspezialitäten und Ge¬ 
tränke bereit, z.B. Spanferkel vom Grill, 
Spezialitäten aus der Türkei und Af¬ 
ghanistan, kubanischer Mojito. Gegen 
18:30 beginnt der musikalisch kulturelle 
Programmteil mit der Hip Hop Gruppe 
„OneSteppahead!“ aus Hamburg und 
dem Liedermacher Achim Bigus aus Os¬ 
nabrück. Im Anschluss daran gibt es Dis¬ 
co - Musik für Jung und Alt mit DJ Andre. 

Nazis marschieren an 
jedem zweiten Tag 

In den ersten sechs Monaten des laufen¬ 
den Jahres hat mindestens an jedem zwei¬ 
ten Tag ein rechtsextremer Aufmarsch in 
der Bundesrepublik Deutschland statt¬ 
gefunden. Das geht aus einer aktuellen 
Mitteilung der Bundesregierung her¬ 
vor. Demnach wurden für die 91 Tage 
des zweiten Quartals dieses Jahres 65 
„Veranstaltungen von Rechtsextremis¬ 
ten mit überregionaler Teilnehmermo¬ 
bilisierung“ gezählt, im ersten Quartal 
waren es 44 Aufmärsche. Im Vorjahres¬ 
vergleich steigt damit die Zahl der ext¬ 
rem rechten Aufmärsche im Bundesge¬ 
biet an, im ersten Halbjahr 2013 wurden 
90 derartige Veranstaltungen gezählt. 

So zog es im Januar dieses Jahres 
800 Neonazis zum „Trauermarsch“ nach 
Magdeburg, 700 Personen beteiligten 
sich am Aufmarsch am 1. Mai in Plau¬ 
en und 500 Neonazis nahmen am ge¬ 
schichtsrevisionistischem Aufmarsch 
„Gegen die Unkultur des Vergessens“ 
im Februar in Dresden teil. Immerhin je¬ 
weils 400 Neonazis zählten die Behörden 
im Mai beim NPD-Eichsfeldtag in Lei¬ 
nefelde und beim „Bayerntag“ der NPD 
in Scheinfeld. Beim Blick auf die Zahlen 
wird deutlich, welch großen Raum die 
rassistische Stimmungsmache bei rechts¬ 
extremen Aufmärschen einnimmt: Von 
den 109 „Veranstaltungen von Rechts¬ 
extremisten mit überregionaler Teilneh¬ 
mermobilisierung“ zwischen Januar und 
Juni dieses Jahres richtete sich mehr als 
die Hälfte gegen Asylbewerber, Musli¬ 
me und eine multikulturelle Gesellschaft. 

(blick nach rechts) 

Rechtsrock in Schottland 
mit deutschen Bands 

Bereits jetzt wird auf ein Rechtsrock- 
Musikereignis am 30. Mai 2015 aufmerk¬ 
sam gemacht, dabei allerdings ohne ge¬ 
nauere Ortsangabe lediglich Schottland 
angegeben.Möglicherweise findet das 
Konzert-Happening in Bathgate statt, 
dort hat es bereits mehrfach diesbezüg¬ 
liche Musikaktivitäten gegeben. Das 
Ereignis dürfte auch besonders Besu¬ 
cher aus Deutschland anlocken, weil mit 
„Endstufe“ (Bremen) und „Kraft durch 
Froide“ (Berlin) auch deutsche Bands im 
Mittelpunkt stehen. 

Die Rechtsrock-Veteranen von 
„Endstufe“ aus Bremen bewegen sich be¬ 
reits seit rund 40 Jahren in der entspre¬ 
chenden Szene. Mit Unterbrechungen 
ist auch „Kraft durch Froide“ bereits seit 
über 30 Jahren aktiv. Immer wieder wur¬ 
den ihre früheren Alben von der Bundes¬ 
prüfstelle für jugendgefährdende Medi¬ 
en indiziert. (blick nach rechts) 


A m 16. August beginnt das 4. 
Lausitzer Energie- und Klima¬ 
camp im brandenburgischen 
Kerkwitz bei Guben. Höhepunkt des 
Camps wird eine internationale Men¬ 
schenkette sein, welche Kerkwitz mit 
dem polnischen Grabice verbindet. 
Zur Menschenkette werden mehr als 
3 000 Gäste aus dem europäischen 
Ausland und viele Kohlegegner aus 
Deutschland erwartet. 

Auch in diesem Jahr bietet das 
Camp zahlreiche Workshops, Infor¬ 
mationen und kulturelle Höhepunk¬ 
te. Zwischen 800 und 1 000 Campteil¬ 
nehmer werden erwartet, die sich über 
den Stand der Energiewende infor¬ 
mieren können, über gesellschaftliche 
Alternativen zum Kapitalismus oder 
wie man die Energiewende selbst mit¬ 
gestalten kann. Die Stromgewinnung 
aus Braunkohle ist ein Auslaufmodell, 
da sind sich die Veranstalter sicher. 

Besonders am diesjährigen Kli¬ 
macamp ist, dass es gelungen ist, die 
regionale Bevölkerung zu gewinnen 
und mit einzubinden. Kerkwitz und 
die umliegenden Dörfer sind von der 
Abbaggerung bedroht und die Men¬ 
schen fragen immer offener, welchen 
Zweck der neue Tagebau haben soll. 


Regionale Bevölkerung 
macht mit 


Immerhin hat auch das Deutsche In¬ 
stitut für Wirtschaftsforschung Berlin 
(DIW) gezeigt, dass der neue Tagebau 
nicht notwendig ist und die Klimaziele 
Deutschlands mit ihm unmöglich ein¬ 
zuhalten sind. Die rot-rote Landesre¬ 
gierung hatte den neuen Tagebau vor 
einigen Monaten formell genehmigt. 
Die Partei „Die Linke“ hatte nach 
Berichten des Neuen Deutschland zu¬ 
gestimmt, um nach der Landtagswahl 
im September wieder in die Regie¬ 
rung aufgenommen zu werden. Vor 
der letzten Landtagswahl 2009 hatte 
die Linke noch damit geworben, keine 
neuen Tagebaue zulassen zu wollen. 

Auch wenn die Organisatoren in 
der betroffenen Bevölkerung Unter¬ 
stützung finden, haben sie es in den 
letzten Wochen nicht leicht gehabt: 
Vattenfall und einige von dem Kon¬ 
zern abhängige Kommunen haben 
versucht, den Organisatoren Steine 
in den Weg zu legen. So hat z.B. das 
Amt Peitz, in deren Einflussbereich 
das Vattenfall-Kraftwerk Jänschwal¬ 
de steht, den Organisatoren untersagt, 
Plakate für das Klimacamp aufzuhän¬ 
gen - das dritte Jahr in Folge. Vorge¬ 
schoben wurde der Grund, es seien 
bereits genug andere Plakatierungs- 
anfragen genehmigt worden. „Bereits 


Die Redaktion der Zeitung „Heiße 
Eisen “ (DKP Dortmund) sprach mit 
Ulrich Sander, über aktuelle Frie¬ 
densbedrohungen und das Treffen 
gegen Krieg und Nazis am 3. Okto¬ 
ber in Kalkar. 

Heiße Eisen: Um uns herum ist die 
Welt voller Kriegsschauplätze. Warum 
machen Friedensbewegte und Antifa¬ 
schisten die Ukraine zum Thema? 

Ulrich Sander: Die Reden des Bun¬ 
despräsidenten, des Außenministers 
und der Verteidigungsministerin, 
die es für „verantwortungsvoll“ hal¬ 
ten, wenn Deutschland immer mehr 
Präsenz auf den Kriegsschauplätzen 
zeigt, sind alarmierend. An der Ukra¬ 
ine-Krise haben unsere Regierenden 
mittels EU- und NATO-Aufrüstung 
und Einsetzung einer Kiewer Regie¬ 
rung mit faschistischen Regierungs¬ 
mitgliedern ihren Anteil. Hier wird 
die enge Verbindung von Militaris¬ 
mus und Rechtsextremismus deut¬ 
lich. 


zum dritten Mal in Folge untersagt das 
Amt mit fadenscheinigen Begründun¬ 
gen, dass wir die Bevölkerung über 
das Camp informieren“, kritisierte die 
Organisatorin Antje Kirchner. „Jedes 
Jahr wird uns erneut erklärt, es gäbe 
keinen Platz mehr für unsere Plaka- 


Heiße Eisen: Die VVN-BdA hat auf 
ihrem Bundeskongress gesagt: Nach¬ 
dem ,Nie wieder Krieg ( schon 1999 
aus der besonderen deutschen Ver- 



Ulrich Sander ist Bundessprecher der 
Vereinigung der Verfolgten des Nazi- 
Regimes/Bund der Antifaschisten 
(VVN/BdA) 


te“ so Kirchner weiter. „Es kann nicht 
sein, dass jede Dorfdisko die Region 
zuplakatieren darf, aber landesweit re¬ 
levante Veranstaltungen totgeschwie¬ 
gen werden.“ 

Ein Anwalt bezweifelt indessen, 
dass der Bescheid rechtmäßig erlas- 


antwortung c verschwunden ist, ist 
ganz deutlich geworden, dass ,Nie 
wieder Faschismus‘ zumindest keine 
außenpolitische Priorität genießt. 

Ulrich Sander: Das ist das sehr Ge¬ 
fährliche an der entstandenen Lage. 
Schon im Kalten Krieg unter Ade¬ 
nauer war die Kriegsvorbereitung ge¬ 
gen den Osten wichtiger als die end¬ 
gültige Überwindung des Faschismus. 
Faschistische deutsche Generäle ha¬ 
ben die Bundeswehr geprägt, faschis¬ 
tische Regime durften Mitglied der 
Nato werden. 

Heiße Eisen: Hatten wir nicht vor 25 
Jahren ganz andere Erwartungen? 

Ulrich Sander: Krieg und Rechtsent¬ 
wicklung mit deutscher Beteiligung 
wurden seit dem 3. Oktober 1990 
wieder möglich, obwohl damals nur 
noch Frieden versprochen wurde. Am 
diesjährigen 3. Oktober - dem soge¬ 
nannten Nationalfeiertag - will die 
nordrhein-westfälische Friedensbe¬ 


sen wurde. Schon in den letzten Jahren 
seien die Ablehnungen rechtswidrig 
gewesen. Die Organisatoren legten 
nun Widerspruch ein und erwägen 
eine Klage vor dem Verwaltungsge¬ 
richt. 

Bernd Müller 


wegung wieder ein Zeichen für eine 
andere Richtung setzen. 

Heiße Eisen: Friedensaktionen - wa¬ 
rum am 3. Oktober und warum in 
Kalkar? 

Ulrich Sander: Es soll wieder eine 
Demonstration zum Zentrum Luft¬ 
operationen in Kalkar am Nieder¬ 
rhein stattfinden, denn dort ist der 
Ort, der zur Kriegführungszentrale 
gen Osten ausgebaut wird. Von dort 
werden schon jetzt Eurofighter und 
AWACS-Flugzeuge ganz nah an 
die russische Grenze herangeführt, 
und von dort soll der Kampfdroh¬ 
nenkrieg ermöglicht werden. 1 600 
Fachleute des Tötens werden dort 
stationiert. Sie dirigieren Eurofighter 
auch über dem deutschen Luftraum, 
und bei einem permanenten Manö¬ 
ver starben am 23. Juni zwei Piloten. 
Gleichartige Manöver werden von 
Kalkar aus in den baltischen Län¬ 
dern ab April 2014 ständig durch¬ 
geführt. 


Das Festprogramm 


Auf dem Programm stehen u. a. das 
Liederkabarett „Drahtseilakt“ des 
sorbischen Liederpoeten Pittku- 
nings, eine Tanzanleitung für sor¬ 
bische Kreistänze von und mit Mo¬ 
derator und Ballettmeister Michael 
Apel, der Film „Leben mit der Ener¬ 
giewende 2“ von Frank Farenski, in 
dem gezeigt wird, wie heute schon 
die energetische Zukunft aussehen 
kann. Das ortsansässige Country-, 
Rock- und Pop-Duo „Ramona & 
Flannes“ füllt das Abendprogramm, 
u.a. mit ihrem neuen Heimatlied für 
Kerkwitz. 

Das Rahmenprogramm steht 
ganz im Zeichen der Elektromobili- 
tät - Energieautarkie auf vier Rädern. 
Es stellen sich Vereine und Unter¬ 
nehmen der Region vor, die für den 
beginnenden Strukturwandel in der 
Energieregion stehen. Daneben gibt 


es Urban Gardening für Stadtbe¬ 
wohner, Schnupperklettern, Mit-der- 
Sonne-Kochen, ein Energiequiz und 
eine Ausstellung, eine künstlerische 
Auseinandersetzung mit dem Kohle¬ 
widerstand gegen Mountain Top Re- 
moval in den Appalachen (USA). Ein 
Trampolin und das Spiele-Mobil der 
Kreuzkirchgemeinde Cottbus hält 
ein großes Angebot für Familien mit 
kleineren Kinder bereit. 

Bereits am Vormittag beginnt 
mit dem Gottesdienst zur Bewah¬ 
rung der Schöpfung und der an¬ 
schließenden Kirchenführung unter 
dem Motto „Wie kam der Schwe¬ 
denkönig Gustav Adolf in die Kerk- 
witzer Kirche?“ das Programm des 
Lausitzcamps. Dieses verbindet Bil¬ 
dung und Kultur mit Solidarität und 
Vernetzung der vom Braunkohleta¬ 
gebau bedrohten Regionen mit dem 


überregionalen und internationalen 
Kohlewiderstand. 

Das 4. Lausitzer Klima- und Ener¬ 
giecamp findet vom 16. bis zum 
24. August in Kerkwitz bei Guben 
statt. Erwartet werden bis zu 1 000 
Teilnehmer. Höhepunkt wird die in¬ 
ternationale Menschenkette am 
23. August sein, die Kerkwitz mit 
dem polnischen Ort Grabice verbin¬ 
det. Beide Orte sollen einem Braun¬ 
kohletagebau weichen. 

Auch kulinarisch findet man zu¬ 
sammen: der Kuchen der Kerkwitzer 
mit dem Pizzastand der Klinger Run¬ 
de, den Himbeeren vom Himbeerhof 
Wielotov und den Würsten vom Bau¬ 
ernhof Schulz aus Atterwasch ser¬ 
viert im Dorfkrug ergänzt durch die 
vegane Volxküche Fläming Kitchen 
des weltberühmten Politkochs Warn 
Kat auf dem Festplatz. 


Hier beginnt der Krieg 

Demonstration in Kalkar am 3. Oktober 
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„Stille Post“ vom Verfassungsschutz 

Der Inlandsgeheimdienst schnüffelt zehntausendfach 


W ie die Tagesschau und ver¬ 
schiedene Printmedien be¬ 
richteten, ist der Verfas¬ 
sungsschutz - unberührt von den 
skandalösen Abhöraktionen der US- 
Dienste und den Enthüllungen von 
Edgar Snowden - aktiv mit der Über¬ 
wachung in Deutschland lebender Per¬ 
sonen beschäftigt. Dabei wird verstärkt 
die digitale Überwachungstechnologie 
angewandt. Mit dieser „Stillen Post“ - 
das sind Kurzmitteilungen ohne Text, 
die auf dem Handy des Empfängers 
nicht angezeigt werden -, können Poli¬ 
zei, Zoll oder Geheimdienste Verdäch¬ 
tige (und jedermann) orten und Bewe¬ 
gungsprofile erstellen. 

Im ersten Halbjahr 2014 wurden 
fast 53 000 sogenannte „stille SMS“ zur 
Ortung von Handys vom Bundesamt 
für Verfassungsschutz verschickt. Auch 
das Bundeskriminalamt (BKA) musste 
eingestehen, in den ersten sechs Mona¬ 
ten dieses Jahre 35 000 solcher Mittei¬ 
lungen verschickt zu haben. Die Bun¬ 
despolizei gab ihre Zahlen mit 69 000 
an. Vom Zoll wurden keine Zahlen ge¬ 
nannt, da die Bundesregierung deren 


In gleich drei Bundesländern stehen 
in den kommenden Wochen Landtags¬ 
wahlen an. 

Während in Sachsen bereits am 
31. August gewählt wird, werden die 
Wählerinnen und Wähler in Thüringen 
und Brandenburg am 14. September an 
die Wahlurnen gerufen. 

Während die Mehrheitsverhält¬ 
nisse und die sich daraus ergeben¬ 
den möglichen Regierungskoalitionen 
in Brandenburg und Sachsen kaum 
Überraschungen mit sich bringen dürf¬ 
ten, könnte in Thüringen mit Bodo Ra¬ 
melow erstmals ein Politiker der Partei 
„Die Linke“ Ministerpräsident werden. 

So schließt die SPD mittlerweile 
nicht mehr aus, eine Regierungskoa¬ 
lition mit den demokratischen Sozi¬ 
alisten zu bilden und Ramelow zum 
Ministerpräsidenten zu wählen. Letz¬ 
teres wäre ein Novum in der bundes¬ 
deutschen Politik und dürfte durchaus 
als Signal des Entgegenkommens der 
SPD in Richtung Linkspartei gewertet 
werden. Schließlich wären die Sozial¬ 
demokraten auf die Linken angewie¬ 
sen, sollten sie in naher Zukunft wie¬ 
der selbst einen Bundeskanzler stellen 
und sich aus der Umklammerung der 
CDU/CSU lösen wollen. 


„stille SMS“ zur Verschlusssache er¬ 
klärte. 

Wie die tagesschau berichtete, wur¬ 
den durch das BKA auch Maßnah¬ 
men der Telekommunikationsüberwa¬ 
chung (TKÜ) ergriffen. Solche TKÜ- 
Maßnahmen werden unter anderem 
genutzt, um Telefonate mitzuhören, E- 
Mails oder SMS mitzulesen oder auch 
Metadaten abzugreifen - also etwa zu 
checken, wer wann mit wem und von 
welchem Standort aus telefoniert. 

Diese Takten wurden bekannt, 
nachdem der Bundestagsabgeordnete 
der Partei „Die Linke“, Andrej Hun- 
ko, eine „Kleine Anfrage“ gestellt hat¬ 
te, die von der Bundesregierung be¬ 
antwortet werden musste. Hunko war 
nach Erhalt der Antwort sichtlich be¬ 
unruhigt. „Mich besorgt der ausufern- 
de Versand von Spionage-SMS.“ Durch 
diese Mitteilungen würden Mobiltele¬ 
fone zu einer Ortungswanze, ohne dass 
die Betroffenen davon etwas merken 
würden. Besonders kritisch sei dies 
beim Verfassungsschutz. So werde der 
Inlandsgeheimdienst zum „elektroni¬ 
schen Spitzelapparat“. 


Der Preis, den die Linkspartei für 
ein derartiges Manöver der SPD zu 
zahlen hätte, dürfte indes keineswegs 
gering ausfallen. Eine Zusammenar¬ 
beit der beiden Parteien scheitert ak¬ 
tuell vor allem an den unterschiedli¬ 
chen Auffassungen in der Außen- und 
Sicherheitspolitik, auch wenn Linke- 
Eraktionschef Gregror Gysi und Par¬ 
teichefin Katja Kipping aktuell bemüht 
sind, der Öffentlichkeit vor allem die 
Sozialpolitik als Hemmnis für eine Zu¬ 
sammenarbeit zu verkaufen. 

Die Aussicht, in Kürze von einem 
demokratischen Sozialisten regiert zu 
werden, ruft bei der CDU in Thürin¬ 
gen unterdessen die alten sattsam be¬ 
kannten antikommunistischen Refle¬ 
xe hervor, wenngleich die Partei „Die 
Linke“ mit kommunistischer Ideologie 
und Praxis wohl höchst wenig zu tun 
haben dürfte. So warnte die noch am¬ 
tierende Ministerpräsidentin Christine 
Lieberknecht (CDU) kürzlich, dass die 
Thüringer „keine linken Ideologen an 
der Spitze dieses Landes“ bräuchten. 
„Schauen Sie sich einfach mal die Lan¬ 
desliste der Linkspartei an. Die Stasi- 
Zuträger sind nicht verschwunden“, 
versuchte Lieberknecht, die schon in 
den vergangenen Wochen mehrfach 


Ähnlich äußerte sich der stellvertre¬ 
tende Vorsitzende der linken Bundes¬ 
tagsfraktion, Jan Körte. Er kritisierte, 
dass die Überwachung „immer um¬ 
fangreicher und unkontrollierbarer und 
demokratiegefährdender“ werde. Die¬ 
se Entwicklung müsse beendet werden. 
Es sei schon erstaunlich, „mit welcher 
Kaltschnäuzigkeit Bundesregierung 
und Sicherheitsbehörden unbeirrt ihre 
Schnüffelei fortsetzen“, sagte Körte der 
Deutschen Presseagentur. Von einem 
Innehalten oder einer Neubewertung 
der staatlichen Überwachung nach den 
Enthüllungen über die US-Geheim- 
dienstausspähung in Deutschland feh¬ 
le jede Spur. 

Darüber hinaus hatten kürzlich 
Überlegungen des Auslandsgeheim¬ 
dienstes (BND) und des Verfassungs¬ 
schutzes für Aufregung gesorgt, nach 
denen auch soziale Netzwerke ausge¬ 
forscht werden sollen. Die „Süddeut¬ 
sche Zeitung“, der WDR und der NDR 
hatten übereinstimmend berichtet, dass 
das Verfassungsschutzamt ein 75-köpfi- 
ges Expertenteam für die Spurensuche 
im Netz gründen wolle. Zuvor hieß es, 


vor „Kommunisten“ und „Ewiggestri¬ 
gen“ gewarnt hatte, fast 25 Jahre nach 
der Annexion der DDR den Kalten 
Krieg wieder anzuheizen. 

In Brandenburg dürfte unterdessen 
eine Neuauflage der „rot-roten“ Lan¬ 
desregierung ins Haus stehen. Erst vor 
wenigen Tagen sprachen sich hochran¬ 
gige SPD-Politiker für eine Neuaufla- 


Keine Wechselstimmung in 
Sachsen. Auch Brandenburg 
setzt auf „weiter so“ 


ge des Regierungsbündnisses aus. Und 
dies nicht ohne Grund. So war es in der 
laufenden Legislaturperiode für die 
Brandenburger Sozialdemokraten ein 
Leichtes, mit ihrem vermeintlich sozi¬ 
alistischen Pendant zu regieren, da die 
Linkspartei - Stichwort Braunkohleta¬ 
gebau - nicht einmal bemüht war, ihre 
eigenen Parteibeschlüsse in der Regie¬ 
rung umzusetzen. Als konsequente Al¬ 
ternative gegen Sozialabbau, Verdrän¬ 
gung und Umweltzerstörung tritt zur 
Landtagswahl in Brandenburg daher 
auch die DKP an. 

In Sachsen stellt sich die Situation 
indes gänzlich anders dar. Dort hofiert 


dass der BND seine Technik entspre¬ 
chend aufrüsten wolle. 

Der von der SPD gestellte Bundes¬ 
justizminister, Heiko Maas, hatte zu 
dieser Trage zunächst zurückgefragt: 
„Wenn die gesetzlichen Voraussetzun¬ 
gen vorliegen, warum soll dann nicht 
ein Dienst auch auf diese Dienste zu¬ 
greifen dürfen?“ Und meinte, dass sich 


Auch soziale Netzwerke 
sollen ausgeschnüffelt 
werden. 


doch die Nutzung vom klassischen Te¬ 
lefon stark in die sozialen Netzwerke 
verlagere. Inzwischen hat Maas offen¬ 
sichtlich Grenzen erkannt. „Auch Ge¬ 
heimdienste müssen sich an die Geset¬ 
ze halten. Für eine Totalüberwachung 
aller sozialen Netzwerke in Echtzeit 
sehe ich keine rechtliche Grundlage“, 
sagte er kürzlich der Zeitung „Passauer 
Neue Presse“. 


der Fraktionschef Rico Gebhardt der 
Partei „Die Linke“ unentwegt SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen, gemein¬ 
sam mit seiner Partei ein Regierungs¬ 
bündnis zu schmieden. Die Unterwür¬ 
figkeit weiter Teile der sächsischen 
Linkspartei entbehrt dabei nicht ei¬ 
ner gewissen Tragik. Seit Monaten er¬ 
geben die Umfragen der Meinungs¬ 
forschungsinstitute keine Mehrheit 
für ein „rot-rot-grünes“ Regierungs¬ 
bündnis. Vielmehr droht eine abso¬ 
lute Mehrheit der sächsischen CDU, 
deren Ministerpräsident Stanislaw Til- 
lich in der Not auch auf eine Koalition 
mit der Alternative für Deutschland 
(AfD) zurückgreifen könnte, der der 
Landtagseinzug prognostiziert wird. 
Bisher hatte Tillich einzig Koalitionen 
mit der Partei „Die Linke“ und der 
neofaschistischen NPD ausgeschlos¬ 
sen, zur AfD jedoch kein Wort verlo¬ 
ren. Fernab von Gebhardts Wunsch¬ 
koalitionen hatte auch die sächsische 
Grünen-Fraktionschefin Antje Her- 
menau in der Vergangenheit eher ein 
Regierungsbündnis mit der CDU prä- 
feriert. Auch SPD-Spitzenmann Mar¬ 
tin Dulig hatte eine große Koalition, 
die es in der vorletzten Legislaturpe¬ 
riode schon gab, nicht ausgeschlossen. 
Eine politische Wechselstimmung, so 
sehr sie sich Rico Gebhardt auch wün¬ 
schen mag, kann im Freistaat jedenfalls 
nirgendwo ausfindig gemacht werden. 

Markus Bernhardt 


Solidarität mit 
ukrainischen Linken 

Noch bis Ende August führt die linke 
Solidaritäts- und Antirepressionsorga¬ 
nisation Rote Hilfe eine bundesweite 
Veranstaltungsreihe mit einer Delega¬ 
tion ukrainischer und russischer Lin¬ 
ker durch. In verschiedenen Städten 
soll mittels Vortrags- und Diskussions¬ 
veranstaltungen über die mancherorts 
lebensbedrohliche Situation der Akti¬ 
visten informiert werden. Dem propa¬ 
gandistischen Diskurs deutscher Me¬ 
dien und etablierter Politik „setzen 
die Aktivistinnen und Aktivisten aus 
Gewerkschaft, Antikriegsgruppen und 
linken Organisationen ihre Analyse, 
Schlussfolgerungen und Sichtweisen 
entgegen“, heißt es in einer Ankündi¬ 
gung der Roten Hilfe. (bern) 

Informationen: www.rote-hilfe.de 

IG Metall aktiv 
gegen Neonazis 

Die IG Metall Bezirksleitung für Nie¬ 
dersachsen und Sachsen-Anhalt hat 
eine neue antifaschistische Broschüre 
veröffentlicht, die den Titel „Aktiv ge¬ 
gen Neonazis“ trägt. Darin informie¬ 
ren die Gewerkschafter über die Ak¬ 
tivitäten von Neofaschisten und Ras¬ 
sisten in den verschiedenen Städten 
der besagten Bundesländer und über 
Gegenmaßnahmen der IG Metall vor 
Ort. Die Veröffentlichung bietet einen 
kompakten Überblick über die Aktivi¬ 
täten der dortigen rechten Szene und 
enthält Informationen zu sogenann¬ 
ten „Freien Kameradschaften“, Struk¬ 
turen der neofaschistischen NPD und 
der noch jungen Partei „Die Rechte“. 
Auch das Thema „Rechtsrock“ als eine 
Art Einstiegsdroge in die rechte Szene 
findet in der Broschüre Beachtung. 
Bezug telefonisch unter 0511/16 406-0 
oder per E-Mail: kontakt@igmetall-nie- 
der-sachsen-anhalt.de 

Gegen Magdeburger 
„Trauermarsch“ 

Das antifaschistische Bündnis „Mag¬ 
deburg Nazifrei“ hat mit seiner Mobili¬ 
sierungskampagne für 2015 begonnen. 
„Wie auch im Januar 2014 mobilisie¬ 
ren wir bundesweit zu den Blockaden 
gegen den jährlichen Naziaufmarsch 
im Januar in Magdeburg“, so die Anti¬ 
faschisten in einer Erklärung. 

Das Motto der Mobilisierungskam¬ 
pagne lautet diesmal „Blockieren statt 
ignorieren!“. Am 16. Januar 2015 jährt 
sich die Bombardierung Magdeburgs 
zum 70. Mal. In den vergangenen Jah¬ 
ren waren Neofaschisten mehrfach an¬ 
lässlich der Bombardierung der Stadt 
in Magdeburg aufmarschiert. Die An¬ 
tifaschisten wollen diese Provokation 
mit Massenblockaden verhindern. 
Informationen: http://magdeburg-na- 
zifrei.com 

„Die Rechte“ will in Dort- 
mund aufmarschieren 

Die neofaschistische Partei „Die Rech¬ 
te“ will am 23. August (ab 15 Uhr) er¬ 
neut an der Freitreppe gegenüber des 
Dortmunder Hauptbahnhofes aufmar¬ 
schieren. Dort wollen die Neonazis 
eine Kundgebung abhalten, um gegen 
das 2012 vom nordrhein-westfälischen 
Landesinnenminister Ralf Jäger (SPD) 
erlassene Verbot des „Nationalen Wi¬ 
derstandes Dortmund“ zu protestieren, 
in dem nicht wenige Parteifunktionäre 
zuvor aktiv waren. 

Fernab dessen muss sich ab Herbst 
ein Neofaschist vor Gericht verantwor¬ 
ten, der bei einem Aufmarsch der Partei 
im vergangenen August in Dortmund 
fünf Menschen - darunter auch eine 
Landtagsabgeordnete der Piraten - 
mit einem Böller verletzte. Der zum 
damaligen Tatzeitpunkt 23 Jahre alte 
Mann soll einen anderen Mann außer¬ 
dem beauftragt haben, einen Spreng¬ 
satz herzustellen, der mittels eines Mo¬ 
dellflugzeuges in Gegendemonstranten 
gesteuert werden sollte. Der Plan soll 
jedoch bis zur Festnahme der Männer 
nicht vorbereitet gewesen sein. Trotz¬ 
dem muss sich der 23jährige ab Herbst 
auch wegen des Verstoßes gegen das 
Sprengstoffgesetz verantworten. Da 
die beiden Männer aus Baden-Würt¬ 
temberg stammen, wird der Prozess in 
Freiburg stattfinden. Ein genaues Da¬ 
tum ist noch nicht bekannt. (bern) 
http://dortmundquer.blogsport.de 


RolfPriemer 



Linkspartei will in Ost-Ländern regieren 

Demokratische Sozialisten könnten in Thüringen ersten Ministerpräsidenten stellen 
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Waffenstillstand ist keine Friedenslösung 

Entscheidendes Hindernis: das Festhalten am Besatzungsregime und an Expansions- und Kolonisierungsplänen 


O b die am letzten Sonntag ver¬ 
einbarte 72-stündige Waffenru¬ 
he im Gazastreifen länger hal¬ 
ten wird als die vorhergehende, war 
bei Redaktionsschluss noch nicht ab¬ 
zusehen. 

Am Wochenanfang war zwar von einer 
„Annäherung“ zwischen israelischen 
und palästinensischen Unterhändlern 
bei den indirekten Verhandlungen in 
Kairo die Rede. Angeblich soll die isra¬ 
elische Regierung sich zu einer gewis¬ 
sen „Lockerung“ der Gaza-Blockade 
bereit erklärt haben. 

Bei Lichte betrachtet handelt es 
sich allerdings eher um ein Manöver als 
um eine tatsächliche Öffnung der Blo¬ 
ckade. Die Netanjahu-Regierung soll 
bereit sein, eine Einfuhr von Baumate¬ 
rialien in den Gazastreifen zuzulassen 
und die Fangzone für palästinensische 
Fischer vor der Gazaküste von sechs 
auf neun Seemeilen zu erweitern. Au¬ 
ßerdem soll sie die Bereitschaft ange¬ 
deutet haben, Gelder aus israelischen 
Zolleinnahmen für in Palästina herge¬ 
stellte Waren, die sie aufgrund des Be¬ 
satzungsregimes einnimmt, wieder an 
die Palästinenserbehörde zu überwei¬ 
sen, wozu sie laut internationaler Ab¬ 
kommen verpflichtet ist, die sie aber 
seit längerem abkommenswidrig ein¬ 
behalten hat. Davon werden u.a. die 
Gehälter für die Angestellten der pa¬ 
lästinensischen Verwaltung im West¬ 
jordanland und im Gazastreifen be¬ 
zahlt. Schließlich fordert Israel, dass 
die Kontrolle an den Grenzübergän¬ 
gen zwischen dem Gazastreifen und 
Israel und am Grenzübergang nach 
Ägypten auf palästinensischer Seite 
an Sicherheitskräfte der Palästinensi¬ 
schen Autonomiebehörde unter Präsi¬ 
dent Abbas übertragen wird, was fak¬ 
tisch auf eine Entmachtung der im Ga¬ 
zastreifen regierenden Hamas abzielt. 
Und das Ganze soll nur unter strenger 
„internationaler Kontrolle“ durch eine 
„dritte Partei“ stattfinden. 

Das sind wenig Hoffnung lassende 
israelische Bedingungen dafür, dass 
aus dem befristeten ein „globaler und 
dauerhafter Waffenstillstand“ werden 
kann, wie er vor allem im Interesse der 
notleidenden Menschen wünschens¬ 
wert wäre. 

Schon die vorhergehende Waf¬ 
fenruhe vom 5.-8. August scheiterte 
jedenfalls daran, dass die israelische 
Rechtsregierung nicht bereit war, ei¬ 
ner tatsächlichen Aufhebung der seit 


2007 verhängten Blockade des Gaza¬ 
streifens zuzustimmen. Deshalb folg¬ 
ten nach Ablauf der Vereinbarung 
über die erste Feuerpause am letzten 
Wochenende neue Raketenabschüsse 
palästinensischer Widerstandsgruppen 
auf Israel und über 150 zusätzliche is¬ 
raelische Luftangriffe auf den bereits 
vorher kriegsverwüsteten Landstrei¬ 
fen, in dem seit sieben Jahren 1,8 Mil¬ 
lionen Menschen auf einer Fläche von 
41 km Länge und maximal 12 km Brei¬ 
te eingesperrt sind. 

Kriegsbilanz in Zahlen 

Die Gesamtbilanz des israelischen 
Gaza-Kriegs seit dem 8. Juli beläuft 
sich nach den letzten Angaben der 
palästinensischen Rettungsdienste 
auf 1 916 tote Palästinenserinnen und 
Palästinenser. Nach UNO-Angaben 
waren mindestens 1 350 davon Zivi¬ 
listen, also die große Mehrheit. Laut 
dem UNO-Kinderhilfswerk UNICEF 
waren darunter 445 Kinder, mehr ein 
Viertel aller Toten. Die Zahl der Ver¬ 
letzten wird mit 9 817 angegeben. Die 
Angaben über die Zahl der Ausge¬ 
bombten und von ihren Wohnsitzen 
vertriebenen Menschen schwanken. 
Aber mindestens 280 000 sind jetzt 
Obdachlose und Flüchtlinge in ihrem 
eigenen Land. Mehr als 10 000 Häu¬ 
ser und mehr als die Hälfte der Indus¬ 
triebetriebe und der landwirtschaftlich 
genutzten Flächen im Gazastreifen 
wurden zerstört. In Trümmer gelegt 
wurden 5 Krankenhäuser und 34 Kli¬ 
niken, weitere 34 teilzerstört, ebenso 
60 Moscheen, 150 weitere teilzerstört. 
Funktionsunfähig gebombt wurden 
das Kraftwerk, das große Teile des Ge¬ 
biets mit Strom versorgt, ebenso zahl¬ 
reiche Wasserleitungen und Abwas¬ 
sersysteme. Hunderttausende müssen 
ohne Strom und sauberes Wasser le¬ 
ben. Die Kosten für die Beseitigung 
der Kriegsschäden werden nach Anga¬ 
ben des UN-Koordinators für die Ga¬ 
za-Hilfe auf 4,5 bis 6 Milliarden Euro 
geschätzt. In einem ARD-Bericht war 
von einer „Mondlandschaft“ der Zer¬ 
störung die Rede. 

Völkerrechtswidrige 
kollektive Bestrafung 

Allein diese Zahlen zeigen, dass es 
bei dem Angriff der hochmodern aus¬ 
gerüsteten israelischen Armee kei¬ 
neswegs nur um die Zerstörung von 
„Hamas-Tunnel“ ging. Das war eine 


völkerrechtswidrige Aktion der kol¬ 
lektiven Bestrafung eines ganzen Vol¬ 
kes, ein Massaker, das Erinnerungen 
an die schlimmsten Kriegsverbrechen 
der Vergangenheit wachruft. 

Lieberman will deutsche 
Besatzungssoldaten 

Das Hindernis für einen dauerhaften 
Waffenstillstand und eine danach fol¬ 
gende ausgehandelte Friedensrege¬ 
lung liegt nach wie vor in erster Linie 
bei der israelischen Regierung. Israel 
will die Kontrolle über alle Land- und 
Seegrenzen Palästinas behalten und 
bestenfalls zusätzlich auf palästinen¬ 
sischer Seite eine von den führenden 
westlichen Mächten ausgeübte „inter¬ 
nationale Kontrolle“ übertragen. Das 
ist der Sinn der israelischen Forde¬ 
rung nach einer „Entmilitarisierung“ 
des Gaza-Streifens. Faktisch wäre dies 
die Umwandlung des Gazastreifens in 
ein internationales „Protektorat“ im 
Stil imperialistischer Kolonialpoli¬ 
tik. Netanjahus rechtsextremistischer 


Die Polizei hat eine für letzten Sams¬ 
tag geplante gemeinsame Anti-Kriegs- 
Demo der israelischen Friedenskräfte 
in Tel Aviv unter dem fadenscheinigen 
Vorwand verboten, dass öffentliche 
Versammlungen in Tel Aviv von mehr 
als tausend Menschen unter freiem 
Himmel wegen der Gefahr von Rake¬ 
tenangriffen der Hamas nicht erlaubt 
werden können. Angesichts der Brei¬ 
te des Unterzeichnerkreises war er¬ 
wartet worden, dass mehrere tausend 
Menschen an der Veranstaltung teil¬ 
nehmen werden, die zur größten Frie¬ 
densdemonstration der letzten Zeit in 
Israel geworden wäre. 

In einem Statement des Organisa¬ 
tionskomitees erklärten die Organisa¬ 
toren, dass die Veranstaltung aufgrund 
des polizeilichen Verbots auf den frü¬ 
hestmöglichen Zeitpunkt später ver¬ 
schoben werden muss. Sie betonten 
dabei: „Die breite Zustimmung zu 
unserem Aufruf beweist, dass ein gro¬ 
ßer Teil des israelischen Gesellschaft 
eine Änderung der Richtung unter¬ 
stützt, sich dem Weg des Krieges ent¬ 
gegenstellt und ein Ende des Zyklus 
des Blutvergießens durch einen ech¬ 
ten Dialog mit den Palästinensern ver- 


Außenminister Lieberman verlang¬ 
te sogar ausdrücklich die Übertra¬ 
gung der Kontrolle an deutsche Bun¬ 
deswehrsoldaten im Auftrag der EU. 
Das dürfte Außenminister Steinmeier 
freuen, der seinerseits schon die Be¬ 
reitschaft verkündete, sich an einer 
EU-“Mission“ im Gazastreifen zu be¬ 
teiligen. Offenbar ist ihm die Überein¬ 
stimmung mit Rechtsextremisten aller 
Art schon seit seinem Besuch in Kiew 
nicht mehr peinlich. 

Waffenstillstand ist 
nicht genug 

Doch selbst wenn ein verlängerter 
Waffenstillstand zustande kommen 
sollte, muss festgehalten werden: Waf¬ 
fenstillstand ist nicht genug. Ein Waf¬ 
fenstillstand ist keine Friedenslösung. 

Die Sicherheit Israels ist nicht auf 
der Spitze von Bajonetten durch im¬ 
mer neue Militäreinsätze zu erreichen. 
Sicherheit und Frieden für Israel und 
Palästina erfordert die endgültige und 
restlose Freigabe aller besetzten paläs- 


langt, um eine Friedensvereinbarung 
zu erreichen, die Unabhängigkeit und 
Gerechtigkeit für beide Völker sichern 
würde. Es gibt eine große Zahl von jü¬ 
dischen und arabischen Bürgern, die 
bereit sind, zusammenzustehen gegen 
die Wellen des Rassismus und der Auf¬ 
hetzung, für Demokratie. Wir werden 
diese Stimme weiter auf jedem mögli¬ 
chen Weg zu Gehör bringen.“ 

Zu den Unterzeichnern des Auf¬ 
rufs gehörten das von den israelischen 
Kommunisten initiierte Bündnis „Cha- 
dasch“ (Demokratische Front für Frie¬ 
den und Gleichberechtigung“), die 
linkssozialdemokratische Meretz-Par- 
tei, die in den 90er Jahren mehrfach ein 
Koalitionspartner der regierenden so¬ 
zialdemokratischen Arbeiterpartei war, 
das Bündnis „Peace Now“ („Frieden 
jetzt!“), die Vereinigung „Gush Sha- 
lom“ („Friedensblock“), das Friedens- 
NGO-Forum, die Vereinigung „Kämp¬ 
fer für den Frieden“, die Organisation 
von „Young Labour“ in Tel Aviv und 
mehrere weitere Gruppen. 

Für die Veranstaltung auf dem sym¬ 
bolträchtigen Rabin-Platz in Tel Aviv 
waren folgende Losungen vorgesehen: 
„Änderung der Richtung - Bewegung 


tinensischen Gebiete, die völlige Auf¬ 
gabe des israelischen Besatzungsre¬ 
gimes. Nur damit können Grundlagen 
für ein friedliches Nebeneinander von 
Israel und Palästina als zwei souveräne 
Staaten entstehen. Das erfordert den 
Verzicht auf die von den israelischen 
Rechten und Rechtsextremisten im¬ 
mer noch verfolgten Expansionsplä¬ 
ne zur Schaffung von „Groß-Israel“, 
in dem die Palästinenser als Arbeits¬ 
sklaven zweiter Klasse ausgebeutet 
werden. 

Das entscheidende Hindernis für 
eine Friedensregelung ist das Streben 
der israelischen Regierung nach Ver¬ 
ewigung des Besatzungsregimes und 
das Festhalten an Expansionsplänen 
zur Kolonisierung ganz Palästinas. Da 
die israelischen Machthaber nicht be¬ 
reit sind, diese Hindernisse aus dem 
Weg zu räumen, bleibt nur ein Weg, 
um zu einer Friedensregelung zu kom¬ 
men: Der internationale Druck auf die 
Machthaber in Israel muss verstärkt 
werden. Georg Polikeit 


vorwärts zum Frieden! Nein zum Weg 
der Kriege! Wir brauchen eine politi¬ 
sche Lösung!“ 

In dem Aufruf dazu hieß es u.a.: 
„Nach einem qualvollen Monat von 
Krieg und Tod, angesichts der hoch¬ 
kommenden Wellen von Aufhetzung 
und Hass, die die israelische Gesell¬ 
schaft zunehmend zerreißt, stehen wir 
auf, um für Frieden und Demokratie 
zu demonstrieren ... Die nächste Run¬ 
de des Kampfes kann vermieden wer¬ 
den. Es ist keineswegs unvermeidlich, 
dass wir den Abstieg in einen Abgrund 
von immer mehr blutigen Kriegen, ex¬ 
tremistischem Hass und Zerstörung 
unserer Nachbarn wie von uns selbst 
fortsetzen. Es gibt einen anderen Weg: 
einen sofortigen Dialog mit den Paläs¬ 
tinensern - für einen fairen Frieden 
und für den Wiederaufbau und die Öff¬ 
nung von Gaza, ein entschiedenes ge¬ 
meinsames Einstehen von Juden und 
Arabern gegen Rassismus, ein Kampf 
für eine Zukunft des Lebens. Nur eine 
politische Lösung von zwei Staaten, Is¬ 
rael und Palästina Seite an Seite, wird 
Unabhängigkeit, Gerechtigkeit, Sicher¬ 
heit und Hoffnung für alle gewährleis¬ 
ten, die in diesem Land leben.“ G.P. 


Anti-Kriegs-Demo in Israel verboten 


Feuer nicht mit Benzin löschen 

Im Nahen Osten fehlt es an politischer Vernunft 
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Gewerkschafter mit 
dem Tod bedroht 

Der Premierminister von Swasiland, Si- 
busiso Barnabas Dlamini, hat angedroht, 
die Gewerkschafts- und Menschen¬ 
rechtsaktivistinnen, die beim Afrika- 
Gipfel in Washington waren, sollten bei 
ihrer Rückkehr „gehängt werden“. Der 
Premier sprach diese Drohung aus, als 
er im Parlament dazu befragt wurde, wie 
die Regierung den weiteren Erhalt von 
Subventionen aus dem US-amerikani¬ 
schen „Gesetz für Wachstum und Mög¬ 
lichkeiten für Afrika“ sicherstellen will. 
Die US-Regierung hat angekündigt, die¬ 
se am 1. Januar 2015 einzustellen. Die 
Entscheidung beruht auf systemati¬ 
schen Verletzungen von Arbeiterrech¬ 
ten. Dazu zählen die Inhaftierung von 
Gewerkschafterlnnen, der Entzug des 
Organisationsstatus des Gewerkschafts¬ 
bundes TUCOSWA sowie das Verbot 
von Streiks und Demonstrationen 

Neuer Ministerpräsident 
in Zentralafrika 

Nach mehr als 18 Monaten der Gewalt 
zwischen Christen und Muslimen hat die 
Zentralafrikanische Republik erstmals 
einen muslimischen Ministerpräsiden¬ 
ten. Mahamat Kamoun hat am Sonn¬ 
tag sein Amt angetreten. Der 53-Jährige 
war ein enger Berater des ehemaligen 
Anführers der Seleka-Rebellen, Michel 
Djotodia, der im vergangenen Jahr zeit¬ 
weise die Macht an sich gerissen hatte. 
Der christliche Amtsvorgänger Andre 
Nzapayeke war in der vergangenen Wo¬ 
che zurückgetreten. 


Im Irak hat sich die Situation in den letz¬ 
ten Tagen deutlich verschärft. Gottes¬ 
krieger der Terrororganisation „Islami¬ 
scher Staat“ rücken schier unaufhaltsam 
vor und terrorisieren und massakrieren 
Andersgläubige. Weder die kurdischen 
Milizen noch die irakische Armee schei¬ 
nen in der Lage, diese Terrorwalze auf¬ 
zuhalten. Da diese Truppe auch gegen 
den im Westen verhassten syrischen 
Präsidenten kämpft und dessen Armee 
schwere Schläge versetzt, haben die Re¬ 
gierenden in den USA sowie in den rest¬ 
lichen NATO-Staaten absolut nichts da¬ 
gegen unternommen. Vom NATO-Staat 
Türkei ist sogar bekannt, dass man den 
Terroristen freie Hand lässt beim Trans¬ 
port von Waffen, Munition und Ausrüs¬ 
tung über die Grenze nach Syrien. Dar¬ 
aus ergibt sich die Schlussfolgerung, dass 
die NATO den Terror der Gotteskrieger 
des „IS“ zumindest billigend duldet. 

Es ist kein Geheimnis, dass sowohl 
die NATO als auch die EU, zumeist in 
engem Zusammenwirken mit den reak¬ 
tionären Golfmonarchien, bisher jede 
politische und militärische Bewegung 
unterstützt hat, die dazu beitrug, un¬ 
botmäßige Präsidenten oder Regime zu 
schwächen und letztlich zu beseitigen. 
Ein wichtiges Element dieser Strate¬ 
gie ist ganz besonders im Nahen Osten 
das Schüren von religiösen Meinungs¬ 
verschiedenheiten. Weder der „Islami¬ 


sche Staat“ noch Al-Kaida oder andere 
Gruppierungen hätten entstehen kön¬ 
nen, wenn nicht die CIA und andere 
Geheimdienste einschließlich des israe¬ 
lischen Mossad Pate gestanden und die 
Golfmonarchen das Startkapital spen¬ 
diert hätten. Den Herrschenden im Wes¬ 
ten und am Golf war bisher alles recht, 
was gesellschaftlichen Fortschritt und 
eigenständige Entwicklung von Staaten 
verhindern half. Sobald dann diese mit 
Geld und Waffen ausgestatteten Grup¬ 


pierungen den Befehlen ihrer Geburts¬ 
helfer nicht mehr gehorchten und eigene 
Ziele zu verfolgen begannen, schauten 
die Herren der Freiheit und Demokratie 
ratlos drein und gaben eifrig Ermahnun¬ 
gen von sich. 

Nachdem nun der „IS“ im Irak im¬ 
mer mehr Massaker an Menschen zu 
verübt, die als „Ungläubige“ klassifiziert 
wurden, und nachdem auch der Chef des 
Vatikan lautstark die Trommel rührte für 
die im Irak verfolgten Menschen christ¬ 


lichen Glaubens, entschloss sich der 
Oberbefehlshaber der USA-Truppen 
zum Handeln. Wer geglaubt hatte, Frie¬ 
densnobelpreisträger Obama hätte ei¬ 
nen Weg der politischen Lösung gesucht, 
wurde erneut arg enttäuscht. Der Prä¬ 
sident wählte - welche Überraschung - 
den militärischen Weg und befahl mas¬ 
sive Luftangriffe gegen Stellungen des 
„IS“. Spätestens seit dem Jugoslawien- 
Krieg, in dem der Begriff „Kollateral- 
schaden“ zu einem alltäglichen Wort in 
den Nachrichten wurde, wissen wir, wie 
„präzise“ solche Angriffe sind und was 
sie bewirken. Es ist kaum davon auszu¬ 
gehen, dass der „IS“ dadurch zur Been¬ 
digung des Terrors bewegt werden kann, 
wir können aber sehr wohl davon ausge¬ 
hen, dass jeder getötete „Gotteskrieger“ 
den Zulauf von jungen Menschen zu den 
Terrorgruppen verstärken wird. 

Nun hat der französische Außenmi¬ 
nister Fabius die EU auf gef ordert, Waf¬ 
fen an die Kurdenmilizen im Nordirak 
zu liefern. Das würde bedeuten, den 
untauglichen Versuch zu unternehmen, 
das Feuer mit Benzin zu löschen. Als 
erfahrener Außenpolitiker müsste Herr 
Fabius eigentlich wissen, dass es gera¬ 
de an Waffen in der Region am wenigs¬ 
ten mangelt. Woran wirklicher Mangel 
herrscht, ist politische Vernunft und der 
Wille, sie auch anzuwenden. 

Uli Brockmeyer 
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Mit Chävez zum Sozialismus 

Venezuelas Regierungspartei PSUV proklamiert hehre Ziele 


H ugo Chävez - die Programmatik 
der Vereinten Sozialistischen Par¬ 
tei Venezuelas (PSUV) lässt sich 
mit diesem einen Namen zusammenfas¬ 
sen. Ende Juli kamen mehrere hundert 
Delegierte der mitgliederstärksten Or¬ 
ganisation des südamerikanischen Lan¬ 
des zu ihrem ersten Parteitag seit dem 
Tod ihres Gründers zusammen. Die 
wichtigste Botschaft dieses Kongresses 
war: Die PSUV ist vereint und setzt den 
Weg von Chävez fort. 

Wie es in Venezuela üblich ist, 
setzt die PSUV dabei in erster Linie 
auf Symbolik. In den von der Partei¬ 
führung veröffentlichten Beschlüssen 
ist gleich der erste Punkt die Festle¬ 
gung, Chävez zum „ewigen Führer und 
Gründungspräsidenten“ der Partei zu 
erklären. An zweiter Stelle folgt die 
Ernennung des amtierenden Staats¬ 
präsidenten Nicoläs Maduro zum neu¬ 
en Parteichef. Dieser habe bewiesen, 
dass er „würdiger Sohn von Chävez 
und Fortführer seines Vermächtnis¬ 
ses“ sei. Im dritten Punkt des Proto¬ 
kolls wird dann die bisherige Ideologie 
der Partei erweitert. Galt bisher der 
„Baum mit den drei Wurzeln“ - der 
Befreier Simon Bolfvar, dessen Lehrer 
Simon Rodrfguez und der „General 
des souveränen Volkes“ Ezequiel Za- 
mora - als programmatische Grundla¬ 
ge der Partei, ist Chävez nun „die vier¬ 
te Wurzel“ der Bolivarischen Revolu¬ 
tion. Er sei die „historische Synthese“ 
der anderen drei Persönlichkeiten, die 
im 18. und 19. Jahrhundert für die Un¬ 
abhängigkeit Venezuelas gekämpft 
hatten. Bolfvar und vor allem Chävez 
ziehen sich als immer wieder beschwo¬ 
rene Namen durch das gesamte Par¬ 
teitagsprotokoll - andere programma¬ 
tische Quellen wie Marx oder Lenin, 
auf die sich Chävez durchaus stützte, 
spielen hingegen keine Rolle. 

Zugleich betont die PSUV, dass es 
nicht darum gehe, nur eine „kleine Re¬ 
gierung“ zu stellen - „wir sind gekom¬ 
men, um hier Revolution zu machen“. 
Dazu solle eine kollektive Führung des 
bolivarischen Prozesses sichergestellt 
werden. Zugleich aber wird die gesam¬ 
te Partei auf die „absolute, aktive und 
engagierte“ Unterstützung der Regie- 


Nun scheint auch USA-Präsident Oba- 
ma, der erste US-Präsident mit dunkler 
Hautfarbe, die Entwicklungspotenziale 
und Zukunftschancen auf dem afrika¬ 
nischen Kontinents entdeckt zu haben. 
Afrika werde „die nächste große Er¬ 
folgsstory“, verkündete er auf dem ers¬ 
ten Afrika-Gipfel der USA, zu dem er 
Anfang August rund 50 afrikanische 
Staats- und Regierungschefs nach Wa¬ 
shington eingeladen hatte. Afrika sei 
„der jüngste Kontinent und der Kon¬ 
tinent mit dem stärksten Wirtschafts¬ 
wachstum“, sagte er. Zeitgleich pro¬ 
gnostizierte der IWF für Afrika im 
Jahr 2015 ein durchschnittliches Wirt¬ 
schaftswachstum von 5,8 Prozent, mehr 
als auf jedem anderen Kontinent. 

Bei solchen Zukunftsaussichten 
wollen auch die 90 großen US-amerika¬ 
nischen Konzerne nicht länger abseits 
bleiben, die gleichfalls zu dem Gipfel 
mit den Afrikanern eingeladen waren 
(u.a. General Electric, Chevron, Citi¬ 
group, Ford Motor, Lockheed Martin 
und Walmart). Obama ermunterte sei¬ 
ne Gäste, die Gelegenheit zu nutzen, 
um mit den Managern dieser Firmen 
in individuellen Gesprächen künftige 
Projekte anzubahnen. 

Die Macher von Politik und Wirt¬ 
schaft in den USA haben für eine 
stärkere Hinwendung zu Afrika allen 
Grund. Denn sie sind da ziemlich im 
Rückstand. Während die USA den ers¬ 
ten Afrika-Gipfel abhielten, hat China 
schon die fünfte Veranstaltung solcher 
Art hinter sich. Der Umsatz chinesi¬ 
scher Unternehmen mit Afrika belief 


rung festgelegt. Das hatte schon Ma¬ 
duro in seiner Ansprache vor den Dele¬ 
gierten verlangt: „Die Partei kann nicht 
auf der einen Seite marschieren und die 
Regierung auf der anderen.“ 

Fünf Thesen, die Maduro in sei¬ 
ner Ansprache vorgestellt hatte, sollen 
künftig das Handeln der PSUV bestim¬ 
men: „1. Ohne Sozialismus sind die Un¬ 
abhängigkeit und Souveränität Venezu¬ 
elas nicht nachhaltig; 2. Die wichtigste 
Aufgabe der Bolivarischen Revolution 
in der neuen Phase ist die Entwicklung 
einer sozialistischen produktiven Öko¬ 
nomie; 3. Der Sozialismus ist Demokra¬ 
tie und die Demokratie ist Sozialismus; 

4. Die erste Revolution ist die geistige; 

5. Die multizentrische, pluripolare Welt 
und die lateinamerikanische und kari¬ 
bische Union garantieren den Frieden 
und den Ausgleich auf dem Planeten.“ 

Zugleich bekräftigt die PSUV ihren 
„antikapitalistischen Charakter“ und 
ihre „sozialistische Überzeugung“. Die¬ 
se seien die Alternative zur „unersättli¬ 
chen Gefräßigkeit des Imperialismus“, 
der die Fortexistenz der Menschheit 
gefährde. Im Sinne des „revolutionä¬ 
ren Internationalismus“ unterstreicht 
die PSUV ihre „Klassenpflicht und 
uneingeschränkte Solidarität mit allen 
Arbeitern und Arbeiterinnen der Welt, 
die unter der Unterdrückung durch 
das Kapital leiden und unter schwie¬ 
rigsten Bedingungen ihre Kampfban¬ 
ner erheben“. Konkret genannt werden 
die Werktätigen in den USA, Spanien, 
Griechenland und den anderen Län¬ 
dern Europas, „deren Völker Unglück 
erleiden, während die Regierungen als 
Komplizen eines Wirtschaftssystems, 
das die Menschen in keiner Weise in 
Rechnung stellt, untätig bleiben“. 

Konkrete Vorschläge, wie ihre Zie¬ 
le zu erreichen sind, blieb die PSUV 
auf ihrem Parteitag weitgehend schul¬ 
dig. Die entsprechenden Anregungen 
kommen eher von der Kommunisti¬ 
schen Partei Venezuelas (PCV). Deren 
Politbüromitglied Yul Jabour forderte 
Maduro und die PSUV-Spitze Anfang 
August auf, die anderen Parteien und 
Organisationen des „Großen Patrioti¬ 
schen Pols“ in die Beratungen einzu¬ 
beziehen. Es könne bei solchen Tref- 


sich 2013 auf 210 Milliarden Dollar, 
mehr als doppelt so viel wie die USA 
(85 Milliarden). Nach China kommt im 
Handel mit Afrika vor den USA noch 
die EU auf Platz 2. Auch Länder wie 
Indien und Brasilien haben die Ge¬ 
schäfte mit Afrika in den letzten Jah¬ 
ren erheblich ausgebaut. „Wir haben 
viel Arbeit. Wir müssen es besser ma¬ 
chen, viel besser“, meinte der Chef des 
Weißen Hauses. 

Offenbar sind die Führungskreise 
der USA ernsthaft bestrebt, sich einen 
größeren Anteil am afrikanischen Ku¬ 
chen zu sichern. In erster Linie geht es 
natürlich um die reichen afrikanischen 
Bodenschätze. Aber anvisiert wird auch 
eine größere Rolle der US-Konzerne 
beim Ausbau von afrikanischen In¬ 
frastrukturen. Da geht es um teilweise 
große Aufträge für den Bau von Kraft¬ 
werken, Stromnetzen, Energieanlagen 
und um den Ausbau von afrikanischen 
Kommunikationsnetzen (Telefon, In¬ 
ternet). Auch die US-amerikanischen 
Banken sollen sich stärker im Afrika- 
Geschäft engagieren, z.B. mit Krediten 
für solche Aufträge. Außerdem gibt es 
in Afrika billige Arbeitskräfte für die 
profitable Herstellung von Waren aller 
Art. Und nicht zuletzt ist Afrika auch 
als wachsender Absatzmarkt für US- 
amerikanische Produkte von Interesse. 

Unter diesem Blickwinkel hat Oba¬ 
ma den Afrikanern US-amerikanische 
Investitionen in Milliardenhöhe ver¬ 
sprochen. Der größte Teil davon soll al¬ 
lerdings nicht vom Staat, sondern von 
den amerikanischen Multis kommen. 


fen nicht nur darum gehen, Entschei¬ 
dungen zu treffen. Notwendig sei auch 
die Möglichkeit, generell über die Ent¬ 
wicklung der Politik zu diskutieren. So 
müsse über eine von Maduro ins Ge¬ 
spräch gebrachte Anhebung der bis¬ 
lang lächerlich geringen Benzinpreise 
landesweit diskutiert werden, forderte 
Jabour. Die PCV schlägt vor, aus mögli¬ 
chen Mehreinnahmen ein einheitliches, 
landesweites öffentliches Verkehrsnetz 
aufzubauen. Ansätze dafür gibt es be¬ 
reits, etwa durch den Neubau von Me¬ 
trolinien in den verschiedenen Städten 
und die Arbeiten an einer Eisenbahn¬ 
strecke zwischen dem Osten und dem 
Westen Venezuelas. Zudem verlangen 
die Kommunisten eine Steuer- und Ab¬ 
gabenreform, um diejenigen mehr zur 
Kasse zu bitten, die mehr verdienen. 


Aber auch das staatliche Entwicklungs¬ 
programm „Power Africa“ wurde auf 
26 Milliarden US-Dollar verdoppelt. 
Damit soll vor allem die Versorgung 
des südlichen Afrika mit Strom ausge¬ 
weitet werden. Außerdem wurde das 
seit 2000 laufende Freihandelsabkom¬ 
men, mit dem einige afrikanische Pro¬ 
dukte zollbegünstigt in die USA impor¬ 
tiert werden können (African Growth 
and Opportunity Act - AGOA) über 
2015 hinaus verlängert und mit 7 Mil¬ 
liarden Dollar zusätzlich ausgestattet. 
Das macht zusammen 33 Milliarden, 
die der US-Staat aufbringen will. 

Ob dies allerdings ausreichen wird, 
um, wie versprochen, dem Wirtschafts¬ 
wachstum in Afrika einen starken 
Schub zu versetzen und mehr Beschäf¬ 
tigung und Arbeitsplätze für die Afri¬ 
kaner zu schaffen, steht auf einem an¬ 
deren Blatt. Die Erfahrung besagt, dass 
die US-Konzerne, wenn sie Geld in die 
Hand nehmen und Investitionen finan¬ 
zieren, in der Regel keine Liebesgaben 
verschenken. Investitionen müssen sich 
für sie lohnen. Das heißt, dass die Fra¬ 
ge, was mit dem Geld gemacht und wo 
investiert wird, nicht in erster Linie 
von den Afrikanern nach den nationa¬ 
len Notwendigkeiten und Bedürfnissen 
der Menschen entschieden wird, son¬ 
dern danach, wovon sich die „Investo¬ 
ren“ die größten Gewinne versprechen. 

Die Obama-Administration hat den 
Afrika-Gipfel aber auch dafür genutzt, 
ein stärkeres militärisches Engagement 
der USA in Afrika einzuläuten. Obama 
verkündete zwar, dass er keine Boden- 


So sollte untersucht werden, ob nach 
und nach die Mehrwertsteuer komplett 
abgeschafft werden könne, die Bezie¬ 
her geringer Einkommen überdurch¬ 
schnittlich belaste. Ein solches Ziel 
hatte schon Chävez vor Jahren ausge¬ 
geben und die Steuer ab 2002 schritt¬ 
weise von 16 auf neun Prozent gesenkt. 
2009 gab es allerdings einen Kurswech¬ 
sel und die Abgabenhöhe stieg wieder 
auf zwölf Prozent - schon damals ge¬ 
gen den Widerstand linker Kritiker, 
auch der PCV. 

Venezuela und seine Regierungs¬ 
partei bleiben auf einem fortschrittli¬ 
chen und antiimperialistischen Weg - 
von einer „sozialistischen Revolution“ 
ist der Prozess jedoch nach wie vor weit 
entfernt. 

Andre Scheer 


truppen in die afrikanischen Krisenher¬ 
de schicken wolle. Aber eine größere 
Rolle der USA bei der „Beratung“ af¬ 
rikanischer Staaten in „Sicherheitsfra¬ 
gen“, bei der Ausbildung afrikanischer 
Streitkräfte und nicht zuletzt auch bei 
ihrer Ausrüstung mit modernen Waf¬ 
fen wurde angekündigt. Für die „Initi¬ 
ative für Sicherheit und Gouvernanz“ 
in Afrika sollen bereits im ersten Jahr 
65 Millionen Dollar eingesetzt werden. 
Als Empfänger dieser „Militärhilfe“ 
wurden Tunesien, Mali, Niger, Nigeria, 
Kenia und Ghana benannt. Außerdem 
wollen die USA einen „Beitrag“ zum 
Aufbau einer afrikanischen „schnellen 
Eingreiftruppe“ (CARIC) leisten, wur¬ 
de angekündigt. Dabei sollen insbeson¬ 
dere Äthiopien, Senegal, Ghana, Tansa¬ 
nia, Ruanda und Uganda mit US-Hilfe 
„bedacht“ werden. Das United States 
Africa Command (Africom), in Stutt¬ 
gart angesiedelt, soll entsprechend aus¬ 
gebaut werden. 

„Afrika ist ein Kontinent des Auf¬ 
bruchs... Afrika ist ein Kontinent der 
Zukunft und der Chancen, aber Her¬ 
ausforderungen und Risiken für die 
weitere Entwicklung bleiben.“ So steht 
es in den neuen „Afrikapolitischen 
Leitlinien“, die das deutsche Bundes¬ 
kabinett im Mai verabschiedet hat. Nun 
scheint die US-Administration nachge¬ 
zogen zu haben. Es darf also erwartet 
werden, dass sich der Run der westli¬ 
chen Großmächte auf die Reichtümer 
und Märkte Afrikas in nächster Zeit 
erheblich verstärken wird. 

Georg Polikeit 


Barroso warnt Putin 

Die ukrainischen Regimetruppen set¬ 
zen ihre Angriffe auf die Großstadt Do¬ 
nezk mit unverminderter Härte fort. Sie 
beschossen am Montag erneut Stellun¬ 
gen der Aufständischen mit schwerer 
Artillerie. Nach Angaben der Putschis- 
ten-Führung in Kiew stieg die Zahl der 
seit Beginn der „Anti-Terror-Operation“ 
getöteten Soldaten auf 568. Zudem star¬ 
ben Schätzungen zufolge Hunderte Zivi¬ 
listen und aufständische Kämpfer. 

In Donezk wird die Lage immer dra¬ 
matischer. Nach heftigem Granatenein¬ 
schlag seien Krankenwagen und Lösch¬ 
fahrzeuge zu den betroffenen Vierteln 
gerast, hieß es. Mehrere Gebäude, da¬ 
runter Wohnhäuser, wurden getroffen. 
Über einigen Stadtteilen von Donezk 
stieg dichter Rauch auf. 

Ein Armeesprecher in Kiew erklärte, 
das Militär ziehe den Belagerungsring 
um Donezk immer enger. Die Aufständi¬ 
schen fordern weiterhin eine Waffenru¬ 
he. Die Führung in Kiew lehnt eine Feu¬ 
erpause ab und fordert die bedingungs¬ 
lose Kapitulation der Aufständischen. 

Auch in Lugansk wird die Situation 
für die Zivilbevölkerung immer unhalt¬ 
barer. Am Montag waren bereits den 
neunten Tag in Folge rund 250 000 Be¬ 
wohner bei Sommerhitze ohne Strom, 
Wasser und Telefonverbindung. „Liefe¬ 
rungen von Lebensmitteln, Medikamen¬ 
ten und Treibstoff wurden eingestellt“, 
heißt es in der Mitteilung der Stadt¬ 
verwaltung. Die Einwohner, die in der 
Stadt geblieben sind, bekommen keine 
Renten, Löhne und sozialen Beihilfen. 
Die Eisenbahnverbindung ist abgebro¬ 
chen, es ist nahezu unmöglich, die Stadt 
zu verlassen. 

Die Putschistenführung in Kiew hat 
die Bewohner der umkämpften Regio¬ 
nen aufgefordert, ihre Heimat zu verlas¬ 
sen. „Für Zivilisten ist es besser, Donezk 
und Lugansk zu verlassen“, erklärte An¬ 
drej Lyssenko vom „Sicherheitsrat“ am 
Montag. Dies widerspricht zumindest 
den Behauptungen der Regimetruppen, 
sie hätten die Städte vollständig einge¬ 
kesselt. 

Russland liefert in Zusammenarbeit 
mit dem Internationalen Komitee vom 
Roten Kreuz (IKRK) humanitäre Hilfe 
in die Ostukraine. Präsident Putin infor¬ 
mierte darüber in einem Telefonat den 
EU-Kommissionspräsidenten Barroso 
und verwies dabei auf die „katastropha¬ 
len Folgen“ der ukrainischen Angriffe in 
den südöstlichen Regionen des Landes 
Barroso „warnte“ Putin vor „einseitigen 
militärischen Aktionen unter egal wel¬ 
chem Vorwand, inklusive humanitärer 
Einsätze“. Er forderte Russland auf si¬ 
cherzustellen, dass die Zivilbevölkerung 
sicher und frei Konfliktregionen verlas¬ 
sen könne. 

Das Putschistenregime in der Uk¬ 
raine bereitet eine weitere Eskalati¬ 
on vor - mit möglichen Folgen für die 
Energie-Versorgung in EU-Europa. Die 
Kiewer Führung drohte Russland am 
8. August - einen Tag nach dem Besuch 
von NATO-Generalsekretär Rasmus- 
sen in Kiew - mit einem völligen Stopp 
des Transits von Gas und Öl nach West¬ 
europa. Die Ukraine ist das wichtigste 
Land für den Transport von russischen 
Rohstoffen Richtung Westeuropa. Der 
russische Pipelinebetreiber Transneft 
warnte die Ukraine vor einem solchen 
Schritt. „Wir können dann das Öl zwar 
über andere Länder umleiten, aber das 
wird teuer für die Kunden in der EU“, 
sagte Transneft-Sprecher Igor Djomin. 

Der Chef der ukrainischen Putschis- 
ten-“Regierung“, Arseni Jazenjuk, sagte, 
man habe eine Liste mit insgesamt 65 
Unternehmen vor allem aus dem Nach¬ 
barland für Sanktionen aufgestellt. Soll¬ 
te das Parlament einem entsprechenden 
Gesetz zustimmen, könnte dies einen 
kompletten Transitstopp zur Folge ha¬ 
ben. Die Abstimmung ist am 12. August. 

„Die Sanktionsliste ist nur eine PR- 
Maßnahme, um dem Westen zu bewei¬ 
sen, daß die Ukraine an seiner Seite ist“, 
sagte ein Sprecher des Außenministe¬ 
riums in Moskau. Russland werde die 
Sanktionen nicht unbeantwortet lassen. 
„Wir werden abwarten, ob es am Ende 
überhaupt der Mühe wert ist“, sagte der 
Sprecher. 



Nicoläs Maduro ist als Nachfolger von Chävez unangefochten. 


Die Entdeckung Schwarzafrikas 

Afrika-Gipfel als Startschuss für verstärktes Engagement der USA 
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Gastkolumne von Ulla Jelpke 

Nazis in der Truppe 


Die Bundeswehr hat ein hausge¬ 
machtes Rechtsextremismusproblem. 
Das schlägt sich weniger in der Ge¬ 
samtzahl erkannter Neonazis nieder, 
sondern vorrangig im laxen Umgang 
mit ihnen. 

Zwischen 2010 und 2012 hat der 
Militärische Abschirmdienst 76 Sol¬ 
daten als Rechtsextremisten „er¬ 
kannt“. Nur 18 von ihnen wurden vor¬ 
zeitig entlassen, der Rest hat einfach 
seine Dienstzeit zu Ende gebracht. 
Einer ist gar heute noch im Dienst, 
obwohl er schon im November 2012 
als Nazi aufflog. 

Im vergangenen Jahr hat der 
MAD nach offiziellen Angaben 309 
Verdachtsfälle geprüft, in drei Fäl¬ 
len sei der Nazi-Verdacht bestätigt 
worden. Also in weniger als einem 
Prozent. Das grobe Missverhältnis 
macht misstrauisch, egal wie man 
es betrachtet: Entweder der MAD 
überzieht willkürlich unbescholtene 
Bürger in Uniform mit einem bösen 
Verdacht, oder er weiß ziemlich ge¬ 
nau, wen er verdächtigt, drückt aber 
am Ende beide Augen zu. Denn aus 
Sicht der Bundeswehr ist längst nicht 
jeder, der ein Hakenkreuz malt oder 
den Hitlergruß entbietet, ein „Ex¬ 
tremist“. Nur wenn ein „schwerwie¬ 
gender schuldhafter Verstoß gegen 
die politische Treuepflicht“ vorliegt, 
droht länger dienenden Zeit- und 
Berufssoldaten die vorzeitige Ent¬ 
lassung. Anders gesagt: Es gibt neo¬ 
faschistische Verhaltensweisen, die 
als nicht ganz so schwerwiegend be¬ 
trachtet werden. 

Parallel dazu hat der Wehrbeauf¬ 
tragte im vergangenen Jahr 58 „Vor¬ 
kommnisse“ gemeldet. Auf Anfrage 
der Linksfraktion wurden diese erst¬ 
mals nach dem jeweiligen Dienst¬ 
alter der Beschuldigten angegeben. 
Und da fällt auf: Es sind längst nicht 


nur unreife 18-Jährige, die im Suff 
mal einen Nazispruch ablassen. Et¬ 
liche der Täter sind Soldaten, die 
schon seit mehreren Jahren bei der 
Truppe sind, ehe sie ihre Ansicht äu¬ 
ßern, es seien noch zu wenige Juden 
vergast worden, ehe auffällt, dass sie 
in ihrem Auto einen Aufkleber über 



Ulla Jelpke ist Mitglied im Innenaus¬ 
schuss des Bundestages. 


„Adolf Hitlers European Tour 1939- 
1945“ haben oder ehe sie Asylbe¬ 
werber mit Feuerwerkskörpern und 
erhobenem rechten Arm bedrohen. 
Es darf vermutet werden: Diese Sol¬ 
daten mutieren nicht nach drei oder 
sechs Jahren Dienst über Nacht zum 
Nazi. Vielmehr bleiben sie aufgrund 
des Korpsgeistes in der Truppe viel zu 
lange unbehelligt. Zu wenige Solda¬ 
ten sehen es als ihre Pflicht, gegen die 
braunen Schafe in ihren Reihen anzu¬ 
gehen. Kein Wunder: Mit der gängi¬ 
gen Praxis, erkannte Nazis im Dienst 
zu belassen, kommt das schlechte 
Beispiel ja auch von ganz oben. 

Übrigens: Bei Islamisten ist man 
weniger tolerant. Von sieben erkann¬ 
ten flogen fünf gleich raus. 


Arbeitskreis „Blumen für Stukenbrock“ 


Aufruf zum 
Antikriegstag 2014 


Das Jahr 2014 hat viele Gedenktage. 
Dazu gehört besonders die Erinne¬ 
rung an den Beginn des I. Weltkrieges 
vor 100 Jahren und des II. Weltkrieges 
vor 75 Jahren. 

Nie darf vergessen werden, wie viel 
Leid und Elend der Menschheit mit die¬ 
sen Kriegen angetan wurde. Das „Nie 
wieder Krieg und Faschismus“ von 1945 
sollte als stete Mahnung an die Überle¬ 
benden und die kommenden Generati¬ 
onen verstanden werden. 

1990 schien der Kalte Krieg zwi¬ 
schen West und Ost friedlich beendet 
zu sein. Die Gegenwart zeigt, dass das 
nicht von allen Beteiligten so gesehen 
wurde. Die NATO erweiterte entgegen 
derdamaligen Erwartungen ihren Ein¬ 
fluss nach Osten. Ihre Truppen stehen 
heute an den Grenzen Russlands. Eine 
beispiellose Einmischung von Politi¬ 
kern der USA und der EU in die inneren 
Angelegenheiten der Ukraine und das 
Streben nach Eingliederungdieserehe- 
maligen Sowjetrepublik in die Struktu¬ 
ren der EU sieht Russland offenbar als 
Bedrohung. Nicht gegen, sondern nur 
mit Russland ist der Friede in Europa 
zu sichern. Die deutsche Außenpolitik 
sollte das als ehernen Auftrag aus der 
Geschichte Vorleben! 

Es darf nie vergessen werden, das 
die Völker der damaligen UdSSR für die 
Befreiung Europas und Deutschlands 
von der Naziherrschaft über 20 Milli¬ 
onen Tote zu beklagen hatten. Dazu 
gehören auch die 65.000 im Lager 326 
Vl-K in Stukenbrock von Deutschen zu 
Tode gequälten sowjetischen Kriegsge¬ 
fangenen, die in der Erde des heutigen 
Sowjetischen Soldatenfriedhofs ruhen. 


In der Zeit des Kalten Krieges ließ 
die CDU-NRW Landesregierung 1954 
die Glasplastik, die eine rote Fahne 
symbolisierte, von dem Denkmal auf 
dem Friedhof entfernen. Das Denkmal 
hatten die Überlebenden für ihre to¬ 
ten Kameraden errichtet. Die rote Fah¬ 
ne war ihr Symbol des Sieges über Hit¬ 
lerdeutschland. 

Bis heute wurde, trotz erklärter Ab¬ 
sicht der Landesregierung, das Denk¬ 
mal in seiner ursprünglichen Form 
wiederherzustellen, nichts dergleichen 
getan. Die Feindbilder aus der Zeit des 
Kalten Krieges sind offenbar bis heute 
nicht überwunden. Dieses Verhalten 
widerspricht den Absichtserklärungen 
führender deutscher Politiker. 

Wir fordern: 

• Schluss mit dem Kalten Krieg gegen 
Russland! 

• Deutsche Außenpolitik muss Frie¬ 
dens- und Entspannungspolitik sein! 

• Ob in Syrien oder der Ukraine: Alles ist 
zu tun für friedliche Konfliktlösungen! 

• Rüstungsexporte stoppen, denn Rüs¬ 
tung begünstigt Kriege! 

• Keine Modernisierung der USA-Atom- 
waffen, sondern ihren Abzug! 

UND SORGET IHR, DIE IHR NOCH IM LE¬ 
BEN STEHT, DASS FRIEDEN BLEIBT, FRIE¬ 
DE ZWISCHEN DEN MENSCHEN, FRIE¬ 
DE ZWISCHEN DEN VÖLKERN! 

In diesem Sinne laden wir ein zu ei¬ 
ner Mahn- und Gedenkveranstaltung 
zum Antikriegstag am Sonnabend, 
dem 6. September 2014 auf dem Sow¬ 
jetischen Soldatenfriedhof in Stuken¬ 
brock-Senne. 


BlumenAfür Stukenbrock 

fni 



Karikatur: Bernd Bücking 


Landtagswahl in Brandenburg 

Konsequent Links wählen. Am 14. September Kommunisten wählen! 


UZ: Die DKP kandidiert in Branden¬ 
burg zur Landtagswahl Welche Ziele 
hat sich der Landesverband damit ge¬ 
stellt? 

Mario Berrios Miranda: Das erste Ziel 
das wir uns stellen, formulierte Patrik 
Köbele nach dem 20. Parteitag: Jetzt 
auf die Straße! Und das ist es, das uns 
motiviert an den Wahlen teilzunehmen, 
auf der Straße die geschärfte Aufmerk¬ 
samkeit der Menschen zu den Wahlen 
zu nutzen, um unsere Positionen zu er¬ 
klären und mit ihnen ins Gespräch zu 
kommen. Allein die Tatsache, dass wir 
im Zusammenhang mit den Wahlen ge¬ 
zwungen sind, Unterstützerunterschrif¬ 
ten zu sammeln, bringt die Leute zu uns 
und mit uns ins Gespräch. Wir wollen 
vermitteln, dass es notwendig ist, sich 
gegen dieses vermeintlich alternativ¬ 
lose „Weiter so“ mit dem System und 
der Politik der Regierenden zu stellen. 
Dabei bestärken wir alle, die erkannt 
haben, dass außerparlamentarischer 
Druck von links erforderlich ist. 

Wir haben die Erfahrung gemacht, 
dass die meisten, die uns ihre Unter¬ 
stützung gaben, nicht von der Partei 
„Die Linke“ kommen, sondern Men¬ 
schen sind, die erkennen, dass gerade 
„Die Linke“ in Brandenburg durch 
ihre Regierungsbeteiligung mehr als 
nur Zugeständnisse an die Sozialdemo¬ 
kratie gemacht hat und somit kritiklos 
deren Politik umsetzt. 

Unser Ziel ist es, die Menschen 
nicht frustriert zurückzulassen, son¬ 
dern ihnen zu verdeutlichen, dass es 
heute darum geht, linke Positionen zu 
stärken. Dass es darum geht, den Er¬ 
halt und die Weiterentwicklung sozia¬ 
ler Errungenschaften nicht dem Parla¬ 
ment zu überlassen. 

Ein wichtiger Schwerpunkt ist für 
uns die Mitgliedergewinnung. Mit un¬ 
serer Teilnahmen an den Wahlen haben 
wir Mitstreiter gewonnen und unsere 
politische Einflussnahme verbessern 
und unser Auftreten in der Öffentlich¬ 
keit intensivieren können. Wir konnten 
bestehende Gruppen stärken und neue 
Grundorganisationen gründen. 

UZ: Wie bewertet ihr die Bilanz der 
bisherigen Landesregierung, die ja von 
SPD und der Partei „Die Linke“gebil¬ 
det wird? 

Mario Berrios Miranda: Im Koaliti¬ 
onsvertrag zwischen SPD Branden¬ 
burg und „Die Linke“ Brandenburg für 
die 5. Wahlperiode des Brandenburger 
Landtages bekennt sich die Koalition 
„nachdrücklich“ zum Vertrag von Lis¬ 
sabon. Die Koalition positioniert sich 
so eindeutig und unmissverständlich 
positiv zur darin festgeschriebenen Mi¬ 
litarisierung der EU. 

Brandenburg spielt in diesem Sinne 
bei der Militarisierung Deutschlands 
eine herausragende Rolle. Hier werden 
neben einigen Truppenstandorten zwei 
wichtige Einrichtungen der Bundes¬ 


wehr betrieben. Das Einsatzführungs- 
komando in Geltow und die Akademie 
der Bundeswehr für Information und 
Kommunikation (AIK) in Strausberg. 
Von Geltow aus werden die weltweiten 
Kriegseinsätze der Bundestwehr vor¬ 
bereitet und geführt. 

Als Kompetenzzentrum der Infor¬ 
mationsarbeit der Bundeswehr bil¬ 
det die AIK einen Wirkverbund aus 
Ausbildung, Medienproduktion und 
Grundlagenentwicklung. Sie ist die 
zentrale Ausbildungsstätte für die Pres¬ 
se- und Öffentlichkeitsarbeit, die Per¬ 
sonalgewinnung und die Medienarbeit 
der Bundeswehr. 



Mario Berrios Miranda ist Landesvor¬ 
sitzender der DKP in Brandenburg 


Die Landesregierung unterstützt 
mit der Ansiedlung von Unternehmen 
wie der AC & S, einem strategischen 
Partner der großen Rüstungskonzer¬ 
ne zur Entwicklung von Rüstungsgü¬ 
tern, wie z.B. dem Militärtransporter 
A-400M, Waffensysteme für den Eu¬ 
rofighter und den Kampfhubschrauber 
Tiger, die Verschmelzung von ziviler 
Luft- und Raumfahrt mit Rüstungspro¬ 
duktion in Brandenburg und konterka¬ 
riert damit die Zusagen den Rüstungs¬ 
sektor nicht ausweiten zu wollen. 

Da ist die Opferung der Menschen 
in der Lausitz den Interessen des Vat- 
tenfall-Konzerns, nur ein Bauernopfer, 
um sich die Koalitionsfähigkeit auch 
nach dem 14. September zu sichern. 

Es ist offensichtlich, dass für Indust- 
rieansiedlungen durch die Landesregie¬ 
rung energiepolitische, umweltpolitische 
und friedenspolitische Grundsätze im¬ 
mer wieder über Bord geworfen werden. 

UZ: Konnte die Partei „Die Linke “ trotz 
sicherlich gemachter Kompromisse zu¬ 
mindest in einigen Bereichen linke Po¬ 
litik durchsetzen? 

Mario Berrios Miranda: Das kann ich 
nicht mit Bestimmtheit sagen. Klar liest 
sich das Wahlprogramm der Partei „Die 
Linke“ genauso wie das der SPD wie 
ein Wörterbuch sämtlicher Neuerun¬ 
gen und Errungenschaften und vieler 
schöner Dinge, die man angehen wollte. 


Doch das täuscht nur über die Tatsa¬ 
che hinweg, dass das Wesensmerkmal 
der Regierungsfähigkeit die Anerken¬ 
nung sozialdemokratischer Vorgaben 
bzw. diesem System verpflichteter Be¬ 
dingungen ist. Es ist die korrumpierte 
Überzeugung, der kleine Kompromiss 
ist legitim und der darauf folgende grö¬ 
ßere Kompromiss ist dann eben nur 
noch Sachzwang - quasi alternativlos. 

So werden Befindlichkeiten und de¬ 
mokratische Rechte der Bürgerinnen 
und Bürger in wachsendem Maße miss¬ 
achtet. So schreitet die Militarisierung 
der Wirtschaft und der Gesellschaft in 
Brandenburg zunehmend voran. Es 
wurden Kooperationsvereinbarungen 
zwischen der Landesregierung und 
der Bundeswehr geschlossen, die der 
Bundeswehr gestatten, auf der ILA 
und in Schulen fröhlich für das Ster¬ 
ben zu werben. Die meisten Toten der 
Bundeswehr kommen aus dem Osten. 
Initiativen wie der Aufbau der Garni¬ 
sonkirche in Potsdam sollen das Hel¬ 
dengedenken für die zukünftigen Toten 
vorbereiten. 

Wir begrüßen jeden aus dem Regie¬ 
rungslager, der sich mit uns in einer Blo¬ 
ckade gegen Nazis einreiht. Wir sehen 
aber auch, dass verbale Bekenntnisse 
gegen Rechts nichts bewirken. Der Ver¬ 
fassungsschutz bespitzelt und bedroht 
junge Antifaschisten gerade wegen ih¬ 
res Engagements gegen Rechts. So wird 
Systemkritik und öffentlicher Protest 
zunehmend kriminalisiert. 

UZ: Welche inhaltlichen Schwerpunkte 
setzt ihr im Wahlkampf? 

Mario Berrios Miranda: Die Schwer¬ 
punkte liegen in unserem klaren NEIN 
zu einem Brandenburg in dem Armut 
existiert und blühende Landschaften 
nur für wenige zu sehen sind. Unserem 
NEIN zu Demokratieabbau und Entso- 
lidarisierung der Gesellschaft. Unserem 
NEIN zum drohenden Faschismus der 
von den Geheimdiensten geschürt und 
von den Regierenden nicht gesehen wer¬ 
den will. Unser NEIN zum Krieg, seiner 
Vorbereitung, gilt allen die ihn klein re¬ 
den, verniedlichen und professionalisie¬ 
ren. Unser NEIN gilt einem Branden¬ 
burg in dem die Verluste der Banken 
und Konzerne sozialisiert und Gewinne 
privatisiert werden. 

Wir stellen dem gegenüber unser 
JA zum Brandenburg der Solidarität 
mit denen, die trotz Arbeit in Armut le¬ 
ben müssen, mit denen, die immer noch 
für einen Hungerlohn arbeiten und von 
Zeitarbeitsfirmen von A nach B verlie¬ 
hen werden, mit denen, die sich organi¬ 
sieren trotz des Damoklesschwerts der 
politisch motivierten Entlassungen und 
mit de facto Berufsverboten und Straf¬ 
renten belegt werden. 

Wir wollen ein Brandenburg des 
Widerstands, der vor allem außerhalb 
des Parlamentes organisiert werden 
muss. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 
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Der Mord an Thälmann 
blieb ungesühnt 


N ovember 1985. Zusammen mit 
etwa 20-30 Genossen des Be¬ 
zirksvorstandes Rheinland- 
Westfalen und des Parteivorstandes 
haste ich die Treppe des Krefelder 
Landgerichts hoch. Ich habe den frü¬ 
heren Vorsitzenden unserer Partei, den 
ehemaligen Auschwitz- und Buchen¬ 
wald-Häftling Kurt Bachmann, rechts 
fest eingehakt. Links von ihm hat ihn 
ein weiterer Genosse untergehakt. Wir 
sprinten los. Kurt ist bereits 75 Jahre 
alt. Dieser plötzliche Sturmlauf ist eine 
sportliche Hochleistung für ihn. Hin¬ 
ter uns erschallt der Ruf: „Platz für den 
Nachfolger von Ernst Thälmann“ 
Unsere Gruppe ist im Gerichtssaal un¬ 
erwünscht. Doch mit unserem überra¬ 
schenden Spurt haben die Gerichtsdie¬ 
ner nicht gerechnet. Wir boxen Kurt 
Bachmann quasi durch die Postenket¬ 
te durch und finden doch Platz. Vor uns 
dreht sich eine ältere Frau bei dem Ge¬ 
lärme um. Unverkennbar: es ist Irmgard, 
die Tochter von Ernst Thälmann. 
Gegen einen seiner Mörder, den frü¬ 
heren SS-Stabsscharführer Wolfgang 
Otto (1911-1989), soll endlich, nach fast 
40 Jahren, der Prozess wegen seiner Be¬ 
teiligung an der Ermordung ihres Vaters 
im KZ Buchenwald beginnen. Otto war 
damals Mitglied des Mord- und Hinrich¬ 
tungskommandos 99, Protokollführer 
bei allen Exekutionen und zuletzt auch 
der „Spieß“ - der Funktionsoberste der 
Unteroffiziere - im Lager. Schon im No¬ 
vember 1948 hatte der polnische Augen¬ 
zeuge und Buchenwald-Häftling Marian 
Zgoda vor dem Amtsgericht München 
Ottos Mittäterschaft eidesstattlich be¬ 
zeugt. Doch das Münchner Amtsgericht 
blieb untätig. Kein Zufall: Der zuständi¬ 
ge Amtsgerichtsrat Pückert war schon 
seit 1933 Scharführer der SA und seit 
1937 NSDAP-Mitglied. 

Otto war 1947 von einem amerika¬ 
nischen Militärgericht wegen Verbre¬ 
chen an alliierten Häftlingen zu 20 Jah¬ 
ren Haft verurteilt worden. 1952 wur¬ 
de er aber schon wieder wegen „guter 
Führung“ entlassen. Mehrfach hatten 
danach die Thälmann-Witwe Rosa und 
nach deren Tod (1962) ihre Tochter Irm¬ 
gard versucht, Otto wegen seiner Be¬ 
teiligung am Mord Thälmanns vor ein 
westdeutsches Gericht zu stellen. Otto 
kam aber ungeschoren davon; alle an¬ 
gestrengten Verfahren, bei denen der 
damalige DDR-“Staranwalt“ Friedrich 
Karl Kaul federführend gewesen war, 
wurden niedergeschlagen. So wie bei 
Tausenden der Nazi-Kameraden. Otto 
konnte daher nach seiner vorzeitigen 
Haftentlassung - bis zu seiner schließ¬ 
lich doch erzwungenen vorzeitigen Pen¬ 


sionierung - unbehelligt als Lehrer im 
niederrheinischen Geldern arbeiten und 
danach ungestört seine Pension verzeh¬ 
ren. 

Nun endlich sollte seine Rolle auf¬ 
geklärt werden. Er selbst war jedoch 
nur eines der letzten Glieder in der 
Mordkette. Die Hinrichtung des seit 
März 1933 inhaftierten KPD-Vorsit- 
zenden war von allerhöchster Stelle be¬ 
fohlen worden. 1964 wurde per Zufall 
von Kaul die Kopie eines unscheinba¬ 
ren Notizzettels des Reichsführers SS, 
Heinrich Himmler, aufgefunden. Die¬ 
sen hatte er sich vor einem Dienstge¬ 
spräch bei Adolf Hitler in dessen Haupt¬ 



quartier „Wolfsschanze“ am 14. August 
1944 angefertigt. In perfekter Sütterlin- 
Schrift war dort - offenbar nach dem 
Gespräch - an letzter Stelle notiert: „ 
12. Thälmann ist zu exekutieren.“ Nur 
vier Tage später wurde Thälmann in Bu¬ 
chenwald ermordet. 

Fast 40 Jahre nach dem Thälmann- 
Mord sollte einer der direkten Vollstre¬ 
cker des Hitler Befehls dafür vor Ge¬ 
richt seine Strafe erhalten. So dachten 
und so hofften wir. Wir konnten als Zeit¬ 
zeugen, den ehemaligen polnischen Bu¬ 
chenwaldhäftling Zbigniew Fuks hören, 


der die Beobachtung des Tatumstands 
durch den mittlerweile verstorbenen 
polnischen Häftling Marian Zgoda be¬ 
stätigte. Und wir erlebten unseren Ge¬ 
nossen Emil Carlebach vor dem Krefel¬ 
der Gericht. Der Auftritt von Emil blieb 
mir in besonderer Erinnerung, weil er 
in gespenstischer Eindringlichkeit die 
Atmosphäre im KZ-Buchenwald ver¬ 
mittelte. Er demonstrierte dies unter 
anderem mit der überraschenden Dar¬ 
stellung einer typischen Meldung seiner 
zum Abendappell angetretenen Bara¬ 
ckenbelegschaft. Wie er blitzartig die 
Hacken zusammenknallte und mit sich 
fast überschlagender Stimme die Mel¬ 
dung herausschrie „Baracke xy mit so¬ 
undso viel Häftlingen vollständig ange¬ 
treten!“, jagte mir ein Schaudern über 
den Rücken. 

Carlebach konnte aus eigener An¬ 
schauung glaubhaft machen, dass sein 
Mithäftling Zgoda, die vor Gericht von 
Fuks erneut vorgetragenen Beobach¬ 
tungen tatsächlich hatte machen kön¬ 
nen. 

Wir waren überrascht, als am 15. Mai 
1986 das Krefelder Landgericht sein Ur¬ 
teil verkündete: Vier Jahre Haft für Otto 
wegen Beihilfe zum Mord. Überrascht 
natürlich über die Milde, aber über¬ 
rascht vor allem deshalb, weil es über¬ 
haupt zu einer Strafe kam. Wir hatten 
uns zu früh gefreut. Die Verteidigung 
ging in die Revision und im März 1987 
hob der Bundesgerichtshof das Urteil 
wieder auf. Im Revisionsverfahren vor 
dem Düsseldorfer Landgericht wurde 
Otto am 29. August 1988 freigespro¬ 
chen. Die dagegen von Rechtsanwalt 
Heinrich Hannover eingelegte Revisi¬ 
on wurde vom Bundesgerichtshof zu¬ 
rückgewiesen 

Der Mord an Thälmann blieb un¬ 
gesühnt. So wie viele Millionen andere 
Nazi-Morde. Hans-Peter Brenner 




Der Umgang der BRD mit Nazi-Mördern bleibt bis zum heutigen Tag skanda¬ 
lös. Zwar fanden ab 1957 eine Reihe von Prozessen statt (1957/58 der Ulmer 
Einsatzgruppen-Prozess, ab 1963 die Auschwitz-Prozesse, der Majdanek-Pro¬ 
zess - um nur jene zu nennen, die in der Öffentlichkeit eine besondere Rolle 
in der Auseinandersetzung mit den Verbrechen der deutschen Faschisten 
spielten - von 1975 bis 1981), doch die Mehrheit der Angeklagten erhielt in der 
Regel Haftstrafen zwischen drei und zwölf Jahren, eine Reihe wurde sogar 
freigesprochen. Die Angeklagten im Ulmer Einsatzgruppen-Prozess wurden 
am 29. August 1958 beispielsweise nur als „Gehilfen“ verurteilt. 

Und die Mehrheit der in der Bundesrepublik lebenden Nazi- und Kriegsver¬ 
brecher wurden niemals angeklagt. Aber auch Waldemar Pabst, der Mörder 
von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht, konnte dort seinen Lebensabend 
ungestört verbringen. In einem bundesamtlichen Bulletin vom 8. Februar 1962 
wurde die Ermordung von Liebknecht und Luxemburg als „standrechtliche Er¬ 
schießung“ bezeichnet,da Deutschland, laut Bulletin, nur so „vordem Kommu¬ 
nismus gerettet“ werden konnte. 

Bild ganz oben links: Albert Norden bei der Vorstellung des DDR-Braunbuches 
1965. Es enthielt Namen von über 1 800 Nazis und Kriegsverbrechern in west¬ 
deutschen Führungspositionen (in der 3. Auflage über 2 300 Namen). Bild ganz 
oben rechts: Protestaktion der VVN-BdA in Hambur (1987) 

Bild oben: Düsseldorf 1979 

Bild unten: „Verjährungs-Debatte“ im Bundestag,Juli 1979. Zu den lautstark 
Protestierenden gehörte Emil Carlebach (stehend links). 



Bild im Text: Wolfgang Otto 1947: Am 14. August 1947 wurde Otto wegen Mit¬ 
hilfe und Teilnahme an den Gewaltverbrechen im KZ Buchenwald zu 20 Jahren 
Haft verurteilt, die später auf zehn Jahre Haft reduziert wurden. Er wurde am 
6. März 1952 vorzeitig aus dem Kriegsverbrechergefängnis Landsberg wegen 
„guter Führung“ entlassen. 

Bild links: Gedenktafel an Ernst Thälmann in Buchenwald (Krematorium) 


Foto: UZ-Archiv 
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Ernst Thälmann - der Kommunist 

Vor 70 Jahren wurde Thälmann im KZ Buchenwald ermordet • Von Eberhard Czichon 



E rnst Thälmann gehörte zu jenen Kommu¬ 
nisten, die noch vor der Reichstagswahl am 
5. März 1933 verhaftet wurden. Nachdem es 
den Faschisten nicht gelungen war, einen Prozess 
gegen den Vorsitzenden der Kommunistischen 
Partei Deutschlands zu inszenieren, behielt sich 
Hitler die persönlichen Entscheidungen über sei¬ 
ne Haftbedingungen vor. Doch Thälmann ließ sich 
von den Versprechungen, die ihm mehrmals im 
Aufträge Hitlers angetragen wurden, nicht blen¬ 
den. Ungebeugt von der Einzelhaft blieb Thäl¬ 
mann, wie viele Kommunisten in den Konzentra¬ 
tionslagern. Doch dann am 14. August 1944 erteil¬ 
te Hitler bei einem Vortrag von Himmler diesem 
sein Einverständnis, Thälmann zu liquidieren, was 
ein SS-Kommando am 18. August im Krematori¬ 
um in Buchenwald vollzog. 

Als linker Sozialdemokrat 

Ernst Thälmann war Partei- und Gewerkschafts¬ 
funktionär in Hamburg. Hier stand er immer auf 
dem linken Flügel der Arbeiterorganisationen 
und kämpfte als Kutscher und Hafenarbeiter ge¬ 
gen die sich entwickelnde Bürokratie stets um die 
Interessen der Arbeiterinnen und Arbeiter. Be¬ 
sonders lag es ihm daran, den 1. Mai zum Kampf¬ 
und nicht zum Bierfeiertag für die Arbeiterklasse 
zu machen. Er gehörte auch nicht zu den Frei¬ 
willigen, die sich nach der Generalmobilmachung 
für einen Fronteinsatz meldeten und wurde 1915 
eingezogen. Fast ein Jahr später wurde Thälmann 
an der Westfront als Kanonier eingesetzt, stand 
vor einem Kriegsgericht „wegen Beleidigung Vor¬ 
gesetzter und Beharrens im Ungehorsam“ und 
kämpfte nach seiner Militärhaft als Pferdepfleger 
und im Schützengraben in der Champagne und 
vor Verdun. Nach einer schweren Verwundung im 
Genesungsurlaub half er seiner Frau Rosa, die er 
noch 1915 kurz vor seiner Einberufung geheiratet 
hatte, bei ihrer Arbeit auf einem Holzplatz und 
seinem Vater schwere Lasten zu tragen. Das alles 
ist in seinem „Kriegstagebuch“, Notizen in seinen 
Gewerkschaftskalendern, nachzulesen. Auch, dass 
er sich in seinem Urlaub mit seinen Genossen traf, 
die im Hafen arbeiteten, und wie Rosa, ihm die 
Folgen des Krieges in der Heimat berichteten. In 
seinem Fronturlaub 1917 nahm er an den ersten 
illegalen Versammlungen der USPD in Hamburg 
teil, der er nach seiner Rückkehr von der Front 
1918 sofort beitrat. 

Der Übertritt zur 
Kommunistischen Partei 

Die Hamburger USPD delegierte ihn 1919 als 
ihren Abgeordneten in die Hamburger Bürger¬ 
schaft. 1920 trat Thälmann, inzwischen zum Vorsit¬ 
zenden der USPD-Ortsgruppe gewählt, mit dieser 
nahezu geschlossen auf dem Parteitag in Halle/ 
Saale im Dezember der Vereinigten Kommunis¬ 
tischen Partei bei. In seinen Reden vor dem Kom¬ 
munalparlament entwickelte er in polemischer 
Argumentation bemerkenswerte Grundsätze 
kommunistischer Kommunalpolitik. Er stand bis 
1920 in linker Opposition zu Heinrich Brandler, 
dem KPD-Vorsitzenden und hatte auch im August 
1923 auf einer Sitzung der Komintern vor einem 
geplanten bewaffneten Aufstand gewarnt, wenn 
dieser nicht gründlich vorbereitet sei und von der 
Mehrheit der Arbeiterklasse nicht getragen wer¬ 
de. Als durch ein Missverständnis der Aufstand in 
Hamburg ausgelöst wurde, stand Thälmann den¬ 
noch an der Spitze der isoliert kämpfenden Ar¬ 
beiter und leitete den Rückzug ein, als ihm Fritz 
Heckert dazu die Anweisung gab. 

Zunächst stand Thälmann an der Seite von 
Ruth Fischer und wurde im Dezember 1924 in den 
Deutschen Reichstag gewählt. Doch er wandte 
sich von ihr ab als er beobachtete, wie sie die KPD 
von den Arbeitermassen isolierte, indem sie die 
Grundsätze der Gewerkschaftspolitik grob ver¬ 
letzte. So wurde dann 1925 der Hamburger Ha¬ 
fenarbeiter auf Empfehlung des Vorsitzenden des 
Präsidiums des Exekutivkomitees der Kommunis¬ 
tischen Internationale (Komintern), Grigori Sino- 
wjew, zum Vorsitzenden der KPD gewählt. Seit 
1927 gehörte dann Thälmann als Mitglied auch 
ihrem Präsidium an. 

Über Thälmanns Arbeitsstil 

Thälmann, der auf dem III. Komintern-Kongress 
1921 Lenin kritisierte, studierte nach dessen Tod 
intensiv seine Schriften und entwickelte sich bald 
zum Verteidiger der leninschen Strategie und 
Taktik im Klassenkampf. Trotz seiner Funktio¬ 
nen blieb er, der ehemalige Hafenarbeiter und 
Gewerkschaftsfunktionär, in den folgenden Jah¬ 
ren an der Seite seiner Kollegen. Oftmals war der 
KPD-Vorsitzende im Gebiet des Hamburger Ha¬ 
fens anzutreffen oder er diskutierte in Hafenknei¬ 
pen mit Genossen der Hafenparteigruppe, bevor 
er an Sitzungen der Hamburger Parteileitung teil¬ 
nahm. 


Der Arbeitsstil Thälmanns blieb für einen Par¬ 
teivorsitzenden unkonventionell. Zwischen den 
Sitzungen des Präsidiums der Komintern, der des 
Politbüros oder des ZK der KPD nahm er oftmals 
an Sitzungen der „Bruderparteien“ teil, den zur 
Komintern gehörenden Kommunistischen Partei¬ 
en, und war zwischendurch immer wieder bei den 
Hamburger Hafenarbeitern. Er diskutierte aber 
auch im Ruhrgebiet, traf sich dort mit Bergarbei¬ 
tern und reiste durch ganz Deutschland, wenn 
Neuwahlen zum Deutschen Reichstag anstanden. 
Dann sprach er auf Großveranstaltungen. Wenn 
Thälmann kam waren Säle, ja ganze Stadien ge¬ 
füllt. Er argumentierte scharf und überzeugte die 
Menschen. 

An der Spitze des Roten 
Frontkämpferbundes 

Gegen die nationalistischen Kriegervereine grün¬ 
dete die KPD den Roten Frontkämpferbund 
(RFB), dessen Leitung Thälmann übertragen wur¬ 
de, der wusste welches Leid der „Frontkämpfer“ 
im Weltkrieg hatte ertragen müssen. Er formte 
den Bund zu einer disziplinierten politisch schlag¬ 
kräftigen Formation, die ihrem Gegner Respekt 
einflößte. Er wurde oft zum Schutz der Parteiver¬ 
anstaltungen eingesetzt. Thälmann überzeugte die 
Genossen auch sich nicht provozieren zu lassen als 
regierende Sozialdemokraten den Roten Front¬ 
kämpferbund (gegen den Widerstand eigener Ge¬ 
nossen) 1929 verboten. 

Widersprüche im Klassenkampf 

Die Führung der Partei war nicht konfliktfrei. 
Aber der Kampf gegen den deutschen Imperia¬ 
lismus erfolgte ja auch nicht nach vorgezeichneten 
Beschlüssen. So musste Thälmann auch im Präsi¬ 
dium der Komintern für die Berücksichtung realer 
Klassenkampferfahrungen in Deutschland kämp¬ 
fen und konnte nicht immer für seine Vorschläge 
eine Mehrheit erreichen. Er hielt die Beschlüsse 
der Komintern dennoch immer diszipliniert ein, 
versuchte aber stets, sie den deutschen Kampf¬ 
bedingungen anzupassen. Die Losung, die er als 
das Ziel der Kommunisten verfolgte „Heran an 
die Massen“, konnte nur unter komplizierten Be¬ 
dingungen umgesetzt werden. So in der Gewerk¬ 
schaftspolitik, wo die rechten Führer des ADGB, 
unterstützt von verschiedenen Parteifunktionä¬ 
ren, Kommunisten, ja ganze Zahlstellen oder 
Verbände aus der Gewerkschaft ausschlossen, 
wenn sie beispielsweise Streikbeschlüsse fass¬ 
ten. Gegen den Willen Thälmanns, aber mit der 
Unterstützung einer Mehrheit im Präsidium der 
Komintern bildeten die Ausgeschlossenen eigene 
„rote Gewerkschaften“. Diese Taktik isolierte sie 
zunehmend von der Masse der Gewerkschaftler, 
worauf Thälmann immer wieder warnend hinge¬ 
wiesen hat. 

Die Ausschlüsse kämpfender Genossen aus 
den freien Gewerkschaften (dem ADGB), die 
Ermordung von 32 Arbeiterinnen und Arbeitern 
am 1. und 2. Mai 1929 in Berlin durch den sozial¬ 
demokratischen Polizeipräsidenten Karl Zörgie- 
bel (dem Blutmai) und das Verbot des RFB durch 
eine sozialdemokratisch geführte Regierung, ver¬ 
schärften die Klassenauseinandersetzungen, in 
denen Thälmann stets die Genossen mahnte, die 
sozialdemokratischen Führer nicht mit den sozial¬ 
demokratischen Arbeitern gleichzusetzen. 


Sozialdemokratische Arbeiter 
sind keine Sozialfaschisten 

Doch nicht immer konnte Thälmann die Wirkung 
des politischen Kampfes auf die Parteimitglieder 
auffangen. Viele revolutionär gestimmte Arbei¬ 
ter griffen nur zu gern die These von den Sozial¬ 
demokraten als Sozialfaschisten auf, die im Janu¬ 
ar 1924 von Sinowjew zur Charakterisierung der 
Sozialdemokraten verwendet wurde, die 1919 die 
Revolution in Zusammenarbeit mit den Reichs¬ 
wehrbrigaden blutig niedergeschlagen und 1923 
wieder die Reichswehr gegen revolutionär kämp¬ 
fende Arbeiter als mordende Truppe eingesetzt 
hatten. Die Tatsachen waren unstreitig, der Begriff 
für sie falsch gewählt. Von Stalin verwendet, fand 
er dann Eingang in verschiedene Dokumente der 
Komintern. Thälmann argumentierte gegen diesen 
Terminus in seinen Reden im Plenum der Komin¬ 
tern und vor Parteifunktionären. Er schätzte be¬ 
rechtigt ein, dass dieser Begriff in der Argumen¬ 
tation die kommunistischen und sozialdemokra¬ 
tischen Arbeiter in den Betrieben trennt und ihre 
Einheitsfront gegen den drohenden Faschismus 
unzulässig belastet. Trotz seiner Mahnungen wur¬ 
den seine Manuskripte jedoch vielfach von den 
Redakteuren der KPD-Presse mit diesem Termi¬ 
nus belastet. Eines ihrer entlastenden Argumen¬ 
te für diese Handlungsweise bestand darin, damit 
einem verbindlichen Beschluss der Komintern zu 
entsprechen. 

Otto Wels vertiefte die Kluft von 
Sozialdemokraten und Kommunisten 

Am 11. Juni 1932 sprach Thälmann im Berliner 
Sportpalast und rief den sozialdemokratischen 
Arbeitern zu: Wir bieten allen die Hand, die 
mit uns gegen den Kapitalismus 
kämpfen. Und er diskutierte in 
Berlin stundenlang mit sozialde¬ 
mokratischen Funktionären. In 
diese sich anbahnende Einheits¬ 
front gegen Kapital und Faschis¬ 
mus wirkte die Rede von Otto 
Wels auf dem Leipziger Parteitag 
1931 sprengend. In seinem Re¬ 
chenschaftsbericht gab der Vorsit¬ 
zende der SPD die verhängnisvol¬ 
le Parole aus, Kommunisten und 
Faschisten seien Zwillingsbrüder 
und der „Vorwärts“ griff sie um¬ 
gehend auf, dass es mit den „ro¬ 
ten Faschisten“ keine Zusammen¬ 
arbeit gäbe. 

Wenn schon der Terminus 
„Sozialfaschismus“ in der realen 
Klassenkampfsituation gefährlich 
war, so wurde die öffentliche Si¬ 
tuation mit der sinnlosen Losung 
von „roten Faschisten“ noch mehr 
belastet und verhinderte letztlich 
auch auf der Parteiausschusssit¬ 
zung der SPD mit Vertretern der 
Reichstagsfraktion am 31. Januar 
1933 die Unterstützung des Gene¬ 
ralstreikaufrufes der KPD gegen 
das Hitler-Papen-Kabinett vom 
30. Januar 1933. Die Einsicht ver¬ 
schiedener sozialdemokratischer 
Funktionäre, aber auch von Kom¬ 
munisten, sich gegenseitig miss¬ 


traut zu haben und falschen Losungen gefolgt zu 
sein, kam zu spät. 

★ 

Thälmann hatte trotz aller Widersprüche und Hin¬ 
dernisse, vor allem in den Jahren der Weltwirt¬ 
schaftskrise den Masseneinfluss der Partei wie- 
derhergestellt, der ihr nach 1923 verloren gegan¬ 
gen war. Vor allem die Arbeit der Kommunisten 
in den Betrieben (in denen es noch Betriebsgrup¬ 
pen gab) und unter den Arbeitslosen brachte der 
KPD bei den Wahlen 1932 zunehmende Gewin¬ 
ne ein. Wenn auch nur noch 11 Prozent der Par¬ 
teimitglieder von 300 000 in Arbeit standen, wur¬ 
de das Ergebnis bei der Novemberwahl 1932 zum 
Deutschen Reichstag mit fast 6 Millionen Stimmen 
(16,9 Prozent) und 100 Reichstagsabgeordneten 
ein voller Erfolg für die Thälmannsche Parteifüh¬ 
rung. Zu dieser Zeit (im Herbst 1932) waren offi¬ 
ziell 5 110 000 registrierte Menschen ohne Arbeit 
(die Quote betrug 22,6 Prozent), 44,4 Prozent der 
Arbeiter mussten Kurzarbeit hinnehmen. Insge¬ 
samt waren nur noch 33 Prozent der Arbeiter und 
Angestellten vollbeschäftigt. 

Ansätze einer neuen Strategie im 
Kampf gegen den Faschismus 

Als es einer Mehrheitsgruppe im deutschen Fi¬ 
nanzkapital Ende Januar 1933 gelungen war, die 
politische Macht in Deutschland der Hitler-Clique 
in der Hoffnung zuzuschieben, Sozialdemokraten 
und Kommunisten auszuschalten, die SPD aber 
den Generalstreikaufruf der KPD gegen das Hit¬ 
ler-Kabinett trotzdem nicht unterstützte, warnte 
Thälmann vor jeder Spielerei mit einem spontanen 
„bewaffneten Aufstand“, den er als unverantwort¬ 
lich ablehnte. In seiner Rede vor ZK-Mitgliedern 
und führenden Funktionären der KPD im Februar 
in Ziegenhals hat er auch der Auffassung entschie¬ 
den widersprochen, dass ein Generalstreik zwangs¬ 
läufig in einen bewaffneten Aufstand übergehen 
muss und dass ein Sieg über Hitler und den Fa¬ 
schismus mit einem Generalstreik noch keinen 
Sieg in der proletarischen Revolution bedeuten 
würde. Für ein Mitglied der Führungsgruppe der 
Komintern war das der Ansatz, für eine neue Tak¬ 
tik im Kampf gegen die faschistische Herrschaft, 
die erst Georgi Dimitroff nach seinem Erfolg im 
Berliner Reichstagsbrandprozess in der Kommu¬ 
nistischen Internationale 1934 und 1935 weiterent¬ 
wickeln und mit Unterstützung von Wilhelm Pieck 
und Palmiro Togliatti von der italienischen Kom¬ 
munistischen Partei durchsetzen konnte. 

Schon auf dem XIII. Plenum des Exekutivko¬ 
mitees der Kommunistischen Internationale war 
1933 der Faschismus in Deutschland als „... offene 
terroristische Diktatur, der am meisten reaktio¬ 
nären chauvinistischen und imperialistischen Ele¬ 
mente des Finanzkapitals...“ eingeschätzt, eine 
Bewertung, die Georgi Dimitroff 1935 nur noch 
zu unterstützen und vertiefen brauchte. 

★ 

Heinrich Mann schrieb zum 50. Geburtstag von 
Ernst Thälmann 1936: „Ernst Thälmann ist ein 
wirklicher Arbeiter mit Fäusten und einem ge¬ 
sunden Verstand“ - eben, das Vorbild für Kom¬ 
munisten. 
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Die Musik des Widerstands 

Ken Loachs Film „Jimmy’s Hall" 



Ir I 

Mmk f 

Foto: Pandora Film 


Bilder von Unterdrückern und Unterdrückten. 


E r ist inzwischen 78, und sein Name 
fällt immer als erster, wenn man 
nach einem explizit politischen 
Filmemacher fragt: Ken Loach, gebo¬ 
ren 1936 in Nuneaton, Warwickshire, 
England. Seine Filme wurden zuerst 
oft zensiert, später vielfach mit Prei¬ 
sen überhäuft, doch weder Tadel noch 
Lob haben ihn von seinem beharrli¬ 
chen Weg als sozial engagierter Künst¬ 
ler und bekennender Trotzkist abbrin¬ 
gen oder gar nach Hollywood locken 
können. Ob er im eigenen Land den 
sozialen Errungenschaften der Att- 
lee-Regierung nach 1945 nachtrauert 
(„The Spirit of '45“) oder den katas¬ 
trophalen Folgen des Thatcherismus 
nachgeht („Riff Raff“ u.a.), ob sei¬ 
ne Heldenfiguren in Spanien 1936 
gegen Francos Putsch („Land and 
Freedom“) kämpfen oder in „Carla’s 
Song“ in den Reihen der Sandinistas 
in Nicaragua - immer sind sie Helden 
ohne Gloriole, einfache Menschen aus 
dem Volk, die ihr hartes Los lange er¬ 
tragen, bis sie endlich aufbegehren ge¬ 
gen Unterdrückung, Ungerechtigkeit 
und Doppelmoral der Mächtigen; dass 
sie in den Schlussbildern von Loachs 
Filmen öfter siegreich sind als in der 
realen Welt darf man wohl seinem un¬ 


erschütterlichen historischen Optimis¬ 
mus zurechnen. 

James „Jimmy“ Gralton, die Titel¬ 
figur seines neuesten Films, ist zwar 
eine historische Figur, gleichwohl aber 
ein typischer Loach-Held: energisch, 
kämpferisch, ein Sozialist, der ande¬ 
re mitreißt und begeistert für seine 
Idee von Freiheit und Selbstbestim¬ 
mung im Irland der 1930er Jahre. Wie 
viele seiner Landsleute ist er 1907 als 


21-Jähriger nach New York ausgewan¬ 
dert, von wo er den Kampf der IRA 
gegen die britischen Besatzer unter¬ 
stützt. 1921 als US-Staatsbürger in 
seine irische Heimat zurückgekehrt, 
gründet er auf dem Grundstück sei¬ 
nes Vaters die nach zwei 1916 getöte¬ 
ten IRA-Kämpfern benannte „Pearse- 
Connolly-Hall“, ein Begegnungs- und 
Kulturzentrum, das mit seinen Bil- 
dungs-, Unterhaltungs- und Tanzange¬ 


boten den Briten als Hort des Wider¬ 
stands schon bald ein Dorn im Auge 
ist. Als sich Jimmy als aktiver Ge¬ 
werkschafter auch noch an den über¬ 
all aufkommenden Farmerstreiks be¬ 
teiligtest die Geduld der Besatzer und 
der mit ihnen paktierenden Kirche am 
Ende. Jimmys Zentrum wird von den 
Kanzeln als satanische Lasterhöhle 
verdammt, seine Besucher werden na¬ 
mentlich registriert und angeprangert, 
die Halle wird mehrfach angegriffen 
und schließlich geschlossen, Jimmy 
selbst flieht nach mehrfacher Verhaf¬ 
tung in die USA. Als sich der Druck 
der Besatzung etwas lockert und sich 
sogar die Gründung einer kommu¬ 
nistischen Partei abzeichnet, kehrt er 
1932 in seine Grafschaft Leitrim zu¬ 
rück und eröffnet, von seinen Anhän¬ 
gern gedrängt, das Zentrum erneut - 
bis es an Weihnachten 1932 von seinen 
Gegnern völlig niedergebrannt und er 
selbst als „unerwünschter Ausländer“ 
in die USA abgeschoben wird. Er 
stirbt 1945, ohne seine Heimat noch 
einmal gesehen zu haben. 

Da sind sie alle wieder, die Bau¬ 
teile des Loach-Universums: die klare 
Teilung der Figuren in Unterdrücker 
und Unterdrückte, die perfiden Mäch¬ 


tigen und ihre Profitgier, der revoluti¬ 
onäre Anführer, der alleine nichts, von 
vielen unterstützt aber alles gewinnen 
kann. Kameramann Robby Ryan fügt 
dem noch wunderbare Bilder der grü¬ 
nen Insel hinzu, und Loachs Stamm- 
Drehbuchautor Paul Laverty hat die 
vielen Nebenfiguren geschickt mit ei¬ 
gener Charakteristik ausgestattet, was 
Loachs Verzicht auf bekannte Lein¬ 
wandgesichter bestens unterstützt. 
Loachs Beharren auf das inzwischen 
fast aussterbende analoge Filmmateri¬ 
al, das er bewusst sogar analog schnei¬ 
det, um bei der Montage das haptische 
Gefühl der Langsamkeit zu bewahren, 
mag dem von 3D und Actionstress ge¬ 
nervten Zuschauer zwar wohlige Nos¬ 
talgie bescheren. 

Doch es bleibt ein Gefühl von 
Betulichkeit, von Dejä-vu, von „ja, 
wir haben die Botschaft verstanden“, 
auch wenn sie diesmal mehr als sonst 
volkstümlich und mit Fiddle & Drums 
daherkommt. Ein trotz der militanten 
Reden friedvolles Alterswerk eben. 
Aber das soll einem seit sechzig Jah¬ 
ren an der Filmfront Kämpfenden 
wohl zugestanden sein. (Seit gestern 
im Kino) 

Hans-Günther Dicks 


Erich Köhler, volkseigener Schriftsteller 

Markenzeichen: Sprachkraft, erzählerische Dichte und inhaltliche Richtigkeit 


Als ich Erich Köhler das erste Mal las, 
war die DDR dem Attischen Seebund 
oder dem Herzogtum Sachsen-Weimar 
gleich: Sie war Geschichte. Erich Köh¬ 
lers Stand in Sachen Literatur war wie 
jener Aischylos 4 oder Schillers; Köhler 
war von uns gegangen im Jahr vorher 
und doch geblieben. Er hatte sich uns 
fast gänzlich hinterlassen. Unsterblich, 
unsterblich weise auch, groß und groß¬ 
artig. Unsterblich und gewichtig. Das 
hört sich übertrieben an? Mag sein, 
aber es ist nicht übertrieben. Köhler 
gehört, weit über die deutschsprachi¬ 
ge Literatur hinaus, zu dem Besten, 
was Literatur zu bieten hat und was er, 
also Köhler, uns zu bieten hat, entzieht 
sich den Zeiten, löst sich vom Augen¬ 
blick und bleibt gültig. Wie Aischylos 
oder Schiller, wie Sean O’Casey oder 
Mark Twain. Köhler ist nur totzukrie¬ 
gen, wenn man die Literatur als Gan¬ 
zes totkriegt. 

Erich Köhler ist unbekannt und 
war gleichwohl erfolgreich. Er ist 
weitgehend vergessen und vollständig 
unvergänglich. Köhler ist ein Fels aus 
Sprachverständnis und fabulierender 
Qualität im seichten Wellengang des 
Erzählens, der Brandung des seichten 
Erzählens. 

Als er geboren wurde, 1928, in die 
Endjahre der Weimarer Republik hin¬ 
ein, Sohn eines Porzellanschleifers und 
einer Buntdruckerin, war ihm ein pro¬ 
letarisches Leben vorgezeichnet. Dem 
ist er treu geblieben. Seine Lehre brach 
er ab, und 1946 zog er vom Egerland 
in die sowjetische Besatzungszone. Er 
arbeitet in der Industrie und der Land¬ 
wirtschaft, wanderte durch die junge 
Bundesrepublik und die Niederlande 
und wäre beinahe in der französischen 
Fremdenlegion gelandet. Die wollten 
ihn aber nicht haben und so tippelte 
er zurück in die DDR. Untertage für 
die Wismut, übertage an der Arbei¬ 
ter-und-Bauern-Fakultät lernt er, was 
ihn als Schriftsteller bestimmen wird: 
Den dialektischen Zusammenhang 
von Erkenntnis und Leben, von Sein 
und Bewusstsein also. 1956 erscheint 
sein erstes Buch. Ein guter Bekannter 
von mir, Peter Abraham, war damals 
im Verlagsgebäude, als das Manuskript 
ein traf. Der Lektor nahm es aus dem 
Umschlag, las einige Seiten, raste aus 
seinem Zimmer hinaus auf den Flur, 
hüpfte auf und ab und rief dabei un¬ 
entwegt: „Das gibt es doch gar nicht! 
Wer ist denn das? Wo kommt der denn 
her? Ich brauche ein Auto! Ich brau¬ 
che ein Auto! Ich muss sofort dort¬ 
hin.“ So jedenfalls erzählt der Peter ei¬ 


nem das. Und wir wollen ihm glauben. 
Denn „Das Pferd und sein Herr“, die¬ 
se grandiose Erzählung, das Erstlings¬ 
werk, war nicht nur ein Erfolg, sondern 
sorgte dafür, dass sich Erich Köhler am 
Literaturinstitut Johannes R. Becher 



Ein literarischer Fels: Erich Köhler 


wiederfand. 

Aber Köhler wollte kein Schrift¬ 
steller sein, der losgelöst vom Leben 
der Arbeiter in seiner Schreibstube 
hockt und fabuliert. Seine Idee war 
es, als angestellter Schriftsteller bei 
einem volkseigenen Unternehmen in 
der DDR zu wirken. Der Plan stieß in 
Autorenkreisen auf keine Gegenliebe. 
Vielleicht auch deshalb, weil Köhler 
vorschlug, sich mit dem Durchschnitts¬ 
gehalt der Werktätigen zu begnügen 
und die Tantiemen aus Büchern, Ver¬ 
filmungen und Lesungen der Kulturar¬ 
beit der Betriebe zu stiften. Selbst die 
SED, deren Mitglied er seit 1959 war, 
kam mit der Köhlerschen Idee nicht 
recht klar. Und so gelang es ihm nur 
von 1968 bis 1970 und dann wieder von 
1981 bis 1990 seinen Plan zu verwirk¬ 
lichen. 

Ich gestehe, es ist mir wurscht. Auch 
wenn mir natürlich klar ist, dass sich 
der Wunsch mit dem Werk verbindet, 
dass das Werk ohne diesen Wunsch gar 
nicht in seiner vorliegenden Form vor¬ 
stellbar ist. Aber die außerordentliche 
Sprachbegabung, die kompositorische 
Sicherheit, die Fähigkeit zum sprach¬ 
lichen Wagnis sind davon nur in zwei¬ 
ter Linie betroffen. Sprache ist Träger 
und Trägerin des Inhalts, also das stüt¬ 
zende Element und das Transportmit¬ 
tel zugleich. Bücher mit mangelhafter 
Sprache mögen einen noch so ambiti¬ 
onierten Inhalt haben, sie können ihn 
nicht an den Leser bringen und die Ge¬ 
schichte wird nicht tragen. Ohne Inhalt 
und ohne Rüstzeug nützt aber Sprache 


nichts. Wo nichts mitgeteilt wird, ver¬ 
kommt Schönheit zum Selbstzweck. 
Und deshalb, ist der Drang, Köhlers 
künstlerisches Schaffen in den Pro¬ 
duktionsprozess zu integrieren, den 
Schriftsteller also fest mit dem Alltag 
zu verkabeln, ein wichtiger Werkbe¬ 
standteil. 

Köhlers größter Erfolg war ohne 
Frage „Hinter den Bergen“. Das Buch 
erschien zuerst in der BRD, bei Suhr- 
kamp, bevor es vom Hinstorff Verlag in 
Rostock veröffentlicht wurde. Es war 
ein Erfolg in beiden Staaten. Ein großer 
Erfolg. Und für einen Moment sah es so 
aus, als würde Erich Köhler einen festen 
Sitz im deutschen Literaturolymp ergat¬ 
tern können. Aber er wollte gar nicht in 
den Olymp. Kantig, stets bereit anzu¬ 
ecken, polterte er durch die literarische 
Landschaft. Vom Höhenzug aber wich 
er nie. Er hat Hochliteratur geschrie¬ 
ben, eine Literatur, die den Lesenden 
erhöht und den Dichter mit. Für mich 
ist sein stärkstes Buch „Sture - oder das 
deutsche Herz“. Die Geschichte eines 
Trolls, der durch die deutsche Geschich¬ 
te reist, Jahrhundert für Jahrhundert. 
Spannend ist das, gewaltig, belesen und 
kraftvoll schmatzend, erotisch und wild, 
mitfühlend und dramatisch, komödian¬ 
tisch und tragisch. Ein großer deutscher 
Roman über Deutschland. Ich kennen 


keinen zweiten, der es ihm gleichtun 
könnte an Sprachkraft, erzählerischer 
Dichte und inhaltlicher Richtigkeit. 

Neu aufgelegt und von Toni Köhler- 
Terz (eine zufällige Namensgleichheit) 
illustriert, ist auch „Hinter den Ber¬ 
gen“. Der Roman eines Dorfes nach 
dem Krieg, das abseits des Weltgesche¬ 
hens einen Weg sucht in eine bessere 
Gesellschaft. Aber Köhler wäre nicht 
der große Schriftsteller, der er ist, wenn 
er nur eine Schöneweltgeschichte, eine 
hübsche Utopie, geschrieben hätte. Sei¬ 
ne Fiktionen verlieren nicht den Bezug 
zur Wirklichkeit und so bleibt dem Le¬ 
ser erspart, was freilich manche Leser 
wünschen: Dass man nach der letzten 
Seite den Kopf zurücklegen, nett seuf¬ 
zen und in einen seligen Dämmer hin¬ 
übergleiten kann. Nein, bei Köhler gilt 
hinterher das bekannte Brecht-Zitat: 
„Und so sehen wir betroffen/Den Vor¬ 
hang zu und alle Fragen offen.“ Denn 
darauf kam es ihm an. 

Köhler starb 2003 an einem Herz¬ 
infarkt. Man hatte ihn aus dem wieder¬ 
vereinigten PEN-Zentrum Deutschland 
ausgeschlossen. Die Relegation traf ihn 
schwer. Mit Gegenreden versuchte er 
den Ausschluss abzuwenden. Vorgewor¬ 
fen wurde ihm als Informeller Mitarbei¬ 
ter der Staatssicherheit Berichte über 
Kollegen verfasst zu haben. Er leugne¬ 


te nicht. Und es ist ein Treppenwitz der 
Geschichte, dass man ihn vermutlich 
im Zentrum belassen hätte, wäre er zu 
Kreuze gekrochen. Aber dafür hätte er 
lügen müssen. Denn er hatte nicht aus 
Motiven gehandelt, die ihm nieder er¬ 
schienen wären, sondern aus Überzeu¬ 
gung. Die DDR war, auch wenn er stets 
im Streit mit den Organen lag, sein Maul 
aufmachte und manchmal schmerzhaft 
die kleinbürgerliche Engstirnigkeit der 
Ja-Sager in SED-Kreisleitungen und 
der Kulturbürokratie zu spüren bekam, 
sein Staat. Keinem Kollegen hat er ge¬ 
schadet. Köhler, der zu seinem Han¬ 
deln stand, hätte seine Aufrichtigkeit 
nicht zum Nachteil gereichen dürfen. 
Es erhoben sich keine starken Stim¬ 
men gegen die Amputation des Schrift¬ 
stellers vom Verbandskörper. Das ist zu 
bedauern. Bis zu seinem Tode lebte er 
in Klein-Zauche, das sozusagen hinter 
den Bergen liegt. Im wieder vereinigten 
Deutschland war er Mitglied der DKP. 
Das Haus kann besichtigt werden. Es 
gibt inzwischen auch eine Erich-Köh- 
ler-Stiftung. Unter www.erich-koehler- 
ddr.de findet man viele Informationen. 

Bücher von Erich Köhler erhaltet 
ihr beim Kulturmaschinen Verlag (www. 
kulturmaschinen.com), bei Neue Im¬ 
pulse und antiquarisch. Lest ihn. 

Leander Sukov 


Die Waffen nieder! 

Schluss mit der Kriegstreiberei in der Ukraine und in Gaza 


Die Waffen nieder! Noch nie ist die histo¬ 
rische Losung Bertha von Suttners so be¬ 
rechtigt gewesen wie in diesen Tagen und 
Wochen. 

Dabei trägt der Westen, allen voran USA 
und Europa, in vielen Fällen Schuld an der 
Gewalteskalation. Allein die Barbarei, die 
weite Teile Syriens und Iraks mit dem tägli¬ 
chen Terror von ISIS beherrscht, ist eine di¬ 
rekte Folge der Verwüstung und Zerschla¬ 
gung staatlicher und gesellschaftlicher 
Strukturen durch den Angriffskrieg der US- 
Regierung im letzten Jahrzehnt - auf Grund 
deren ungebrochener Gier nach Öl. 

Die Waffen nieder! Der Aufruf Bertha von 
Suttners vom Vorabend des 1 . Weltkriegs hat 
rund 100 Jahre später wieder traurige und 
aufrüttelnde Aktualität erlangt: Sowohl in der 
Ukraine als auch in Israel und dem Gaza- 
Streifen spitzen sich die militärischen Kon¬ 
flikte zu, jeden Tag sterben Hunderte Men¬ 
schen. 

In der Ukraine und im Gaza-Streifen 
setzen die maßgeblichen Kräfte zur Durch¬ 


setzung ihrer Interessen ausschließlich auf 
Gewalt. In beiden Krisengebieten trägt der 
Westen - USA, EU und Deutschland - eine 
große Verantwortung für ein Ende der Ge¬ 
waltspirale. 

Wir, Künstlerinnen und Kulturschaffende, 
unterstützen aus Sorge um den Frieden die 
Appelle der weltweiten Friedensbewegung 
und wenden uns an Bundesregierung, Par¬ 
lament und Öffentlichkeit. 

Wir sagen klar: Wirtschaftliche Sanktio¬ 
nen, einseitige Parteinahme, Waffenlieferun¬ 
gen und mediale Schuldzuweisungen sind 
völlig ungeeignet, das Klima für notwendige 
Gespräche zu schaffen. 

Wir fordern stattdessen als unverzicht¬ 
bar erste Schritte: 

Sofortigen unbefristeten Waffenstill¬ 
stand in der Ukraine und in Gaza! 

Zurück an die Verhandlungstische: Ge¬ 
spräche über gemeinsame Sicherheit statt 
Konfrontation! 

Politik und Medien müssen deeskalie- 
rend wirken und Feindbilder abbauen! 


Wer von Frieden schwafelt und gleich¬ 
zeitig die Waffen liefert, handelt verbreche¬ 
risch. Wir fordern deshalb die Bundesregie¬ 
rung zu einem wirkungsvollen Eigenbeitrag 
auf: Schluss mit den Rüstungsexporten! Alle 
gegenwärtig beschlossenen und geplanten 
Rüstungsexporte müssen sofort gestoppt 
werden! 

Wir Künstlerinnen und Kulturschaffen¬ 
de unterstützen aktiv vor Ort die Aktionen 
der Friedensbewegung mit kulturellen 
Beiträgen. 

Über 2 000 Künstlerinnen und Kultur¬ 
schaffende, andere Persönlichkeiten und 
Organisationen haben seit Sommer 2009 
den bundesweiten Aufruf www.unruhe- 
stiften.de unterzeichnet. Es ist ein Aufruf 
gegen rechts, gegen die Abwälzung der 
Krisenfolgen und für die Umverteilung von 
oben nach unten, gegen die Kriegspolitik 
der Bundesregierung - und für die Förde¬ 
rung der kulturellen Vielfalt. 

Für die Künstlerinneninitiative 
www.unruhestiften.de 
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Kampf um die Weltherrschaft 

Vor 100 Jahren entfesselten die imperialistischen Hauptmächte 
den Großen Krieg - seine erste Etappe • Von Klaus Wagener 



Bild oben: Deutsche Infanterie beim Angriff. Bild unten: Stellungskrieg, Ende 1914 


„Mitten im Frieden überfällt uns der 
Feind“, hatte der blitzende Hohenzol- 
ler behauptet. Zu diesem Zeitpunkt, 
am 6. August 1914, beschossen die 
deutschen Kanonen schon die Fes¬ 
tungen von Lüttich. Belgien hatte die 
ersten Massenerschießungen von Zi¬ 
vilisten erlebt. Das ebenfalls neutrale 
Luxemburg war schon am 2. August 
besetzt worden. Die Zerstörung belgi¬ 
scher Städte durch das Deutsche Heer 
war der Vorbote des Kommenden. Von 
einem feindlichen Überfall auf das 
Reich, „mitten im Frieden“, konnte na¬ 
türlich keine Rede sein. Die Rede des 
Hohenzollern „An das deutsche Volk!“ 
war ebenso eine Propagandalüge wie 
die seines braunen Nachfolgers, der nur 
25 Jahre später behaupten sollte: „Seit 
5.45 Uhr wird jetzt zurückgeschossen.“ 

Die Vorstellung eines Überfalls, ei¬ 
nes Weltkrieges aus heiterem Himmel, 
ist natürlich ebenso eine Fiktion wie 
die nachgereichten „Erklärungen“ ei¬ 
nes „Hineinschlitterns“ (David Lloyd 
George) oder die der „Schlafwandler“ 
(Christopher Clark). Wie Fritz Fischer 
(„Griff nach der Weltmacht“) darle¬ 
gen konnte, wusste man an den ent¬ 
scheidenden Stellen schon sehr genau, 
was man tat. Um die Entscheidung zu 
einer derart komplexen und umfassen¬ 
den Operation wie die Entfesselung 
des 1. imperialistischen Krieges aber 
überhaupt treffen zu können, bedurf¬ 
te es des Vorhandenseins elementarer 
Voraussetzungen. Auf der militärischen 
Ebene langfristiger, detaillierter Pla¬ 
nungen, eines effektiven militärischen 
Trainings großer Armeekorps, militä¬ 
risch ausgerichteter Infrastruktur, wie 
die einer strategisch ausgerichteten 
Verkehrsinfrastruktur. Auf der Be¬ 
wusstseinsebene der Schaffung eines 
wirksamen Propagandaapparates, und 
als wichtigstes des Aufbaus eines kom¬ 
petitiven militär-industriellen Komple¬ 
xes plus der dazugehörenden Siche¬ 
rung der strategisch erforderlichen per¬ 
sonellen, finanziellen und nicht zuletzt 
auch der kriegswichtigen Rohstoffres¬ 
sourcen. Die Entscheidungen in der 
Julikrise sind ohne ihren handlungs¬ 
leitenden strukturellen Hintergrund 
nicht denkbar. Will man dennoch von 
politischen Richtungsentscheidungen 
reden, so liegen sie mehr als 20 Jahre 
vor dem August 1914. 

Das Ende der„Saturiertheit“ 

Ausgangspunkt für die militäri¬ 
schen Planungen war auf der poli¬ 
tischen Ebene das Zerbrechen des 
Bismarckschen Bündnissystems Mit¬ 
te bis Ende der 1880er Jahre. Bes¬ 
ser gesagt, der Torpedierung die¬ 
ses Systems. Bismarck steht für die 
Phase der militaristischen Reichs¬ 
einigung von Oben, der Verpreußung 
Deutschlands und dessen innerer Sta¬ 
bilisierung. Sein Bündnissystem sollte 
äußere Bedrohungen (Zweifronten¬ 
krieg) abwehren, aber keine eigenen 
Ansprüche aufbauen: „Das Deutsche 
Reich ist saturiert.“ Seine Nachfolger 
hingegen wollten den Zweifronten¬ 
krieg nicht mehr vermeiden, sondern 
gewinnen. 

Als 1890 die Verlängerung des 
deutsch-russischen „Rückversiche¬ 
rungsvertrages“ an der hartnäckigen 
Weigerung des Reiches scheiterte, 
zerfiel der Versuch die Interessen der 
europäischen Großmächte vertraglich 
auszubalancieren. Die stürmische in¬ 
dustrielle Entwicklung des Reiches 
ließ Bismarcks „Saturiertheit“ verges¬ 
sen. Der zackige Kaiser, der personali¬ 
sierte Ausdruck des neureich geworde¬ 
nen Zweiten Reiches wollte mit einer 
„Politik der freien Hand“ den „Platz 
an der Sonne“ erobern. Konsequenter¬ 
weise entstanden nun auf der (selbst¬ 
redend ebenso imperialistischen) Ge¬ 
genseite die entgegengesetzten Bünd¬ 
nissysteme (Zweiverband, Entente 
cordiale, Triple entente) mit der logi¬ 
schen Zielstellung, einer Expansion 
des Reiches entgegen zu treten. 

Die entsprechenden militärischen 
Planungen des „Großen General¬ 


stabs“ begannen Ende der 1880er Jahre 
noch unter dem preußischen General¬ 
stabschef Helmuth Karl Bernhard von 
Moltke. Der Expansionismus der Mit¬ 
telmächte (wie später der des „Anti¬ 
komintern-Paktes“ 1936 ff.) agierte 
aus einer Position strategischer Un¬ 
terlegenheit. Der große Teil der Do¬ 
naumonarchie war agrarisch geprägt, 
die Industrialisierung Deutschlands 
war zwar stürmisch, aber nachholend. 
Die etablierten Mächte England und 
Frankreich hatten die Welt, die Märkte 
und Ressourcen unter sich aufgeteilt. 
Die Mittelmächte hatten nicht nur ein 
Macht- und Volumen-, sondern auch 
ein Zeitproblem. Sie waren nicht nur 
in fast jeder Hinsicht quantitativ klei¬ 
ner, sondern sie kamen auch zu spät 
und ihnen lief, mit der Industrialisie¬ 
rung Russlands, die Zeit davon. Je län¬ 
ger man wartete, umso ungünstiger die 
Bedingungen, so die Kalkulation der 
Generale. 

Der Zwang zum Blitzkrieg 

Der ältere Moltke befürwortete schon 
1887 dringend einen „Präventivkrieg“ 
gegen Russland. Auch sein Nachfol¬ 
ger Alfred von Waldersee (1888-1891) 
wollte mit der Donau-Monarchie gegen 
Russland ziehen und mit den zurückge¬ 
haltenen zwei Dritteln der deutschen 
Kräfte später auch das französische 
Heer zerschlagen. Waldersees Nachfol¬ 
ger Alfred von Schlieffen (1891-1905) 
radikalisierte das deutsche Expansions- 
Konzept und kehrte es gewissermaßen 
um, zu einem Angriffskrieg zunächst 
gegen Frankreich, dessen strategisches 
Rückgrat ein Überfall, eine Besetzung 
und ein schneller Durchmarsch durch 
das neutrale Belgien bildete. Da das 
russische Heer zur vollständigen Mo¬ 
bilisierung einen relativ langen Zeit¬ 
raum benötigte, sollte das französische 
Heer in einer Zangenbewegung schnell 
zerschlagen und die Hauptmacht des 
Deutschen Heeres danach auf dafür 
angelegten strategischen Bahnen nach 
Osten transportiert werden, um die 
dort stationierten relativ schwachen 
Kräfte zu einem Angriff gegen die za¬ 


ristische Armee rechtzeitig verstärken 
zu können. 

Unabdingbar blieb in diesem Kon¬ 
zept aber die Neutralität Englands, 
letztlich auch der USA. Ohnehin eine 
luftige Wette, aber durch das Tirpitz- 
sche Flottenprogramm wurde diese 
Spekulation auf Britanniens „Splen¬ 
did Isolation“, dem von Disraeli und 
Cecil begründeten Kolonialimperialis¬ 
mus bei gleichzeitiger zentraleuropäi¬ 
scher Bündnisneutralität, von eigener 
Hand versenkt. Der britische Imperi¬ 
alismus musste sich von der deutschen 
Seerüstung in seinen Interessen spä¬ 
testens seit der Marokkokrise existen¬ 
tiell bedroht sehen. (Was ja letztlich 
auch Ziel der Veranstaltung war). Das 
Zweite Reich rüstete de facto für einen 
Dreifrontenkrieg; den zu gewinnen al¬ 
lerdings alle Voraussetzungen fehlten. 

Schon hier ist zu erkennen, der 
(alles andere als schlafwandlerische) 
Drang, aus einer Position der struk¬ 
turellen Unterlegenheit zu einer mi¬ 
litärisch erzwungenen Expansion zu 
kommen mündet zwangsläufig ideolo¬ 
gisch in zynischem Irrationalismus und 
politisch-militärisch in menschenver¬ 
achtendem Abenteurertum. Um zum 
Erfolg kommen zu können, musste 
der „Feind“ möglichst blitzartig über¬ 
raschend überfallen werden, bevor 
er seine Kräfte entfalten konnte. Der 
Zeitfaktor bekommt überragende Be¬ 
deutung. Der Kriegsausgang wird ab¬ 
hängig von der Geschwindigkeit. Das 
Blitzkriegskonzept liegt, aufgrund der 
technischen Möglichkeiten zwar noch 
unterentwickelt, schon dem Schlief- 
fenplan zugrunde. Noch sind zu Lande 
die Eisenbahn, die Artillerie und die 
gedrillten Millionenheere das Maß der 
Dinge. Noch glaubt der „Große Gene¬ 
ralstab“ hier im Vorteil zu sein. 

Sarajewo 

Kriegsanlass war, wie fast immer, ein 
relativ unbedeutendes Ereignis: Das 
Attentat auf den jagdbesessenen Habs¬ 
burger Franz Ferdinand und seine Gat¬ 
tin. Nach dreiwöchigen Debatten war 
man in Wien, die erforderliche Rücken¬ 


deckung aus Berlin war inzwischen ein¬ 
getroffen, zu einem ultimativen Forde¬ 
rungskatalog an Belgrad gelangt, der 
unter anderem eine Untersuchung des 
Attentats auch durch k.u.k.-Beam¬ 
te verlangte. Dieses Rambouillet des 
Jahres 1914 konnte und wollte die Re¬ 
gierung des serbischen Königs Alexan¬ 
der I. Karadorgevic nicht unterzeich¬ 
nen. Damit war der casus belli geschaf¬ 
fen. Es konnte endlich losgehen. 

Innerhalb weniger Tage (1.-6. Au¬ 
gust 1914) hatten sich auch die an den 
Ereignissen in Sarajevo völlig unbe¬ 
teiligten europäischen Hauptmächte 
den Krieg erklärt. Wegen angeblicher 
Bündnisverpflichtungen (die im Zwei¬ 
fel natürlich niemanden interessiert 
hätten). Die Deutsche Führung ergriff 
entsprechend ihrer langjährigen Vorbe¬ 
reitungen die Initiative: Das Deutsche 
Heer marschierte durch Luxemburg 
und Belgien Richtung Paris. Das alles 
hatte mit Franz Ferdinand und Gavrilo 
Princip natürlich nicht das Geringste zu 
tun. Aber nun waren die in Jahrzehnten 
aufgerüsteten und auf Kadavergehor¬ 
sam gedrillten Mordmaschinerien von 
der Kette. Das große Schlachten hatte 
begonnen. 

Kriegsziele 

Die leichten Erfolge gegen das weit 
unterlegene Belgien und die Anfangs¬ 
erfolge im wenig befestigten Norden 
Frankreichs steigerten die Siegeseu¬ 
phorie. Krupps „Dicke Bertha“ hat¬ 
te den nichtarmierten Beton der äl¬ 
teren belgischen und französischen 
Sperrforts spektakulär durchschlagen. 
Anfang September war die deutsche 
1. Armee nur noch 60 km von Paris 
entfernt. Die Regierung Poincare nach 
Bordeaux geflüchtet. Im Osten war die 
russische 2. Armee bei Allenstein (spä¬ 
ter zu Propagandazwecken in Schlacht 
bei Tannenberg umgetauft) und zwei 
Wochen später die 1. Russische Armee 
an den Masurischen Seen vernichtend 
geschlagen worden. Der „Platz an der 
Sonne“ schien in greifbarer Nähe. 

Es war der Zeitpunkt gekommen 
Tacheles zu reden. Zumindest intern. 


„Um Sein oder Nichtsein unseres Rei¬ 
ches handelt es sich“, hatte der Hohen- 
zoller erklärt, „wir werden uns wehren 
bis zum letzten Hauch von Mann und 
Ross.“ Nun, was da jetzt kurz vor Pa¬ 
ris passierte, ließ sich kaum noch mit 
„wehren bis zum letzten Hauch von 
Mann und Ross“ beschreiben. 

Was war es also wirklich, was man 
mit diesem Krieg wollte? Die Situation 
geriet zu einer Art „Wünsch dir was!“ 
der verschiedenen Pressure-Groups. 
Kriegsziel-Programme schossen wie 
Pilze aus dem Boden. Reinhard Opitz 
gibt in seinem Dokumenten-Band „Eu¬ 
ropastrategien des deutschen Kapitals 
1900-1945“ einen guten Überblick. Al¬ 
lein die „Kriegsdenkschrift“ des Vor¬ 
sitzenden des Alldeutschen Verbandes, 
Heinrich Claß, mit ihren detaillierten 
Annexionsplänen umfasst mehr als 
40 Seiten. Eines der weitestgehen¬ 
den „Programme“ stammt von August 
Thyssen, der, das Programm des fa¬ 
schistischen zweiten Versuchs vorweg¬ 
nehmend, forderte, „nach dem Kauka¬ 
sus und Kleinasien (zu) kommen, um 
England in Ägypten und Indien, wenn 
erforderlich, erreichen zu können.“ 

Am 9. September 1914, auf dem 
Höhepunkt der Schlacht an der Mar¬ 
ne, formulierte der Reichskanzler, 
Theobald von Bethmann Hollweg die 
Kriegsziele der Reichsregierung in ei¬ 
nem 6-Punkte-Programm, dessen (im 
Kriegsverlauf variierter) Expansionis¬ 
mus sich im Westen gegen den Norden 
Frankreichs, sowie Belgien, Luxem¬ 
burg und die Niederlande richtet. Im 
Osten (noch relativ unklar) gegen das 
Baltikum, Polen und Russland. Dar¬ 
über hinaus sei die „Schaffung eines 
zusammenhängenden mittelafrikani¬ 
schen Kolonialreichs anzustreben“, das 
in manchen Vorstellungen etwa vom 
Senegal bis Madagaskar reichte. Dazu 
kam die „Gründung eines mitteleuro¬ 
päischen Wirtschaftsverbandes“. Mit¬ 
glieder sollten sein Frankreich, Belgi¬ 
en, Holland, Dänemark, Österreich- 
Ungarn, Polen und eventuell Italien, 
Schweden und Norwegen. „Dieser 
Verband, wohl ohne gemeinsame kon¬ 
stitutionelle Spitze, unter äußerlicher 
Gleichberechtigung seiner Mitglieder, 
aber tatsächlich unter deutscher Füh¬ 
rung, muss die wirtschaftliche Vorherr¬ 
schaft Deutschlands über Mitteleuropa 
stabilisieren.“ 

Damit war nun zur offiziellen Re¬ 
gierungspolitik erhoben, was seit lan¬ 
gem in den strategischen Zirkeln der 
herrschenden Klasse wie dem Central¬ 
verband deutscher Industrieller, dem 
Alldeutschen Verband, dem Deutschen 
Flottenverein, bei Deutschkonservati¬ 
ven, Freikonservativen und National¬ 
liberalen und anderen Expansionisten 
diskutiert wurde. 

Geostrategie 

Der Wiener Kongress hatte 1815 den 
deutschen Partikularismus zwar etwas 
übersichtlicher gestaltet, aber keines¬ 
wegs abgeschafft. In der Europäischen 
„Pentarchie“, der Großmächte Frank¬ 
reich, Russland, Österreich, England 
war Preußen der durch das Kriegsglück 
der Befreiungskriege aufgestiegene, an¬ 
sonsten etwas minderbemittelte New¬ 
comer. Spezifika wie der Dreißigjährige 
Krieg und die Bauernkriege hatten im 
Zentrum Europas lange die Herausbil¬ 
dung eines industrie- und kapitalismus¬ 
förderlichen Zentralstaates, wie in Eng¬ 
land und Frankreich, verhindert und 
stattdessen den reaktionären Marsch 
in die Re-Feudalisierung einer „zwei¬ 
ten Leibeigenschaft“ befördert. Vor 
dem Hintergrund einer nachholenden 
Industrialisierung wurde für die herr¬ 
schenden Kreise die Beendigung des 
damit verbundenen machtpolitischen 
Vakuums in der Mitte Europas zu einer 
gewissen Strukturnotwendigkeit. Und 
damit Gegenstand der strategischen, 
pangermanistisch und antisemitisch 
geprägten Debatten. Paul de Lagarde 
hatte schon 1853 für ein Deutschland, 
das es da noch gar nicht gab, unter an¬ 
derem gefordert: „... dass Russisch-Po- 
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len im Osten, und zwar über die Weich¬ 
sel hinaus bis an die Pinsker Sümpfe, 
Eisass und das gesamte Lothringen 
östlich von den Argonnen zu Deutsch¬ 
land zu ziehen sein wird.“ Im Verlauf 
des stürmischen ökonomischen und mi¬ 
litärischen Wachstums gerieten immer 
weitergehende Gebietsforderungen, 
schließlich die Vorherrschaft in Eu¬ 
ropa, letztlich die Weltmachtposition 
(auf Augenhöhe mit England und den 
USA) ins Visier. 

Diese Ambitionen des Deutschen 
Reiches waren nun keineswegs etwas 
Besonderes. Wie alle Großen Reiche 
seit der Antike waren auch die impe¬ 
rialistischen Mächte der Neuzeit aus¬ 
nahmslos durch Krieg, Raub, Unterdrü¬ 
ckung, Betrug und Sklaverei entstan¬ 
den. Der Leuchtturm der Freiheit, die 
USA, hatte sein Territorium mit Völ¬ 
kermord und seine dominante Macht¬ 
position durch eine allenfalls noch von 
Rom übertroffene Serie von Kriegen 
erobert. Eine Serie, die bis heute an¬ 
hält. Bei den Kolonialimperien Frank¬ 
reichs und Englands war es kaum an¬ 
ders, auch Russland, selbst immer 
wieder Objekt von Eroberungszügen, 
wuchs durch zahllose Kriege aus dem 
Moskauer Großfürstentum Iwans III. 
zu einem Dritten Rom, einer kontinen¬ 
talen Vormacht von Preußen bis Kana¬ 
da. Das Besondere an den deutschen 
Ambitionen war, dass sie unter den Be¬ 
dingungen des entwickelten Kapitalis¬ 
mus gegen die ebenfalls hochgerüste¬ 
ten übrigen Mitglieder des imperialis¬ 
tischen Wolfsrudels ins Werk gesetzt 
werden mussten und nicht, wie üblich, 
„heldenhaft“ gegen weit unterlegene 
Völker mit Holzspeeren erkämpft wer¬ 
den konnten. Die Leitwölfe hatten ihre 
Beute, die Welt, weitgehend unter sich 
auf geteilt und verspürten wenig Nei¬ 
gung davon etwas herauszurücken. 

Ganz im Gegenteil. Auch die impe¬ 
rialistischen Entente-Mächte versuch¬ 
ten natürlich ebenfalls den Krieg zum 
Ausbau ihrer Positionen zu nutzen. Wie 
Berlin sich die strategische Schwächung 
Frankreichs zum Ziel gesetzt hatte, so 
hatte auch Frankreich sich die strate¬ 
gische Schwächung Deutschlands zum 
Ziel gesetzt. Konkret die „Repatriie¬ 
rung“ Elsass-Lothringens, die Annexi¬ 
on des Saarlandes, der linken Rheinsei¬ 
te sowie die Zerschlagung der Reichs¬ 
einheit in unabhängige Staaten. Das 
Ziel Englands, bestand nun darin, aus 
diesem kontinentalen Konflikt ein ge¬ 
genseitiges Neutralisieren der europä¬ 
ischen Zentralmächte im Hinblick auf 
die eigenen überseeischen Ambitionen 
zu gestalten. Zentral war dabei das In¬ 
teresse Englands sich Teile des taumeln¬ 
den Osmanischen Reiches vor allem im 
Nahen Osten (Sykes-Picot-Abkommen 
3. Januar 1916) unter den Nagel zu rei¬ 
ßen. In Afrika und Übersee führte es 
Eroberungskriege gegen die kaum zu 
verteidigenden deutschen Kolonien 
wie Togo, Kamerun und Deutsch-Süd- 
West. Russland wollte sich den Zugang 
zum Mittelmeer, Konstantinopel, den 
Bosporus und die Dardanellen sichern. 
Hier kreuzten sich allerdings seine In¬ 
teressen mit denen des British Empire, 
welches global möglichst alle strategi¬ 
schen Meerengen kontrollieren wollte 
und dem ein Ausgreifen des russischen 
Konkurrenten in den Mittelmeerraum 
ein Dorn im Auge war. In den USA 
drängte vor allem das in die Finanzie¬ 
rung der Entente-Mächte engagierte Fi¬ 
nanzkapital (speziell J.P Morgan) zum 
Krieg. Wall Street witterte die Chance, 
sich neben London und Paris als die 
globale Finanzmetropole zu etablieren 
und in Europa neue Absatzmärkte zu 
erobern. 

Mit dem Eintritt des Osmanischen 
Reiches am 12. November 1914 in den 
Krieg, an der Seite der Mittelmächte, 
schossen in Berlin die Phantasien erst 
recht ins Kraut. Die von den Jungtür¬ 
ken entwickelte elitär-rassistische Ex¬ 
pansions-Ideologie eines Panturkismus 
oder Panturanismus (analog zu Panger- 
manismus, Panslawismus oder Zionis¬ 
mus), verbunden mit dem aktuellen, ge¬ 
wissermaßen panislamistischen Aufruf 
zum Dschihad, stellte ein offen expansi¬ 
onistisches Konzept zur Eroberung und 
Annexion weiter Teile Kaukasiens und 
Zentralasiens (Iran, Afghanistan) dar. 
Als strategischer Verbündeter dieses 
expansiven Großreiches (Deutschland 


modernisierte seit den 1890ern die Be¬ 
waffnung und stellte eine umfangreiche 
Militärmission bis hin zum türkischen 
Generalstabschef) hofften die Berliner 
Strategen bis Ägypten und letztlich bis 
Indien ausgreifen zu können. Gewisser¬ 
maßen die alte geostrategische Phan- 
tasmagorie eines zentralen eurasischen 
Großreiches (etwa analog der Heart- 
land-Theory Haiford Mackinders) re¬ 
alisieren und so das britische Weltreich 
über Land aus den Angeln heben zu 
können. 

Kriegstechnik und 
Kriegsverlauf 

„Kein Plan überlebt die erste Feind¬ 
berührung“, hatte der ältere Moltke 
gewarnt. Mit der französischen Ge¬ 
genoffensive am 6. September war der 
Überraschungseffekt aufgebraucht, der 
Vormarsch gestoppt und der Schlieffen- 
plan kurz vor Paris ebenso gescheitert, 
wie der zweite Versuch 27 Jahre später 
vor Moskau scheiterte. Auf der opera¬ 
tiven Ebene fehlten die erforderlichen 
Offensivmittel, um einen weiteren Vor¬ 
marsch erzwingen zu können. Die ge¬ 
genseitigen Angriffe blieben im Sta¬ 
cheldraht und im MG-Feuer stecken. 
Auch die massierte Artillerie-Vorbe¬ 
reitung erbrachte keine effektive Aus¬ 
schaltung der gegnerischen Abwehr¬ 
kräfte. Wenige MG-Schützen reichten 
in der Regel, um den weitgehend unge¬ 
deckten Angriff der Infanterie zu stop¬ 
pen. Die Armeen gruben sich im Wes¬ 
ten in die Gräben ein, aus denen sie bis 
zum Kriegsende kaum noch, und wenn, 
dann nur unter Inkaufnahme Tausender 
Toter, hinaus kamen. Strategisch war 
der Ausgang des Krieges damit wieder 
zu einer Frage der Menschen- und Ma¬ 
terialressourcen geworden. Hier waren 
die Entente-Mächte, auch vor Kriegs¬ 
eintritt der USA, drückend überlegen. 
Dass von deutscher Seite dennoch wei¬ 
ter gekämpft wurde und Millionen sinn¬ 
los sterben mussten (sinnlos war das 
Sterben in diesem Krieg im humanen 
Sinne von vornherein. Ab Ende 1914 
war es das selbst im militärischen Kal¬ 
kül), legt den zynisch-brutalen Antihu¬ 
manismus des deutschen Militarismus 
auch gegen die so gefeierte „eigene Na¬ 
tion“ offen. Ein Zynismus, wie er 1945 
im Kampf bis zum buchstäblichen letz¬ 
ten Mann vor der Reichskanzlei seinen 
extremen Ausdruck finden wird. 

Die Lage zur See gestaltete sich 
für die Mittelmächte noch unerfreu¬ 
licher. Seit 1897 hatte die Aufrüstung 
der Deutschen Kriegsflotte mit Alfred 
von Tirpitz einen energischen Propa¬ 
gandisten bekommen. Das Wettrüsten 
zur See mit immer größeren Schlacht¬ 
schiffen, das nun - neben der Aufrüs¬ 
tung zu Lande - einsetzte, brachte das 
Reich an den Rand seiner finanziellen 
Möglichkeiten. Dennoch konnte keines 
der konzeptionellen Ziele, die von Tir¬ 
pitz propagiert worden waren, erreicht 
werden. Die Flotte blieb ein teurer Tor¬ 
so. Die Royal Navy konnte erfolgreich 
ihre Blockade der Mittelmächte in der 
Nordsee durchsetzen. Die Skagerrak- 
Schlacht (31. Mai -1. Juni 1916), obwohl 
für die deutsche Seite - relativ - glück¬ 
lich ausgegangen, konnte die Dominanz 
der Grand Fleet nicht brechen. Die kai¬ 
serliche Flotte wagte danach keine Ent¬ 
scheidungsschlacht mehr. Auch der „U- 
Boot-Krieg“ brachte, obwohl neben den 
unbewaffneten Handelsschiffen auch 
einige britische Kriegsschiffe spekta¬ 
kulär versenkt wurden, keine Ände¬ 
rung der Lage. Nach Versenkung der 
„Lusitania“ und der „Arabic“ (1915) 
begann man in Berlin einzusehen, dass 
sich die Ergebnisse des „unbeschränk¬ 
ten U-Boot-Krieges“, im Hinblick auf 
die USA eher kontraproduktiv gestal¬ 
ten würden. Die Blockade blieb. In 
Deutschland verhungerten im 1. Welt¬ 
krieg etwa 800 000 Menschen. Das Flot¬ 
tenprogramm erwies sich als der wohl 
grandioseste Fehlschlag des weltmacht¬ 
süchtigen deutschen Militarismus. 

Der Krieg im Osten förderte im Ver¬ 
lauf die inneren Schwächen des Zaris¬ 
mus und der Donaumonarchie immer 
mehr zu Tage. Die Mittelmächte konn¬ 
ten zwar im Osten erhebliche Gelän¬ 
degewinne (Baltikum, Polen, Beloruss¬ 
land, Rumänien) erzielen, doch nur 
bei massiver Unterstützung des unter 
den hohen Verlusten immer mehr zu¬ 
sammenbrechenden habsburgischen 


Bündnispartners durch deutsche Ein¬ 
heiten und Kommandostrukturen. Was 
eine immer stärkere Verpreußung des 
gesamten Ostfeldzuges zur Folge hatte. 
Der Vorteil der Mittelmächte bestand 
darin, dass der Zarismus sich offenbar 
noch stärker in Auflösung befand als 
die Donaumonarchie. Trotzdem kam 
die Oberste Heeresleitung (OHL) nicht 
umhin, auch unter Inkaufnahme einer 
Schwächung der Westfront, mehr Trup¬ 
pen als geplant nach Osten zu verlegen. 
Die (relativen) Erfolge im Osten führ¬ 
ten zu einer gewissen Umkehr des stra¬ 
tegischen Ansatzes: In der OHL hoffte 
man nun zuerst Russland ausschalten 
zu können und dann im Westen mit 
ganzer Kraft siegreich zu sein. Im Os¬ 
ten konnte man zu kriegswirtschaftlich 
wichtigen Erfolgen kommen (beispiels¬ 
weise rumänisches Erdöl). Dieser An¬ 
satz hatte das geostrategische Denken 
(Lebensraum) schon lange geprägt. 

Auch im Südosten sah es zunächst 
für die Mittelmächte relativ erfolg¬ 
reich aus. Der von Winston Churchill 
1915 forcierte Versuch von mehr als 
einer halben Million Briten, Franzo¬ 
sen, Australiern und Neuseeländern 
(ANZAC), über die Dardanellen nach 
Konstantinopel vorzustoßen, scheiter¬ 
te nach einem Landungsunternehmen 
auf der Halbinsel Gallipoli auf der gan¬ 
zen Linie. Nach dem Verlust von etwa 
150 000 Toten und Verwundeten musste 
die Invasionsarmee evakuiert werden. 
Trotz der großen eigenen Verluste von 
etwa 200 000 Toten und Verwundeten 
beflügelte der Sieg die osmanischen 
Kräfte. Aber die Erfolge in Mesopota¬ 


mien konnten nicht verdecken, dass die 
von deutscher Seite geforderte Einnah¬ 
me des strategisch wichtigen Suez-Ka¬ 
nals außerhalb der osmanischen Mög¬ 
lichkeiten lag. Von einer Expansion in 
Richtung Zentralasien/Indien erst gar 
nicht zu reden. 

Der relativ größte „Erfolg“ der 
Mittelmächte ergab sich aus dem Aus¬ 
scheiden Russlands aus dem Krieg. Die 
Bolschewiki hatten mit der alten sozi¬ 
aldemokratischen Forderung ernst ge¬ 
macht. Die Krise des imperialistischen 
Kriegs zur Abschaffung der kapitalis¬ 
tischen Klassenherrschaft zu nutzen. 
Nun galt es das Versprechen auf Frie¬ 
den, Brot und Land zu realisieren. Eine 
allgemeine Friedenskonferenz war 
nicht zu erreichen. Die Burgfriedens¬ 
politiker der SPD hielten ihre Kumpa¬ 
nei mit dem deutschen Imperialismus 
auch nach dem Roten Oktober auf¬ 
recht. Daher konnte der deutsche Ge¬ 
neralstab, speziell Erich Ludendorff, 
den Bolschewiki in Brest-Litowsk ei¬ 
nen Raub-Frieden diktieren, der dem 
Land ein Viertel seines europäischen 


Territoriums, ein Drittel seiner Bevöl¬ 
kerung und drei Viertel seiner Kohle¬ 
gruben und seiner Eisenindustrie kos¬ 
tete. Damit waren die Annexionspläne 
der OHL noch lange nicht erfüllt. Nur 
die katastrophale Lage im Westen be¬ 
wahrte den Roten Oktober vor dem 
Erwürgtwerden in der Wiege. 

Ergebnisse 

„Und endlich ist kein andrer Krieg für 
Preußen-Deutschland mehr möglich 
als ein Weltkrieg, und zwar ein Welt¬ 
krieg von einer bisher nie geahnten 
Ausdehnung und Heftigkeit. Acht bis 
zehn Millionen Soldaten werden sich 
untereinander abwürgen und dabei 
ganz Europa so kahlfressen, wie noch 
nie ein Heuschreckenschwarm. Die 
Verwüstungen des Dreißigjährigen 
Kriegs zusammengedrängt in drei bis 
vier Jahre und über den ganzen Konti¬ 
nent verbreitet; Hungersnot, Seuchen, 
allgemeine, durch akute Not hervorge¬ 
rufene Verwilderung der Heere wie der 
Volksmassen; rettungslose Verwirrung 
unsres künstlichen Getriebs in Handel, 
Industrie und Kredit, endend im allge¬ 
meinen Bankerott; Zusammenbruch 
der alten Staaten und ihrer traditio¬ 
nellen Staatsweisheit, derart, dass die 
Kronen zu Dutzenden über das Stra¬ 
ßenpflaster rollen und niemand sich 
findet, der sie aufhebt“, hatte Friedrich 
Engels schon 1887 prophezeit. 30 Jah¬ 
re später hatten rund 65 Mio. Soldaten 
nicht nur Europa verwüstet. Es muss¬ 
ten 17 Millionen Tote aus aller Welt be¬ 
graben werden. Von den geschwächten 
Überlebenden fielen mehr als 25 Mio. 


der Spanischen Grippe zum Opfer. Die 
Kronen lagen in Berlin, Wien, St. Pe¬ 
tersburg und Konstantinopel auf dem 
Pflaster. Die feudalen Dynastien, wel¬ 
che die europäische Geschichte Jahr¬ 
hunderte bestimmt hatten, waren Ge¬ 
schichte. 

Die gesamten direkten Kriegskos¬ 
ten werden auf rund eine Billion Gold¬ 
mark (Deutschland etwa 200 Mrd.) be¬ 
ziffert. Die Zerstörungen und ökonomi¬ 
schen Folgen der Kriegswirtschaft nicht 
eingerechnet. Versailles verpflichtete 
das völlig bankrotte Deutschland auf 
Zahlung von zunächst 226 Mrd., 1921 
reduziert auf 132 Mrd. Goldmark, plus 
Zinsen. Der vorinflationäre Reichs¬ 
haushalt lag gerade bei zwei Mrd., die 
Reichsschulden dagegen bei 145 Mrd. 
Mark. Eine konventionell nicht lösbare 
Aufgabe. Hyperinflation - zusammen 
mit den Gebietsabtretungen und verlo¬ 
renen Kolonien - Stoff, aus dem Revan¬ 
cheträume geschmiedet werden. 

Die Gewinner England, Frank¬ 
reich und Italien sind teilweise wesent¬ 
lich mehr verwüstet als der Verlierer 


Deutschland. Die Länder leiden unter 
dem Mord an einer ganzen Generati¬ 
on. Vor allem in Belgien und Frank¬ 
reich, wo die Hauptkräfte eingesetzt 
wurden, gibt es furchtbare Zerstörun¬ 
gen. Ein Konflikt, der 1923 zur Beset¬ 
zung des Ruhrgebietes führt. 

Die eigentlichen Gewinner des 
Krieges saßen außerhalb des Kriegs¬ 
gebietes, in Übersee. Japan konnte 
seinen Aufstieg zur regionalen Vor¬ 
macht vor allem mit einem Koloni¬ 
alanspruch in China befestigen. Das 
US-Finanzkapital, schon früh in der 
Kriegsfinanzierung und (Kriegs-)Gü¬ 
terversorgung vor allem der Entente¬ 
mächte engagiert, konnte jetzt auch 
auf dem europäischen Kontinent, im 
Zentrum der etablierten, nun bei der 
Wall Street verschuldeten Großmäch¬ 
te Fuß fassen. Die von Wall Street for¬ 
cierte (gerade rechtzeitige) Durchbre¬ 
chung des US-amerikanischen Isolati¬ 
onismus im ersten Weltkrieg legte den 
Grundstein zum Aufstieg der USA als 
führende Industrie- und Finanzmacht, 
nach dem 2. Weltkrieg, in Ablösung/ 
Kooperation mit dem britischen und 
französischen Imperialismus zur glo¬ 
balen Supermacht, und nach 1989 zur 
„Einzigen Supermacht“. 

★ 

„Es kann ein siebenjähriger, es kann 
ein dreißigjähriger Krieg werden - und 
wehe dem, der zuerst die Lunte in das 
Pulverfaß schleudert!“ hatte der älte¬ 
re Moltke gewarnt. Diejenigen, welche 
die Katastrophe des I. Weltkriegs insze¬ 
niert hatten, waren weit davon entfernt 
es mit Versailles bewenden zu lassen. 
„Eine große Armee, wie jede andre gro¬ 
ße gesellschaftliche Organisation, ist nie 
besser, als wenn sie nach einer großen 
Niederlage in sich geht und Buße tut für 
ihre vergangenen Sünden“, hatte Fried¬ 
rich Engels geschrieben. Das hieß für die 
deutschen Generäle mehr Offensivkraft, 
mehr Panzer und Flugzeuge, Radikali¬ 
sierung des „Hindenburg-Programms“ 
zum totalen Krieg. Für die Lebensraum¬ 
theoretiker: rassistische Vernichtung zur 
eigenen Bereicherung (Arisierung) und 
zur Beherrschung des Raumes (Gene¬ 
ralplan Ost). Auch hier lagen die Mus¬ 
ter (Genozid an den indigenen Völkern 
Amerikas, an den Herero und Nama 
und an den Armeniern) längst vor. „Der 
Kaiser ging, die Generäle blieben“ (Plie- 
vier), und Buße wollten die ganz gewiss 
nicht tun. Der zweite Teil des Kampfes 
um die Weltmacht endete, das Grauen 
des ersten weit in den Schatten stellend, 
genau da, von wo 30 Jahre zuvor die 
deutsche Jugend so beigeistert zum gro¬ 
ßen Morden losgeschickt worden war. 

„Der Krieg mag uns vielleicht mo¬ 
mentan in den Hintergrund drängen“ 
so Engels an „die Fürsten und Staats¬ 
männer“ gewandt, „mag uns manche 
schon eroberte Position entreißen. Aber 
wenn Sie die Mächte entfesselt haben, 
die Sie dann nicht wieder werden bän¬ 
digen können, so mag es gehn wie es 
will: am Schluss der Tragödie sind Sie 
ruiniert und ist der Sieg des Proletari¬ 
ats entweder schon errungen oder doch 
unvermeidlich.“ Die Gründung der II. 
Internationale stand unmittelbar bevor. 
Engels war überaus optimistisch. Zu op¬ 
timistisch. 

Der Sieg des Proletariats, das his¬ 
torisch wohl bedeutendste Ergebnis 
des Ersten Weltkriegs, fiel zusammen 
mit einem ebenso historischen Er¬ 
folg des Imperialismus: Der (voläu- 
fig) dauerhaften Spaltung der Arbei¬ 
terbewegung in Reformisten und Re¬ 
volutionäre. Aus der zunächst kleinen 
Splittergruppe um Bernstein war die 
dominante Strömung der westeuropä¬ 
ischen Arbeiterbewegung geworden. 
Zwar glaubte der deutsche Faschismus 
auf ihre organisatorische und weltan¬ 
schauliche Kraft im Kampf gegen den 
Roten Oktober verzichten zu können. 
Ohne Erfolg. Dafür bediente sich der 
US-Imperialismus - nach kurzer Be¬ 
denkzeit - ihrer umso intensiver. Mit 
Erfolg. 

„Am Grunde der Moldau wandern 
die Steine ...“. Es ist kein sozialdemo¬ 
kratisches Jahrhundert geworden. Der 
Kapitalismus steckt wieder in einer 
„Jahrhundertkrise“. Der Ruf nach der 
militärischen Lösung wird wieder lau¬ 
ter. Die Sozialdemokratie ist wieder an 
Bord. Manche lernen nie. 



Böcklin:„Der Krieg“ (1896) 
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Wir trauern um 

Berny Garbrecht 

Berny starb nach längerer Krankheit kurz vor Vollendung ihres 86sten 
Lebensjahres. 

Sie war eine treue Genossin der DKP und Kameradin in der WN/BdA. 
Sie half in den ersten Jahren nach der Befreiung vom Faschismus vie¬ 
len von den Nazis verfolgten Kameradinnen und Kameraden im Kampf 
um Entschädigung. Sie organisierte sich in der FDJ, der KPD und der 
DKP. Viele Jahre bis zu ihrer schweren Erkrankung hat sie die Kassie¬ 
rung ihrer Gruppe übernommen. Auch im Haus der Senioren hat sie 
sich aktiv im Beirat für die Belange ihrer Mitbewohnerinnen eingesetzt. 

Wir werden Berny als Mutter, Oma und Uroma, als Schwester und 
Schwägerin, als Kusine, Tante und Großtante in guter Erinnerung be¬ 
halten. Sie hat sich immer um das Wohl ihrer Familie gekümmert. 

Und sie hat bis zuletzt die politische Entwicklung in unserem Land und 
in der Welt verfolgt in großer Sorge um die Zukunft der Menschheit. 

Wir verabschieden uns von Berny am 26 . August um 10 Uhr in der 
Trauerhalle Pfarrstraße, Essen-Frintrop. 

Im Namen aller Angehörigen und Freunde 
Paul Schnittker 


18 . Pressefest der UZ - Einladung zum 

Dankefest für alle Helferinnen und Helfer 

am Freitag, 22. August 2014 um 18.00 Uhr im Kommtreff der DKP München, 
Holzapfelstraße 3 

Das 18. Pressefest der UZ - Volksfest der DKP war ein großer Erfolg. Ein gro¬ 
ßes Dankeschön geht an alle Helferinnen und Helfer, die beim Südbayernstand 
mitgearbeitet oder als zentrale Helferinnen zu diesem Erfolg beigetragen haben. 
Ohne diesen großartigen Einsatz wäre ein solches Fest nicht möglich. 

Dafür möchte sich der Bezirksvorstand Südbayern bei allen bedanken und lädt 
zu diesem Helferinnenfest ein. 

Wir haben einige Bilder vom Pressefest vorbereitet, es gibt auch Getränke und 
Knabberzeug. Es dürfen auch gerne Bilder vom Fest in jeder Form mitgebracht 
werden. 

Mit herzlichen Grüßen Walter Listl / Ulla Epple 





15.00 Uhr Kinderfest 

Märchen & Puppen mit Catharina, in diesem Jahr: Brüderchen und 
Schwesterchen / Kaffee und Kuchen 


15.30 Uhr - Diskussionsrunde: 

Kriege beenden - Frieden schaffen! 

Ab 18.30 - 22 Uhr: 

Musik: Hip Hop: OneStepAhead! / Achim Bigus singt 
„Disko für Jung + Alt" mit DJ Andre 

Spanferkel * Bier vom Fass * Tombola * Kuba-Mixgetränke + Wein 
Türkische + Afghanische Spezialitäten 


23. August 2014, Jahnstraße 2a, Elmshorn 


Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 




Beispiel 
Privatanzeige 
20,-€ plus MWSt 




www.jungewelt.de 

Lesen Sie in der Wochenendausgabe vom 
16./17. August, in junge Welt unsere 
thematische Wochenendbeilage: 

Erist Thälmann 

Ausgabe inkl. Wochenendbeilage für 1,70 Euro am Kiosk erhältlich 



Fäustels Antiquariat für Bücher & Platten etc 

...und vor dem Moncada-Fest am Sa. 16 . 8 . in Bonn zu Fäustel: 
Lateinamerikanische Literatur sowie Schallplatten und CDs vom 
Feinsten! 12 - 16 Uhr Elsässer Straße 8a (Hof. Fa. Haerter) 


U-Bahn Haltestelle Wurzerstr./ Parken am Antiquariat möglich/ 500 Meter zum Fest! 
E-Mail: faeustel@buchrecycling.de / Post: Volker Rohde, Stroofstr.15, 53225 Bonn 
Tel/AB: 0228 - 463931 



Edmund wird 90 


& 

.Auch aus Steinen, die dir in den Weg gelegt werden. 
hnrrHt du eftwu ichancj bauen," (Erich Kortner) 

Weder des fclPO-Vtrbat nach die Nieder!*}* der- Arbeiterklasse w der bDft heben ihn 
■üjüfhalten k örmm in seinem Kampf fir Frieden und SüJiühsmus. 
ln seinem HeiHMtert ftathentMcft bei Nürnberg ist der r^te Enefc stadtbekannt und 
haeh aberkannt. 

Erich Schreier 
wird 85 Jehire alt \ 

Wir gratulieren dir ^anz herzUch und danken dir fw deinen unermiirflicken Einsatz. 
Dir und deiner Familie wünschen wir alles feite! 

be re feenassmnen und Sen&ssen ven Nürnberg Land 
Bezirksvorstand der bKP NerdEwyem 


Lieber Edmund, wir gratulieren Dir aufs herzlichste zu Deinem Ge¬ 
burtstag. Du blickst auf ein ereignisreiches Leben zurück. Nach Deiner 
Ausbildung und den Kriegsjahren hast Du Dich politisch engagiert. 

Seit Deinem 21 . Lebensjahr warst Du in der KPD, später in der DKP. 
Im Laufe der Jahre hattest Du viele Funktionen inne. Ein halbes Jahr¬ 
hundert hast Du Kommunalpolitik betrieben und warst davon 15 Jahre 
Bürgermeister von Pfeffelbach. Später hattest Du Dich in der Che-Gue- 
vara-Brigade am Aufbau des Consulatorio de la familia in Matanzas 
Kuba beteiligt. 

Obwohl beruflich und politisch sehr aktiv, hast Du Dir immer auch Zeit 
für die Familie genommen. 

Wir wünschen Dir, dass Du weiterhin gesund und munter bleibst. 

Die Kinder 


UZ in Aktion! UZ in Aktion! 


Jetzt Aktionen planen und UZ bestellen. 

Die UZ wird im 2 . Halbjahr 2014 mehrere Schwerpunktthemen aufgrei¬ 
fen. Diese Ausgaben eignen sich hervorragend zum Verteilen auf Demos, 
Veranstaltungen und Kundgebungen und zur Durchführung von Infostän¬ 
den und Aktionen der DKP: 


UZ 29.8.2014: 
UZ 26.9.2014: 

UZ 07.10.2014: 
UZ 24.10.2014: 
UZ 14.11.2014: 

UZ 05.12.2014: 


Antikriegstag 

Zentraler Aktionstag der IGM-Jugend 
in Köln „Aktion Übernahme“ 

65. Jahrestag der DDR-Gründung 
DGB-Betriebsrätetag 
Blockupy-Festival vom 20. - 23.11.2014 
Frankfurt 

Kunst - Musik - Literatur 


UZ-Aktionspreise: 

bis 14 Exemplare: 10 .- € bis 70 Exemplare: 20 .- € 

bis 140 Exemplare: 30 .- € bis 300 Exemplare: 60 .- € 
weitere Preise auf Anfrage 


Nutzt bitte dieses Angebot auch an anderen Wochenenden, um die Be¬ 
kanntheit der UZ zu erhöhen und viele neue Leserinnen für unsere Wo¬ 
chenzeitung zu gewinnen! Bestellungen bitte bis spätestens am Montag¬ 
vormittag in der Erscheinungswoche per E-Mail an: 

vertrieb@unsere-zeit.de 

Tel.: Verlag 0201 17788923 oder Gustl Ballin 0911 8019991 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Entschleutilgung: 

Ruhe & H&rur äurc im Müriu- 
HäLüzuUpaufk. 2 Fe-Woje 2-3 Fers. 
KWMOÖliniK in Kra'-scbiKti-GrtiiHn- 
Havel B ool & Red, 

Ixiiö: www.lrbo fta .dft 
Teil.: 0331/87979« (AB] 


Unserem guten Freund und treuen Genossen 

Erich Schreier 

die herzlichsten Glückwünsche zum Geburtstag in seiner Zeitung. 
Lieber Erich, 

wir wünschen Dir Gesundheit, persönliches Wohlergehen und noch 
viele gemeinsame Aktivitäten für Frieden und Sozialismus. 

Evelyn und Hanspeter Ewald Georg Neubauer Guni und Ernst 
Heidi und Michael I. u. E. Ernstberger Jan Stocki 


Blumen*für Stukenbrock 

Antikriegstag 2014 

Mahn- und Gedenkveranstaltung 
Sowjetischer Soldatenfriedhof Stukenbrock 

Sonnabend, 6. September: 

14.00 Uhr Friedhofsführung / 15.00 Uhr Kranzniederlegung 
Gedenkansprachen: 

Roman Franz (Landesverband Sinti und Roma NRW) 

Lühr Henken (Berliner Friedenskoordination) 

Prof. Dr. Arno Klönne (Soziologe, Paderborn) 

Freitag, 5 . September - Sonntag, 7 . September: 

Jugendzeltlager neben dem Friedhof 

www.Blumen-fuer-Stukenbrock / www.antifa-workcamp.de 


UZ-Dokumentationen 



Die Wohnungsfrage 
ist eine 
Klassenfrage 

Wohnungs- und mieten¬ 
politische Konferenz der 
DKP in Frankfurt am Main 


Gegen die 

imperialistischen 

Kriege 

Vier - Parteien - Konferenz 
in Aachen zur Erinnerung 
an den Beginn des Ersten 
Weltkrieges vor 100 Jahren 


jeweils 64 Seiten, 5,- Euro 


Erhältlich bei: 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 


Tel.: 0201-177 889-23 
Fax: 0201-177 889-28 
info@unsere-zeit.de 
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Dank für den informativen 
Bericht 

Betr.: Bericht über das isw-Forum, 

UZ vom 18.7.2014, S. 10 

Vielen Dank für den informativen Be¬ 
richt des isw-Forums. Die Ideen und 
Vorstellungen über eine fortschrittli¬ 
che Entwicklung aus dem links-alter- 
nativ-sozialreformerischen Spektrum 
bieten auch für uns Marxisten immer 
wieder Anlass und Gelegenheit, An¬ 
knüpfungspunkte und Gemeinsam¬ 
keiten zu entdecken, die im Kampf 
für eine Entwicklung von Gegenwehr 
und Gegenmacht zur kapitalistischen 
Übermacht nutzbar sind. Naturgemäß 
gehen die Vorstellungen über die Ur¬ 
sachen der massiven sozialen, ökolo¬ 
gischen usw. Probleme auseinander, 
so erkennen Kommunisten dabei die 
private Aneignung des gesellschaftlich 
erzeugten Reichtums und die Kapital¬ 
verwertung mit ihrem Zwang zum Ma¬ 
ximalprofit und nicht eine Wachstums¬ 
oder Konsumfixierung, eine verzerrte 
Bedürfnisstruktur der Menschen, eine 
falsche Verteilung oder fehlende Wirt¬ 
schaftsdemokratie. 

Demzufolge ist es unser Ziel, die Kapi¬ 
talverwertung abzuschaffen und nicht 
sie sozialverträglicher und demokrati¬ 
scher zu gestalten. 


Dennoch kann man in den konkre¬ 
ten gesellschaftlichen Auseinander¬ 
setzungen an einem Strick ziehen. So 
lange, bis wir, also die (dann klassen¬ 
lose) Gesellschaft insgesamt, darüber 
bestimmen, welche Produkte wir mit 
welcher Technologie, welchem Auf¬ 
wand an Rohstoffen, Energie und Ar¬ 
beit gesellschaftlich produzieren, so 
lange also das Kapital noch über sei¬ 
ne Macht und sein Eigentum verfügt, 
müssen wir unsere Interessen an be¬ 
stimmten strategischen Punkten ver¬ 
fechten und durchsetzen, um so Erfah¬ 
rungen zu sammeln, Kampfbereitschaft 
zu erzeugen, Einsichten in die eigenen 
und die gegnerischen (Klassen-)Inter- 
essen, also Klassenbewusstsein zu ge¬ 
winnen, um die werktätigen Menschen 
letztlich zu der Einsicht führen, dass es 
ohne Kapital besser geht. Ein zentraler 
Punkt dabei kann sicherlich die Orien¬ 
tierung unserer Partei auf den Kampf 
um die 30-Stunden-Woche sein. Auch 
wenn wir uns dabei (möglicherweise 
anders als manche Teilnehmer des isw- 
Forums) bewusst sind, dass dies ledig¬ 
lich ein Ansatzpunkt aber noch keine 
Lösung sein kann. Und wenn wir Fort¬ 
schrittskräfte unsere Kräfte bündeln 
wollen bzw. müssen, ist ein wichtiges 
Thema dabei offenbar konsensfähig: 


Arbeit muss wieder teurer werden, un¬ 
ser Anteil am Kuchen muss zu Lasten 
der Profite steigen. 

Thomas Mehner ; Krefeld 

Helme zu Kochtöpfen 

Betr.: Leserbrief von Anne Rieger, 

UZ vom 8.8.2014, S.15 

Ich kann Anne Rieger nur in ihrer Kri¬ 
tik unterstützen, die eine differenzier¬ 
tere Betrachtung einfordert zwischen 
Rüstungslobbyisten wie dem Ex-FDP 
-Minister Dirk Niebel, der nun in sei¬ 
ner Funktion bei Rheinmetall weich 
gefallen ist und den Aufgaben der Be¬ 
triebsräte. 

Angesichts des Fakts, dass sich dieses 
Jahr der Ausbruch des 1. Weltkrieges 
zum 100. Mal und der des 2.Weltkrie- 
ges sich zum 75. Mal jährt, hat dieses 
Thema besondere (...) Bedeutung. 
Zugleich nimmt in der Gegenwart die 
Militarisierung der BRD, getrieben 
durch den militärisch-industriellen 
Komplex, rasant zu. Von einer Frie¬ 
densdividende nach der antisozialisti¬ 
schen Konterrevolution in Europa ist 
nichts zu merken. Dies äußert sich in 
Auslandseinsätzen der Bundeswehr 
(zurzeit in 22 Staaten) und an den ge¬ 
stiegenen Rüstungsexporten, bei de¬ 
nen die BRD weltweit den dritten 


Rang einnimmt. Die Forderung nach 
Stopp oder zumindest Einschränkung 
dieser Exporte wird häufig mit der 
Angst vor Arbeitsplatzverlusten auch 
von bestimmten Gewerkschaftern und 
Betriebräten abgewiesen. Verschwie¬ 
gen wird, dass bei der Umstellung der 
Rüstungsproduktion auf zivile, sozial¬ 
ökonomische und ökologische Produk¬ 
tion (Rüstungskonversion) mehr und 
sinnvollere Arbeitsplätze geschaffen 
werden können. Wenn geschätzt wird, 
dass ungefähr 10 Prozent der gesam¬ 
ten industriellen Arbeitskräfte in der 
Rüstungsindustrie beschäftigt sind, so 
beträgt der entsprechende Prozentsatz 
für qualifizierte, in der Wissenschaft 
tätige Arbeiter nahezu 40 Prozent und 
bei qualifizierten Facharbeitern bei 20 
Prozent. Eine Rüstungskonversion ist 
nach einer Übergangsphase möglich 
und notwendig. (...) 

Uwe Moldenhauer ; Altena 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 



22.-24. August 2014 
Else-Rauch-Platz 

U Lutterothstraße 




Laut, links und friedensoffensiv 

Im August findet in Hamburg das Methfesselfest statt 


E s ist wieder so¬ 
weit: das Hambur¬ 
ger Methfessel¬ 
fest findet in diesem Jahr 
vom 22. bis 24. August 
statt. 

Das nach dem UZ- 
Pressefest wahrschein¬ 
lich größte Fest linker 
Kräfte in Deutschland 
hat nicht ganz zufällig 
seinen Ursprung bei der 
DKP, die es als Parteiver¬ 
anstaltung bis zur Wen¬ 
de organisierte. Nach ei¬ 
nigen Jahren der Unter¬ 
brechung wurde es 1996 
unter breiter Beteiligung 
als linkes Initiativ- und 
Kulturfest wiederbelebt. 
Das Fest ist im Hambur¬ 
ger Stadtteil Eimsbüttel 
mittlerweile fest veran¬ 
kert und stößt auf brei¬ 
tes Interesse weit über 
Hamburg hinaus. 

Die ehrenamtliche 
und bunt zusammenge¬ 
setzte Vorbereitungs¬ 
gruppe legt großen Wert 
darauf, dem immer mehr 


ausufernden Kultur- und Partykom¬ 
merz eine Veranstaltung entgegenzu¬ 
setzen, wo alle solidarisch mitfeiern 
und ihre Anliegen der Öffentlichkeit 
präsentieren können. Stimmig dazu 
verzichten auch die auftretenden Mu¬ 
sikgruppen auf ein Honorar. 

Drei Tage lang gibt es ein ab¬ 
wechslungsreiches Musik- und Vor¬ 
tragsprogramm, Samstag und Sonn¬ 
tag ergänzt durch einen großen An¬ 
wohnerflohmarkt und vielfältige 
Angebote für Kinder. 

Das diesjährige Motto des Fes¬ 
tes lautet „Frieden und soziales 
Miteinander: regional - internatio¬ 
nal - überall!“. 100 Jahre nach dem 
Beginn des Ersten Weltkriegs und 
75 Jahre nach dem des Zweiten ist 
der Krieg weltweit zunehmend All¬ 
tag, wobei, wie es im Programm des 
Festes heißt, die „deutsche Politik 
als Strippenzieher eine immer ver¬ 
heerendere Rolle spielt“. Dieses The¬ 
ma ist in der Podiumsdiskussion am 
Sonntag präsent, wo die Frage „Was 
tun wir für den Frieden?“ beantwor¬ 
tet werden soll. Am Tag davor ana¬ 
lysiert Völkerrechtler Norman Paech 
das weltweite Kriegsgeschehen. Die 
Umsturzbemühungen des Westens 


in Venezuela sind ebenso ein The¬ 
ma wie die schleichend zunehmende 
Agression der Hamburger Politik ge¬ 
gen die Menschen in der Hansestadt 
durch die Einrichtung sogenannter 
„Gefahrengebiete“, wo die Polizei 
weitreichende Handlungsfreiheit er¬ 
hält. Ärzte berichten von der Schief¬ 
lage des griechischen Gesundheits¬ 
systems unter dem Diktat aus Berlin 
bzw. erläutern die Vorbildlichkeit der 
medizinischen Versorgung auf Kuba. 
Am Freitagabend gibt es die seltene 
Gelegenheit, die filmische Aufzeich¬ 
nung von „Goodbye Barcelona“ zu 
sehen, einem englischen Musical über 
die Internationalen Brigaden im spa¬ 
nischen Bürgerkrieg, welches 2011 in 
London uraufgeführt wurde. Am spä¬ 
ten Samstagabend spielen Schenzer 
& Wilke, Mitglieder der ehemaligen 
Gruppe „Rotdorn“, Arbeiter-, Frei- 
heits- und Friedenslieder, zum Mit¬ 
singen und Kraft tanken für den Wi¬ 
derstand. 

Methfesselfest, Freitag 22. bis 
Sonntag, 24. August, Else-Rauch- 
Platz, U-Bahn Lutterothstraße. 

Das komplette Programm unter 
www.methfesselfest.de 


termine@unsere-zeit.de 


Bonn: „Fiesta Moncada.“ Kulturprogramm mit 
den Musikgruppen Habana Open und Vaiven 
Cubano sowie der Solosängerin Mirtha Junco 
Wamburg. Botschaft der Republik Kuba, Au¬ 
ßenstelle, Kennedy-Allee 22-24, 15.00 Uhr 
bis 20.00 Uhr. 


Dl ★ 19 . AUG 


Rostock: „Der I. Weltkrieg und seine Fol¬ 
gen“ , Roter Stammtisch der DKP Rostock. 
Cafe Maya, Wismarsche Straße 21,19.00 Uhr. 


Ml ★ 27 . AUG 


Stadtlohn: Mitgliederversammlung der 
DKP im Kreis Borken zur Vorbereitung des 
Antikriegstages. Parteiraum in Stadtlohn, 
Vredenerstraße 54 bei Tenbusch, 19.15 Uhr. 


DO ★ 28 . AUG 


Dortmund: Reiner Liebau referiert zum The¬ 
ma: TTIP - Freihandels-und Investitionsab¬ 
kommen. Veranstaltung der DKP. „Z“, Oes¬ 
terholzstraße 27,19.00 Uhr. 


SA ★ 30 . AUF 


Gronau: DKP-nfostand in der Stadt mit DKP- 
Antikriegsinfo zu Gaza und Ukraine anlässlich 
des Antikriegstags am 1. September. Fußgän¬ 
gerzone, ab 11.00 Uhr. 


MO ★ 1 . SEPT 


Schweinfurt: Infostand der DKP bei der öf¬ 
fentlichen Kundgebung zum Antikriegstag. 
Georg-Wichtermann-Platz, 17.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätes¬ 
tens am Freitag eine Woche vor dem Erschei¬ 
nungstermin der entsprechenden Ausgabe der 
UZ, möglichst auch mit Angabe des Themas 
der Veranstaltung an termine@unsere-zeit. 
de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18, 
45127 Essen. 



Spenden für das 
UZ-Pressefest 

bitte auf das Pressefest-Konto 
der DKP: 

DKP-Parteivorstand 
Konto-Nr. 4002 4875 01 
bei der GLS Bank Bochum 
BLZ: 43060967 

IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 01 
BIC: GEN0DEM1GLS 
Stichwort: UZ-Pressefest 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 - 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail 


Datum, Unterschrift: 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 2. bis 8. August 


Dienstag 

ln der JVA Landsberg könnte es bald 
eng werden. Der prominenteste Insas¬ 
se Uli Hoeness soll Besuch bekommen 
bzw. bekommen haben. Die Rede ist von 
Karl-Heinz Rummenigge, Edmund Sto¬ 
iber, Adidas-Chef Herbert Hainer, dem 
Bayern-Spieler Frank Ribery, Trainer 
Pep Guardiola und Franz Beckenbauer. 
Ob Hoeness die alle gern sieht, darf zu¬ 
mindest im Fall Beckenbauer bezweifelt 
werden. Den fand der Abiturient schon 
immer „ dumm“. 

Außerdem ist ein Knastbesuch - im¬ 
merhin sind dort viele Justizbeamte -für 
die genannten Herrn nicht ganz unbe¬ 
denklich. Jeder von ihnen ist schon mal 
ins Fadenkreuz verschiedener Ermitt¬ 
lungsbehörden geraten. Rummenigge 
soll Uhren geklaut, Guardiola gedopt, 
Beckenbauer die WM 2006 und Ribery 
Sex mit Minderjährigen gekauft haben. 
Stoiber ist nie wirklich mit der Waffe in 
der Affärenhand erwischt worden, aber 
Bayern raucht noch heute an vielen Plät¬ 
zen, wo der ehemalige Ministerpräsident 
als letzter gesehen wurde. Hainer zuletzt 
könnte die Matrjoschka sein, die in der 
Hoeness-Affäre steckt. Immerhin hat 
Hoeness zumindest Teile seiner Spekula¬ 
tions-Millionen von Adidas bekommen. 
Um das herauszubekommen, hätte man 
den ehemaligen Bayern-Präs identen beim 
Steuerhinterziehungsprozess aber richtig 
auseinandernehmen müssen - wie eine 
Matrjoschka eben. 

Ich rate den Ermittlungsbehörden auf 
jeden Fall, sich die Besuchstermine vor¬ 
zumerken und die Daumenschrauben 
bereitzuhalten - nicht zum Anlegen, das 
Zeigen der Instrumente reicht bei so sen¬ 
siblen (und gläubigen) Herren allemal. 

Mittwoch 

Eine Analyse der Verbraucherschutzge¬ 
setze hat Foodwatch vorgelegt. Fazit: Ver¬ 
braucher sind nur unzureichend vor Täu¬ 
schungen bei Lebensmitteln geschützt. 
Regelmäßig komme es etwa zu Dioxin- 


Am Mittwoch vergangener Woche 
konnte Flugleiter Andrea Accomazzo 
im European Space Operations Centre 
(ESOC) der ESA in Darmstadt stolz 
verkünden: „Wir sind beim Kometen“. 
Die Rosetta-Raumsonde hatte nach 
einer zehnjährigen Reise durchs All, 
nachdem sie 6,4 Milliarden Kilometer 
zurückgelegt hatte, ihr Ziel erreicht. 
Sie ist inzwischen erfolgreich in eine 
Umlaufbahn um den Kometen 67P/ 
Tschurj umow-Gerassimenko („Tschu- 
ri“) eingeschwenkt. Die Mission dient 
dazu, die Entstehungsgeschichte unse¬ 
res Sonnensystems zu erforschen, in¬ 
dem einer der ältesten und ursprüng¬ 
lichsten Himmelskörper, ein Komet, 
untersucht wird. Unter anderem soll 
dabei auch nach Antworten für die 
umstrittene Frage gesucht werden, ob 
etwa Kometeneinschläge vor Milliar¬ 
den Jahren wichtige Bausteine für die 
Entstehung von Leben auf die Erde ge¬ 
bracht haben. 

Bis Oktober soll auf dem Kometen 
ein Landeplatz für die knapp einen 
Kubikmeter große und 100 kg schwere 
Rosetta-Landeeinheit Philae gefunden 
werden. Die Landung selbst ist für No¬ 
vember geplant. 

Die Rossetta-Sonde war am 2. März 
2004 mit einer Ariane 5 G+ ins All ge¬ 
startet. Keine der heute verfügbaren 


belastungen in Futtermitteln. Die Rechts¬ 
lage biete „keine Abschreckung, sondern 
sogar einen Anreiz zum Futtermittelpan¬ 
schen“ da eine Selbstanzeige eines Her¬ 
stellers automatisch mit Straffreiheit ver¬ 
bunden sei. Wir erinnern uns, dass solche 
und ähnliche Vorwürfe immer wieder er¬ 
hoben werden. Die Febensmittelskandale 
sind Fegion. 

Konsequenzen werden nicht gezogen. 
Ernsthafte Untersuchungen über die ge¬ 
sundheitlichen Folgen gibt es nicht. Der 
Zusammenhang mit Krebs, Diabetes, 
Bluthochdruck und anderen Massener¬ 
krankungen wird ab und zu hergestellt - 
aber genauso oft geleugnet. (Von den Um¬ 
weltfolgen reden wir jetzt einmal nicht.) 

Foodwatch und anderen Verbrau¬ 
cherorganisationen muss vorgeworfen 
werden, dass sie immer nur die üblen Er¬ 
scheinungsformen aufrühren, aber nie zur 
Benennung des dahinterstehenden Sys¬ 
tems durchstoßen: Ernährung, Gesund¬ 
heitswesen und Gesetzgebung unterste¬ 
hen - jedes aufseine Art - dem Einfluss 
und der Macht von Konzernen. Für die 
heißt es, dass unsere Gesundheit gegen ih¬ 
ren Profit steht. 

Die Folgen werden immer dramati¬ 
scher, je länger dieses System nicht be¬ 
kämpft und zerschlagen wird. 

Donnerstag 

Bravo, Frau Kirchner! Es ist richtig, dass 
Sie als argentinische Präsidentin vor dem 
Internationalen Gerichtshof in Den Haag 
klagen, weil US-Hedgefonds mit Hilfe 
eines US-Bundesrichters Ihr Land ka¬ 
puttspekulieren wollen. 

Aber, die Klage hat keine Chance. Die 
Pax Americana funktioniert nur, wenn in¬ 
ternationales Recht hinter militärischer 
Macht zurücksteht. Die USA erkennen 
den Gerichtshof, vor den sie andere gern 
zerren, deshalb erst gar nicht an. 

Immerhin wird die Welt daran erin¬ 
nert, dass Gerechtigkeit nur möglich ist, 
wenn die Macht des (US)-Imperialismus 
gebrochen wird. Adi Reiher 


Trägerraketen hätte die Sonde jedoch 
bis zum Kometen bringen können. Des¬ 
halb wurde ein kompliziertes Szenario 
für den Flug entwickelt, das letztlich 
zum Erfolg führte. 

Die Oberstufe der Ariane-Rakete 
brachte zunächst die Sonde auf eine 
erdnahe Bahn um die Sonne, also im 
Wesentlichen aus dem Gravitationspo¬ 
tential der Erde heraus. Ein Jahr nach 
dem Start, am 4. März 2005, flog Ro- 
setta ein erstes Swing-By-Manöver, bei 
dem die Sonde sich der Erdoberfläche 
bis auf 1 900 km näherte. Von der Erde 
wurde sie mitgeschleppt und beschleu¬ 
nigt. Nach mehreren solcher so genann¬ 
ter Swing-bys (insgesamt 3 x Erde, 1 x 
Mars) und zwei Asteroiden-Besuchen 
versetzten die Flugingenieure Rosetta 
Mitte 2011 für rund zweieinhalb Jahre 
in einen „Tiefschlaf“, aus dem sie An¬ 
fang 2014 „geweckt“ wurde. Im Juli 
konnte die Sonde dann aus rund zehn¬ 
tausend Kilometer Entfernung erst¬ 
mals ein Foto des Kometen „Tschuri“ 
aufnehmen. Statt des erwarteten kar¬ 
toffelförmigen Brockens entpuppte 
sich der Komet als ziemlich unförmi¬ 
ges Objekt. 

17 Länder sind an der Mission betei¬ 
ligt, die insgesamt eine Milliarde Euro 
kostet. 

UZ/ESA 


Carlo Tavecchio wird neuer Präsident 
des italienischen Fußballverbandes 
(FIGC). Im dritten Wahlgang erhielt er 
die erforderliche Mehrheit mit komfor¬ 
tablen 63,6 der abgegebenen Stimmen. 
Im Vorfeld hatte ein rassistischer Aus¬ 
fall Tavecchios Proteste ausgelöst. Nach 
dem schlechten Abschneiden der italie¬ 
nischen Fußballer bei der Fußballwelt¬ 



meisterschaft hatte er über die Grün¬ 
de philosophiert und eine stärkere Re¬ 
gulierung des Zustroms ausländischer 
Spieler gefordert: „In England schaut 
man sich Spieler genau an, wenn sie 
kommen. Sie müssen Lebenslauf und 
Stammbaum vorzeigen. Wenn sie Pro¬ 
fis sind, dürfen sie auch spielen. Bei 
uns bekommen wir einen Opti Poba, 
der vorher Bananen gegessen hat und 
dann plötzlich in der ersten Mannschaft 
von Lazio spielt“. 

Eine Äußerung voller Sachver¬ 
stand, politischer und humanistischer 
Ausgewogenheit. England war das ein¬ 
zige Team, das die Italiener in Brasili¬ 
en schlagen konnten. Die Erwähnung 
des fiktiven Opti Poba, der von Bana¬ 
nen lebt, erboste vor allem die franzö¬ 


sischen Fußballer, weil sie darin eine 
Anspielung auf ihren Jungstar Pogba 
sehen. Und das Beispiel Lazio Rom ist 
nach dem Prinzip „Haltet den Dieb“ 
gestrickt, denn jeder weiß dass die 
Fans von Lazio von Faschisten durch¬ 
setzt sind. Das gilt leider auch für die 
erste Mannschaft. 

Herr Tavecchio war bisher Präsi¬ 
dent des italienischen Amateurverban¬ 
des und hatte sich da schon „liebevoll“ 
mit dem Frauenfußball auseinanderge¬ 
setzt: „Am Anfang dachte man, dass die 
Frauen im Vergleich zu den Männern 
ein Handicap hätten [andere überset¬ 
zen „behindert seien“, d.Verf.]. Aber 
wir haben festgestellt, dass Frauen und 
Männer sich sehr ähneln“. Spracht 
und war fortan Förderer des Frauen¬ 
fußballs. Glaubt man der italienischen 
Ausgabe von wikipedia, hob er dafür 
die Kampagne „Spogliati e gioca“ aus 
der Taufe. Übersetzt heißt das „auszie- 
hen und spielen“. Das liegt wohl auf der 
Linie des Vorschlages aus den Reihen 
der FIFA, dass die Spielerinnen mög¬ 
lichst freizügig gekleidet dem Spiel 
nachgehen sollen - wahrscheinlich um 
männliches Fachpublikum in die Stadi¬ 
en zu locken. 

Ebenfalls bei wikipedia.it lesen wir, 
dass Herr Tavecchio früher Bankma¬ 
nager und Bürgermeister seiner Hei¬ 
matstadt Ponte Lambro gewesen ist. In 
diesen Eigenschaften stand er zwischen 
1970 und 1998 insgesamt fünfmal vor 
Gericht - wegen Fälschung von Kre¬ 
ditunterlagen, Steuerhinterziehung, 
Nichtzahlung von Versicherungen und 
Sozialabgaben, Unterlassung oder Fäl¬ 
schung von Berichten und Amtsmiss¬ 
brauch. Jedesmal wurde er verurteilt zu 
insgesamt neuen Monaten Haft - ein 
italienischer Hoeness. 

Dieses Kerbholz ist selbst der FIFA 
etwa zu geriffelt. Unmittelbar vor der 
Wahl forderte sie vom italienischen 
Verband eine Untersuchung der Vor¬ 
gänge. Gleichzeitig wurden innerhalb 
kürzester Zeit in Italien selbst 26 000 


Unterschriften gegen die Wahl des 
Schlawiners aus Ponte Lambro ge¬ 
sammelt. Der erblickte eine Medien¬ 
kampagne und ließ eine weitere Probe 
seiner ausgewogenen Weitsicht vom 
Stapel: „Der Attentäter John Kenne¬ 
dys hat nicht das einstecken müssen, 
was ich einstecke.“ Lee Harvey Os¬ 
wald, dem das Attentat nie zweifelsfrei 
nachgewiesen werden konnte, wurde 
zwei Tage nach dem Attentat von dem 
Nachtclubbesitzer Ruby erschossen. 
Wenn Carlo Tavecchio den Mund da 
mal nicht zu voll genommen hat. 

Seine Wahl - allem zum Trotz - sagt 
alles über den bedenklichen Zustand 
des Profi-Fußballs nicht nur in Italien. 

Siggi Emmerich 


Der rote Kanal 


Und nächstes Jahr am 
Balaton, DDR 1980 

Ferien, erste Liebe und Fern¬ 
weh - Jugend in der DDR. Inge 
Heym schrieb das Drehbuch nach 
Motiven des Jugendromans „Ich 
bin nun mal kein Yogi“ von Joa¬ 
chim Walther. 

So., 17.8., 5.40-7.05 Uhr, mdr 

Adel ohne Skrupel, D 2014 

Dokumentation über die Geschäf¬ 
te und Machenschaften der hanno- 
veranischen Welfen während des 
Faschismus. Zur Zeit ist der skan¬ 
dalumwitterte Ernst August von 
Hannover Chef des Adelshauses. 
Mo., 18.8., 23.00-0.00 Uhr, ard 

Nowhere Boy - Als John Lennon 
ein Junge war, GB/Kan 2009 

Gelungener Spielfilm über den 
jungen John Lennon und die An¬ 
fänge der Beatles. Das Drehbuch 
basiert auf der Autobiografie 
„Imagine This: Growing Up With 
My Brother John Lennon“ von 
Julia Baird, einer Halbschwester 
John Lennons. 

Di., 19.8., 22.00-23.30 Uhr, bayern 



Tatort eingezäunt 



88 Betonsoldaten am „Kriegsklotz/Dammtor“ wurden bei einer Kundgebung auf dem Hamburger,,Hiroshima-Platz“ 
symbolisch eingezäunt. 

Hiroshima-Platz? Wo ist denn der? Das wird mancher Leser jetzt denken. Das Hamburger Forum erhebt schon seit Jahren 
die Forderung, den Platz am „Kriegsklotz/Dammtor“ in Hiroshima-Platz umzubenennen (auch schon per Petition). 

Wie in den Jahren zuvor, fand die Kundgebung zum Hiroshima-Tag eben auf diesem Platz statt. Am 6. August 1945 warf die 
US-Luftwaffe die erste Atombombe auf die japanische Stadt. Drei Tage später folgte der Abwurf der zweiten Bombe auf 
Nagasaki. Die beiden Abwürfe hinterließen 200 000 Tote und unzählige Verletzte. 

69 Jahre nach diesem Kriegsverbrechen erinnerte die Hamburger Friedensbewegung am 6. August an dieses Datum. 
Bundesweit fanden an diesem Tag 60 Kundgebungen, Mahnwachen und Veranstaltungen statt. Es ging nicht nur ums 
Erinnern sondern auch um die Gegenwart. Nach einer Studie von „Pax Christi“ sind auch acht deutsche Finanzdienstleister 
an der Finanzierung von Atomwaffenherstellern beteiligt und am Militärstützpunkt Büchel (Rheinland-Pfalz) lagern immer 
noch 20 Atomwaffen. Darum, aber auch um die Konflikte im Nahen Osten und der Ukraine ging es bei den Redebeiträgen 
auf dieser Kundgebung. Für den musikalischen Teil sorgte Kai Degenhardt mit seiner Gitarre und seinen Liedern. Eine 
erfolgreiche Kundgebung der Hamburger Friedensbewegung, während die 88 Betonsoldaten stumpfsinnig um den Klotz 
marschierten. 

Vorbestrafter rassistischer Macho 

„Wir sind beim Kometen“ Carlo Tavecchio neuer Präsident des Fußballverbandes in Italien 

Die Rosetta-Sonde erreichte nach langem Flug ihr Ziel 














